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Nur Scheinlösungen 
für Opel 

Für 10 000 Beschäftigte 
wurde bei Opel Kurzar¬ 
beit angemeldet. 

Selten 


Vor 80 Jahren 

Die Reichstagswahlen am 
6. November 1932 ver¬ 
schoben die Kräfte zuun¬ 
gunsten der Reaktion. 
Seite io 


Rommel-Legende 

Im 70. Jahr nach Stalingrad 
zeichnete die ARD ein fragwür¬ 
diges Bild des nationalkonserva¬ 
tiven Widerstandes in Adel und 
Wehrmacht. 
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Menschenrechte im „Musterland“ 

UN-Ausschuss kritisiert die Bundesrepublik 


„Wer Flüchtlinge vor den Grenzen Eu¬ 
ropas verrecken ... lässt, der braucht 
von Menschenrechten nicht mehr zu 
reden.“ Heribert Prantl („Süddeutsche 
Zeitung“) war bei seiner Rede Anfang 
September bei der Verleihung des Aa¬ 
chener Friedenspreises voller Zorn. 
Die Bundesrepublik beteiligt sich ak¬ 
tiv an diesem mörderischen Grenzsys¬ 
tem. Asylsuchenden werden auch hier 
Grundrechte verweigert. Menschen 
müssen über viele Jahre auf behördli¬ 
che Entscheidungen warten, leben un¬ 
ter unwürdigen Verhältnissen, es gibt 
eine grausame Abschiebepraxis. Mit 
Demonstrationen und Hungerstreiks 
haben deshalb Flüchtlinge in den letz¬ 
ten Wochen auf ihre unhaltbare Lage 
aufmerksam gemacht. 

Doch auch lange hier lebenden Mi- 
grantinnen und Migranten, Hartz-IV- 
Empfängern und vielen anderen wer¬ 
den Rechte vorenthalten. 

Im deutschen „Musterland“ stimmt so 
manches nicht. 

UN-Gremien schauen in Abständen 
auf die Einhaltung der Menschen¬ 
rechte. Sie reagieren auf Beschwerden, 
werten Berichte von Menschenrechts¬ 
organisationen und Staaten aus. Meist 
reagieren die kritisierten Regierungen 
gar nicht. 

Maßstäbe für die Einschätzungen set¬ 
zen die „Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte“ der UNO von 1948 
und zwei Pakte, die 1977 in Kraft tra¬ 
ten. Dabei handelt es sich um 

★ den Internationalen Pakt über bür¬ 
gerliche und politische Rechte, der 
das Recht auf Leben, die Verbote von 
Folter, Sklaverei und Zwangsarbeit, 
Rechte auf persönliche Freiheit und Si¬ 
cherheit, Gedanken-, Religions-, Mei- 
nungs-, Versammlungs-, Vereinigungs¬ 
freiheit und andere umfasst; 

★ den Pakt über die wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Menschen¬ 
rechte (Sozialpakt), der das Recht auf 
Arbeit, auf soziale Sicherheit, Ernäh¬ 
rung, Wohnen, Wasser, Gesundheit, 
Bildung und andere beinhaltet. 

Vor allem der Letztere hat dem Ka¬ 
pital und seinen politischen Vertre¬ 


tern nie gepasst. Doch man hatte mit 
dem sozialistischen Lager bis 1989/90 
einen gewichtigen Gegner. Den Pakt 
über bürgerliche und politische Rech¬ 
te versuchte man 
dagegen - in den 
Punkten, die 
„passten“, tatsäch¬ 
liche Kritikpunk¬ 
te betrafen - zum 
Nachteil der sozi¬ 
alistischen Staa¬ 
ten in Europa 
auszunutzen. Mit 
Erfolg. 

Seit 1990 muss 
keine Rücksicht 
mehr genommen 
werden. 

Seither wurde die 
Bundesrepublik 
durch UN-Gre¬ 
mien mehrfach 
wegen Grund¬ 
rechtsverletzun¬ 
gen kritisiert. Ver¬ 
änderungen zum 
Positiven gab es 
kaum. Nur zwei 
Beispiele: 1999 
wurde die Bun¬ 
desrepublik durch 
das UNO-Komitee für wirtschaftliche, 
soziale und kulturellen Rechte im Zu¬ 
sammenhang mit der Lage der Frau¬ 
en in der Bundesrepublik, vor allem in 
Ostdeutschland, gerügt. 2011 kritisier¬ 
te der zuständige UN-Ausschuss in sei¬ 
nem Staatenbericht die soziale Lage in 
Deutschland. Tief besorgt sei man, weil 
viele frühere Empfehlungen nicht um¬ 
gesetzt wurden. Migrantinnen und Mi¬ 
granten würden diskriminiert. Es fehle 
an umfassender Armutsbekämpfung. 
Jedes vierte Kind gehe ohne Frühstück 
zur Schule. Nachdrücklich forderte der 
Bericht „konkrete Maßnahmen“, damit 
„Kinder, besonders aus armen Famili¬ 
en, richtige Mahlzeiten erhalten“. 

Der jetzt vorliegende Bericht des UN- 
Menschenrechtsausschusses beanstan¬ 
det die hohe Anzahl rassistisch moti¬ 
vierter Übergriffe gegen Juden, Sin¬ 


ti und Roma, gegen Asylbewerber in 
Deutschland. Die Asyl- und Abschie¬ 
bepraxis wird scharf kritisiert. Ebenso 
die anhaltende Diskriminierung von 


Sinti und Roma durch deutsche Be¬ 
hörden. 

Zudem sollten diese - so die Anforde¬ 
rung - entschlossen gegen „rechtsex¬ 
treme Propaganda“ und Aufrufe zum 
Rassenhass in den Medien, vor allem 
im Internet, Vorgehen. 

Hartes Vorgehen von Polizisten gegen 
Verdächtige und von Gefängniswär¬ 
tern gegen Häftlinge wird gerügt. Be¬ 
sondere Sorge bereite Gewalt gegen 
Frauen mit Migrationshintergrund. 
Zudem kritisierten die Experten, dass 
Frauen in Deutschland im Berufsleben 
noch immer benachteiligt sind. 
Ungeachtet aller Kritik fordert Innen¬ 
minister Friedrich (CSU) eine weitere 
Verschärfung des Asylrechts und der 
Abschieberegelungen, tolerieren Poli¬ 
tiker Rassismus in Polizei und Medien, 
verschleppen sie die Aufklärung der 


NSU-Morde, fordern sie ein „härteres 
Vorgehen“ gegen sogenannte linke Ge¬ 
walttäter. 

Zumindest die Lage der Flüchtlinge in 


Deutschland wurde durch die aktuel¬ 
len Proteste endlich ins öffentliche Be¬ 
wusstsein gerückt. 

Die NSU-Morde und die staatliche 
Unterstützung für die Mörderbande 
haben viele, aber noch viel zu weni¬ 
ge Menschen aufgerüttelt. Ob sich aus 
den aktuellen Protesten Veränderun¬ 
gen ergeben wird davon abhängen, ob 
weiter durch Aktionen Druck erzeugt 
werden kann. 

Kommunistinnen und Kommunisten 
sind dabei nicht nur aktiver Teil der 
Bewegung, sondern sie treten darin 
dafür ein „alle Verhältnisse umzuwer¬ 
fen, in denen der Mensch ein ernied¬ 
rigtes, ein geknechtetes, ein verlasse¬ 
nes, ein verächtliches Wesen ist ...“ 
(Karl Marx). 

Nina Hager 



Schluss mit der Vertuschung! 

Auftakt zu bundesweiten Aktionstagen für die lückenlose Aufklärung der NSU-Mordserie 



Ein Jahr Ermittlungen, 6 800 Bewei¬ 
se, 10 Tote und 0 Ergebnis. Auf die¬ 
sen Punkt bringt ein breites Bündnis 
gegen Rassismus die staatliche „Auf¬ 
klärungsarbeit“ an einer rassistischen 
Mordserie mit unleugbarer NSU-Tä- 
terschaft. Bundesweit widmen sich ak¬ 
tuell Demonstrationen, Kundgebun¬ 
gen, Aktionen, Diskussionsveranstal¬ 
tungen und Workshops diesem Thema. 
Der Auftaktdemonstration am 4. No¬ 
vember in Berlin folgten zeitweise bis 
zu 4 000 Teilnehmerinnen. Mit hier 
schikanierten papierlosen Flüchtlin¬ 
gen, die gegen die verschiedenen Son¬ 
dergesetze in Deutschland protestie¬ 
ren, absolvierten sie einen Solidari¬ 
tätsmarsch vom Camp des „Refugee 
Protestmarch“ am Kreuzberger Ora¬ 
nienplatz zum Bundeskriminalamt 
nach Treptow. Rassismus tötet, die 
Mitschuld des Staates ist nicht nur 
anhand der systematischen geheim¬ 
dienstlichen Anwerbepolitik von Spit¬ 
zeln greifbar. Deshalb forderten auch 


in Hamburg und in Nürnberg vor dem 
jeweiligen Sitz der Staatsanwaltschaft 
Tausende sowohl die lückenlose Auf¬ 
klärung der Verbrechen als auch die 
Auflösung des Verfassungsschutzes. In 
Jena führte der zweite Teil einer De¬ 
moroute nach Lobeda zu einem Ga¬ 
ragenkomplex, in dem das NSU-Trio 
in den 90er Jahren Bomben gebastelt 
hatte, und zur Abschlusskundgebung 
am „Braunen Haus“. In Magdeburg 
fand eine Mahnwache, in Bochum 
eine Kundgebung statt. 

Zu Wochenbeginn folgten dann Kund¬ 
gebungen in Sachsen - in Chemnitz 
und Dresden, wo das aufklärungsun¬ 
willige Innenministerium mit sym¬ 
bolischem „Sleep In“ (Nickerchen) 
provoziert werden sollte - sowie in 
Mecklenburg-Vorpommern: Stral¬ 
sund, Greifswald und Neubranden¬ 
burg. In Rostock wurde verlangt, eine 
parlamentarische Fehlentscheidung 
zu korrigieren und doch noch eine 
Straße im Stadtteil Toitenwinkel nach 


dem NSU-Opfer Mehmet Turgut um¬ 
zubenennen. Mit Bremen und Lüne¬ 
burg setzte sich die Reihe fort. Ein 
Leipziger Bündnis hatte bereits zum 
27. Oktober mobilisiert, Köln folgt am 
10. November. Für 17. November wird 
bundesweit nach Mölln mobilisiert. 
20 Jahre nach den Brandanschlägen 


sind die Opfer unvergessen, werden 
nochmals die Täter der rassistischen 
Morde namhaft gemacht. Das stützen 
auch Podiumsdiskussionen und Film¬ 
veranstaltungen in der Region. 

Hilmar Franz 

(Zur Demonstration in Berlin siehe 
auch Seite 4) 


Thema der Woche 


95. Jahrestag der 
Oktoberrevolution 
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Aktionen des DGB 
14. November 


Berlin 

Pariser Platz am Brandenburger Tor, 
15.00 Uhr - Kundgebung und Demon¬ 
stration, Solidaritäts-Manifestation 
mit Kulturprogramm. Anschließend, 
16.30 Uhr:Treff am Europäischen Haus, 
Unter den Linden, Ecke Wilhelmstraße. 
17.00 Uhr: Demonstrationszug zahlrei¬ 
cher Solidaritätsinitiativen. 

Bremen 

Bremer Markt, 17.30 Uhr - Ein Bünd¬ 
nis, an dem der DGB und seine Ge¬ 
werkschaften beteiligt sind, ruft zur 
Demonstration mit Abschlusskundge¬ 
bung vor dem Gewerkschaftshaus auf. 

Frankfurt am Main 

DGB-Haus, 10.00 Uhr-Kundgebung vor 
dem DGB-Haus Frankfurt am Main. 

Wiesbaden 

Mauritiusplatz, 16.00 Uhr - Aktions¬ 
stand auf dem Mauritiusplatz. 

Diese Liste der Aktionen wird auf www. 
dgb.de ständig aktualisiert. 


Liebe Leserinnen und Leser, 
vom Thema der Woche, der Präsiden¬ 
tenwahl in den USA, lesen Sie in die¬ 
ser Ausgabe der UZ nichts. Das liegt 



nicht etwa daran, dass wir diesem 
Wahlzirkus keine Bedeutung beimes¬ 
sen, sondern am Redaktionsschluss: 
Am Dienstagnachmittag müssen die 
Dateien der aktuellen Ausgabe in die 
Druckerei geschickt werden, damit Sie 
die Zeitung pünktlich am Freitag im 
Briefkasten haben. 

In der kommenden Woche finden Sie 
Analysen und den kommunistischen 
Standpunkt zum Thema in Ihrer UZ. 

Die Redaktion 


Immernoch gegen den Wind 

4 . Kulturforum der DKP 

16./17. November 2012 in Hannover 


Eingangsstatements von Dietmar 
Dath und Dr. Diether Dehrn 



Workshops: Gemeinsam gegen kultu¬ 
rellen Kahlschlag/Deutsche Leitkul¬ 
tur/Das politische Lied heute/Bildbe¬ 
trachtung 

Konzert: Hannover hört Rot - mit DGB- 
Chor Hannover, Peter Schenzer + Dirk 
Wilke (Ex Rotdorn), Oma Körner Band, 
Diether Dehrn und Michael Letz. 

Infos und Anmeldungen unter: 
einheiztext@t-online.de 
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Kommentar / Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Volker Metzroth 


Gegen die alltäglichen 
Gewalttaten des Kapitals 


25 Mio. offizielle Arbeitslose in der 
EU, über 50 Prozent arbeitslose Ju¬ 
gendliche in Griechenland und Spa¬ 
nien, „Sparprogramme“, nach denen 
in Deutschland kommunale Bäder, 
Büchereien usw. schließen, in Grie¬ 
chenland aber ein Großteil der Be¬ 
völkerung ausgehungert wird, das ist 
die Zwischenbilanz der sogenannten 
Eurorettung. In Wahrheit wird hier 
allenfalls den reichen Griechen ge¬ 
holfen, werden die Profite der Deut¬ 
schen Bank, der Spekulanten und 
Zocker gesichert. Allein die Über¬ 
nahme der faulen Papiere der Hypo 
Real Estate ließ sich die Bundesre¬ 
gierung 173 Milliarden Euro kosten, 
eineinhalb mal soviel wie alle Schul¬ 
den der Kommunen im Land. Ge¬ 
gen diese Politik im Interesse deut¬ 
scher und internationaler Konzerne 
und „Finanzdienstleister“ richtet sich 
am 14. November internationaler 
Protest des Europäischen Gewerk¬ 
schaftsbunds. 

In Portugal, Spanien, Malta, Grie¬ 
chenland und Zypern wird zum Ge¬ 
neralstreik aufgerufen, wahrschein¬ 
lich auch in Italien. Erhöhte Arbeits¬ 
marktflexibilität, u.a. durch weniger 
Kündigungsschutz, Privatisierung 
öffentlicher Dienste und der Sozial¬ 
versicherungen, Lohndumping, Ren¬ 
tenkürzungen, soziale Ausgrenzung 
und wachsende Ungleichheiten sind 
keine südeuropäischen Phänomene. 
Alltag hierzulande sind real sechs 
Millionen Erwerbslose, über 20 Pro¬ 
zent Niedriglöhner, Zeit- und Leih¬ 
arbeit mit Aussicht auf Altersarmut. 
Die Kapitalisten nutzen die Krise, 
um ihre Umverteilungspläne und die 
zur Errichtung eines neoliberalen ka¬ 
pitalistischen europäischen Staats zu 
forcieren. 

In den DGB-Gewerkschaften lau¬ 
fen jetzt Vorbereitungen, auch hier 
den 14. November zum Aktionstag 
werden zu lassen, zur Verteidigung 
gewerkschaftlicher Rechte, die nicht 


nur in Griechenland von der Troika 
aus EU, EZB und IWF in den Dreck 
getreten werden. Es geht darum, die 



Krisengewinner für ihre Krise zur 
Kasse zu bitten. Die Forderung nach 
einer Millionärssteuer wird lauter. 
Her mit dem gesetzlichen Mindest¬ 
lohn, weg mit der Rente erst mit 67. 
Vielerorts bilden sich Bündnisse wie 
in Frankfurt, wo vor dem griechi¬ 
schen Konsulat und der FDP-Zent- 
rale demonstriert werden soll. 

Der Schokoladenüberzug ist ab, der 
Kapitalismus zeigt sein über Jahr¬ 
zehnte schamhaft verborgenes Ge¬ 
sicht als eine Ausbeuterordnung, in 
welcher der Profit das Maß aller Din¬ 
ge ist. „Der Mensch muss vor dem 
Profit stehen“, das fordern hingegen 
immer mehr Betroffene und stellen 
die Frage nach Alternativen. Das 
kann für uns letztlich nur eine sozia¬ 
listische sein. Unterschiedliche Vor¬ 
stellungen darüber, wie diese einmal 
aussehen wird, werden uns Kommu¬ 
nisten nicht daran hindern, mit allen 
fortschrittlichen Menschen gegen 
die, wie Marx sie nannte, alltäglichen 
Gewalttaten des Kapitals zu kämp¬ 
fen, am 14. November und danach. 


FÜR ARBEIT UND SOLIDARITÄT 

★ * ★ 

★ Nein zur ★ 

★ sozialen * 

^ Spaltung ^ 

★ Europas ★ 

* ★ * 

1X30 For jobs and solidarity in Europe 

No to austerity etucjces 


SPD flirtet mit DGB-Chef 


Die SPD-Spitze hat DGB-Chef Micha¬ 
el Sommer in der DGB-Zentrale be¬ 
sucht. Die Rente mit 67 und das Ren¬ 
tenniveau blieben danach dennoch 
strittig. Aber nach einigen Jahren der 
Entfremdung rücken Sozialdemokra¬ 
ten und Gewerkschaften wieder merk¬ 
lich enger zusammen. Mitten im Vor¬ 
wahlkampf sind die rund sechs Mil¬ 
lionen Gewerkschaftsmitglieder als 
Wähler nicht uninteressant. 

Man riecht es förmlich: Rund ein Jahr 
vor der Bundestagswahl versucht man 
den erneuten Schulterschluss. Peer 
Steinbrück: „Die Gewerkschaftsbe¬ 
wegung und die SPD sind Verwandte. 
Aber sie leben nicht in einer Wohnge¬ 
meinschaft. Deshalb gibfis eine ganze 
Reihe von Gemeinsamkeiten. Aber in 
dem einen oder anderen Punkt unter¬ 
scheiden wir uns auch. Wir gehen dabei 
aber so miteinander um, das wir darü¬ 
ber im Gespräch sind.“ 

Gesprochen wird über „Brücken“, die 
die SPD den Gewerkschaften und den 
Arbeitnehmern beim „komplizierten 
Thema der Rente mit 67“ bauen wolle: 
„Um die Schwierigkeiten abzumildern, 
die unter dem demografischen Druck 


dazu geführt haben, dass die SPD sich 
seinerzeit entschlossen hat, das Ren¬ 
tenalter zu erhöhen“. Der SPD-Vor- 
sitzende Sigmar Gabriel sucht auf 
dem Weg zur Bundestagswahl 2013 
unübersehbar eine engere Beziehung 
zu den Gewerkschaften. Einem Zei¬ 
tungsbericht zufolge will Gabriel den 
DGB-Vorsitzenden Michael Sommer 
als kooptiertes Mitglied in den neu¬ 
en SPD-Bundesvorstand, der auf dem 
Bundesparteitag im Dezember neu 
gewählt wird, holen. SPD-Boss Gab¬ 
riel gedenkt diese heikle personelle 
Verzahnung mit den Gewerkschaften 
zu einer Dauerinstitution zu machen, 
heißt es aus dessen Parteizentrale. 
Künftig solle überhaupt jeder künfti¬ 
ge DGB-Vorsitzende, so er denn wie 
Sommer SPD-Mitglied ist, in den Bun¬ 
desvorstand der Sozialdemokraten ko¬ 
optiert werden. 

Da ist es höchste Zeit, an eine Mah¬ 
nung des ehemaligen baden-württem¬ 
bergischen IG Metall Bezirksleiters 
Willi Bleicher zu erinnern: „Hütet mir 
die Einheitsgewerkschaft wie einen 
Augapfel!“ 

Gerhard Ziegler 


Erfolg nach 117 Streiktagen 

Der längste Arbeitskampf bei einer Sparkasse ist beendet 


D er Streik beim Sparkassen-Call- 
center S-Direkt in Halle ist be¬ 
endet. Nach 117 Streiktagen, ei¬ 
nem der längsten Tarifkämpfe in der 
Geschichte der Bundesrepublik, konn¬ 
ten die Beschäftigten ihre Forderungen 
durchsetzen. 

Sie erhalten mindestens 8,50 Euro pro 
Stunde, mehr Urlaub und arbeiten nur 
noch an fünf Tagen pro Woche. Zwei 
zusätzliche Urlaubstage wurden er¬ 
kämpft sowie eine Einmalzahlung in 


Höhe von 250 Euro für alle Streiken¬ 
den. 

ver.di-Mitglieder erhalten zusätzlich 
einen weiteren Urlaubstag sowie ein 
Weihnachtsgeld in Höhe von 500 Euro. 
Die Weigerung des Arbeitgeber, die 
seit 1996 nicht mehr erhöhten Löh¬ 
ne in Höhe von 7,38 Euro pro Stun¬ 
de anzupassen, führte zu dem längs¬ 
ten Arbeitskampf bei einer Sparkasse 
in der Geschichte der BRD. „Ich bin 
stolz auf meine Kolleginnen und Kol¬ 


legen, stolz, dass sie durchgehalten ha¬ 
ben, stolz, dass sie dieses Ergebnis für 
sich erkämpft haben“, erklärte der Be¬ 
triebsratsvorsitzende Thomas Bittner. 
Er selbst könne das Erreichte noch 
gar nicht richtig realisieren. „Aber ich 
bin froh, dass wir eine Perspektive für 
alle haben.“ Denn auch für die befristet 
Beschäftigten, die mitgestreikt haben, 
konnte ver.di erreichen, dass ihre Ver¬ 
träge jetzt entfristet werden. 

-ler 



Warnstreikserie in Schleswig-Holstein 

Busfahrer privater Unternehmen legen erneut die Arbeit nieder 


Seit Beginn der Frühschicht am ver¬ 
gangenem Freitag werden der Stadt¬ 
verkehr in Heide und die Überlandli¬ 
nien der Autokraft im Kreis Dithmar¬ 
schen bestreikt. Betroffen sind rund 80 
Busse der Heider Stadtverkehrsgesell¬ 
schaft (HSG) und der Autokraft Mel- 
dorf Autokraft Marne. 

Seit Ende September kommt es in 
der Tarifauseinandersetzung zwischen 
dem Omnibusverband Nord (OVN) 
und ver.di-Nord immer wieder zu 
Warnstreiks von Busfahrern in den 
verschiedenen Regionen Schleswig- 
Holsteins. Die Warnstreikserie be¬ 
gann am 28. September: An diesem 
Tag legten 220 Beschäftigte im Süden 
des nördlichsten Bundeslands die Ar¬ 
beit nieder. 90 Prozent aller Busse der 
betroffenen Betriebe waren in ihren 
Depots geblieben. 

Sie forderten mit ihrer Arbeitsnieder¬ 
legung eine Angleichung ihrer Gehäl¬ 
ter an das Niveau des Tarifvertrags 
Nahverkehr (TV-N), nachdem die 
zweite Verhandlungsrunde mit den 
Unternehmern erfolglos geblieben 
war. 

Die Beschäftigten der Verkehrsunter¬ 
nehmen in Schleswig-Holstein haben 
das berechtigte Ziel, dass alle Arbeit¬ 
nehmer für die gleiche Tätigkeit gleich 
entlohnt werden. 

Derzeit beträgt die Lücke zwischen 
OVN-Tarif (privat) und TV-N (öf¬ 
fentlich) im Durchschnitt 155 Euro, 
in der Spitze sogar bis zu 360 Euro. 
Während die privaten Busunterneh¬ 
mer auf dem Land zwischen 2 000 und 


2 100 Euro im Monat zahlen, steigt der 
Verdienst im öffentlichen Nahverkehr 
mit zunehmender Betriebszugehörig¬ 
keit auf knapp unter 2 500 Euro an. 
ver.di-Nord-Streikleiter Mette bezif¬ 
fert die geforderte Tariferhöhung auf 
durchschnittlich 7,5 bis acht Prozent. 
In Betrieben, in denen die meisten 
Beschäftigten zwanzig Jahre oder län¬ 
ger arbeiten, könne die Differenz zum 
OVN-Niveau bis zu 13 Prozent betra¬ 
gen. 

Das Angebot der Arbeitgeber in der 
zweiten Verhandlungsrunde sah bei 
einer Laufzeit des Tarifvertrages von 
28 Monaten eine Erhöhung ab 1. Juli 
2012 um 1,6 Prozent, eine weitere Er¬ 
höhung ab 1. Juli 2013 um 1,4 Prozent 
und ab 1.1.2014 um 2,0 Prozent vor. 
Nach gewerkschaftlichen Berechnun¬ 
gen entspricht das einer Anhebung um 
gut 2,2 Prozent auf Jahresbasis. 

„Das erinnert ein wenig an die Situa¬ 
tion in früheren Tarifrunden, in denen 
auch nur durch massive Streiks nach 
vielen Monaten ein Tarifergebnis mög¬ 
lich war. Wir wollen deshalb frühzei¬ 
tig die Signale an die Arbeitgeberseite 
senden, dass eine Hinhaltetaktik nicht 
zum Erfolg führen wird“, so Mette zur 
Begründung der landesweiten Warn¬ 
streikserie. 

Die Behauptung des Omnibusverban¬ 
des Nord, ohne die Lohnunterschiede 
gäbe es keinen Wettbewerb, ist für die 
Beschäftigten unerträglich. Es bedeu¬ 
tet, dass der Wettbewerb ausschließlich 
auf dem Rücken der Arbeitnehmerin¬ 


nen und Arbeitnehmer ausgetragen 
wird. 

„Bei einem Kaufkraftverlust der Be¬ 
schäftigten von über vier Prozent be¬ 
deutet das, die Beschäftigten bringen 
noch Etwas mit“, erklärt Gerhard Met¬ 
te. „Sie verlieren jedes Jahr weitere 
zwei Prozent.“ 

Die Stimmung in den Betrieben wird 
von der Gewerkschaft als brodelnd 
bezeichnet. Der Gewerkschafter be¬ 
dauert, dass die Verkehrsunterneh¬ 
men nicht bereit sind, am Verhand¬ 
lungstisch nach Lösungen zu suchen, 
sondern bereits im Juni (!) ihre Unter¬ 
nehmen auf Arbeitskampfmaßnahmen 
eingestimmt hätten. Dabei scheuen sie 
auch nicht davor zurück (wie in Einzel¬ 
fällen geschehen), auf bezahlte Streik¬ 
brecher zu setzen. 

Insgesamt hat der Omnibusverband 
Nord nach eigenen Angaben eine Mit¬ 
gliederzahl von 115 Fuhrunternehmen. 
Die Zahl der Beschäftigten liegt laut 
Gewerkschaft zwischen 1 000 und 
1 500, sie sei schwierig zu ermitteln, 
weil viele Kleinstbetriebe nur Gele¬ 
genheitsdienste anböten. Alle anderen 
Busbetreiber außerhalb des OVN zahl¬ 
ten Tariflöhne in Anlehnung an den 
TV-N, der in den Städten Kiel, Lübeck 
und Flensburg gilt. 

Die Tarifverhandlungen sollen erst am 
28. November fortgesetzt werden. Bis 
dahin ist mit weiteren Warnstreiks der 
Busfahrer in Schleswig-Holstein zu 
rechnen. 

Günther Stamer/www.kommunisten.de 


Mietenwahnsinn stoppen 

Demonstrationen gegen hohe Mieten und Verdrängung am 10. November 


Am 10. November wird es zeitgleich 
in Berlin, Freiburg und Hamburg De¬ 
monstrationen gegen steigende Mie¬ 
ten und Verdrängung geben. „In den 
größeren Städten der Bundesrepublik 
explodieren die Mietpreise. Wer sich 
die Mieten nicht mehr leisten kann, 
wird verdrängt. Denn günstiger Wohn- 
raum ist rar. Die Zahl bezahlbarer So¬ 
zialwohnungen hat sich in den letzten 
Jahrzehnten dramatisch verringert. Al¬ 
leine in den vergangenen zehn Jahren 
sank der Bestand im gesamten Bun¬ 
desgebiet um ein Drittel. 

Dieser Zustand trifft die ohnehin be¬ 
nachteiligten Bevölkerungsschichten: 
weil sie von rassistischer Ausgrenzung 
betroffen, prekär beschäftigt oder er¬ 
werbslos sind“, erklärten die Veranstal¬ 
ter der geplanten Proteste. 

„Statt an den Bedürfnissen der Be¬ 
wohnerinnen, ist die Politik des Ham¬ 
burger Senats an den Gewinnen von 


Investorlinnen orientiert“, so Jonas 
Füllner für das Bündnis ,Mietenwahn¬ 
sinn stoppen 4 . Die Hamburger Initia¬ 
tiven fordern: „Damit endlich Schluss 
ist mit dem Mietenwahnsinn, brauchen 
wir eine gesetzlich festgelegte Mieto¬ 
bergrenze bei allen Neuvermietungen, 
die weit unter dem aktuellen Mieten¬ 
durchschnitt in Hamburg liegt. Wohn- 
raum muss dem profitorientierten 
Markt entzogen und allen Menschen 
zur Verfügung gestellt werden! Wir 
fordern eine Vergesellschaftung von 
Wohnraum!“ 

Das Thema bezahlbarer Wohnraum 
für alle ist eines der zentralen sozialen 
Themen in Freiburg, denn: „Mensch 
kann nicht nicht wohnen!“. Das in Frei¬ 
burg forcierte Mittel gegen steigende 
Mieten, der Neubau, wird daran nichts 
ändern. Es braucht eine Politik die jen¬ 
seits der Logik von Staat und Markt 
die Wohnversorgung sicherstellt und 


eine echte Teilhabe an den Diskursen 
und Ressourcen der Stadt ermöglicht. 
Nach einem Bericht des Bundesbaumi¬ 
nisteriums sind in Berlin die Mieten um 
7,4 Prozent, in Freiburg um 8,1 Prozent 
und in Hamburg um 7,5 Przent und da¬ 
mit besonders stark gestiegen. In den 
drei Städten werden die Demonstrati¬ 
onen von Betroffeneninitiativen und 
außerparlamentarischen Bündnissen 
organisiert. „Der Widerstand gegen 
die Mietenentwicklung und ihre Fol¬ 
gen wächst lokal schon seit Jahren, nun 
soll erstmals in mehreren Großstädten 
zeitgleich demonstriert werden. Stei¬ 
gende Mieten sind weder ein Naturge¬ 
setz, noch eine lokales Spezialproblem. 
Die Mieterinnen und Mieter müssen 
deshalb lokal und bundesweit Druck 
aufbauen, damit die steigenden Mieten 
gestoppt werden“, stellen die Mieterin¬ 
itiativen fest. 
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GM-Profite zu Lasten der Kollegen von Opel 

Bei den Opelanern in Bochum steht der Kapitalismus vor der Endabnahme 



Opel - Abriss oder Umbau? 

Dieses Muster der Arbeitsplatzvernich¬ 
tung knüpft an die Schließung von Opel 
in Antwerpen in Jahre 2010 an, es droht 
Bochum. Die Beschäftigten hier wie da 
werden zu einer Manövriermasse zur 
Prohtabsicherung. Für die langfristig 
angelegte Arbeitsplatzvernichtung soll 
der neue Mann an der Spitze sorgen: 
Karl-Thomas Neumann, abgehalfert bei 
VW. Auch er hat das Problem, dass GM 
den Welt-Markt für Opel nicht frei gibt. 
Ein weiteres Problem: Die bevorzugte 
Tochter von GM heißt Chevrolet, fast 
baugleich, aber billiger. Die Analysten 
der US-Bank Morgan Stanley empfeh¬ 
len GM, Opel abzustoßen. Titel der Stu¬ 
die: „Leben ohne Opel“. 

2 600 Arbeitsplätze sind bei Opel in 
Europa 2012 „weich“ entsorgt worden. 


Zu befürchten sind die Konsequenzen 
aus der angekündigten Zusammenar¬ 
beit mit dem französischen Automo¬ 
bilkonzern PSA (Peugeot/Citroen),bei 
der Opel und PSA je zwei Plattformen 
einbringen. 

Seit Jahren wird der Opel-Betriebsrat 
um Rainer Einenkel von der Konzern¬ 
spitze in Rüsselsheim und in Detroit 
düpiert. Er und die Kollegen sollen 
stillhalten; Lohnverzicht wird gefor¬ 
dert, um Arbeitsplätze zu sichern. Vor 
einem halben Jahr warnte Einenkel, 
man werde nicht für die eigene Beer¬ 
digung bezahlen. Nach Angaben im 
Focus gab es seit 2010 für die GM-Be- 
schäftigten in Europa einen „Lohnver¬ 
zicht“ von 265 Millionen Euro. Dafür 
seien betriebsbedingte Kündigungen 


bis 2014 ausgeschlos¬ 
sen. 

Das Klassenbewusst¬ 
sein greift nicht immer. 
Im April und Mai noch 
gab es bei Opel einen 
Aufruf zum Warn¬ 
streik. Damals ging es 
um 6,5 Prozent Ent¬ 
gelterhöhung, die un¬ 
befristete Übernahme 
der Azubis und mehr 
Mitbestimmung bei 
der Leiharbeit. Jetzt 
geht es - wieder ein¬ 
mal - generell um die 
Zukunft der Arbeits¬ 
plätze. NRW-Wirt- 
schaftsminister Garr¬ 
eit Duin (SPD) hat den 
Arbeitskreis „Bochum 
Perspektive 2022“ ini¬ 
tiiert. Geplant wird für 
die Zeit nach Opel. 
Mit herkömmlichen 
gewerkschaftlichen 
Instrumenten in sozi¬ 
aldemokratischer Be¬ 
gleitung lässt sich die 
Zerschlagung europä¬ 
ischer Automobilar¬ 
beitsplätze nicht ver¬ 
hindern, denn es geht 
nicht nur um Überpro¬ 
duktion und Unter¬ 
konsumtion, sondern 
gleichzeitig auch noch 
um die weitere Akku¬ 
mulation und Konzen¬ 
tration des Kapitals. 
Diese Faktoren hegen 
im Wesen des Kapitals 
begründet: „Die Ak¬ 
kumulation, welche 
unter der Herrschaft 
des Privateigentums 
Konzentration des Kapitals in wenigen 
Händen ist, ist überhaupt eine notwen¬ 
dige Konsequenz, wenn die Kapitalis¬ 
ten ihrem natürlichen Lauf überlassen 
werden.“ (Marx, Ökonomisch-philoso¬ 
phische Manuskripte, MEW 40,488) 
In Bochum und Zaragossa und Genk 
und Ellesmere stehen nicht nur Autos 
auf dem Prüfstand. Auf dem Prüfstand 
steht der Kapitalismus. Der Aktions¬ 
tag des Europäischen Gewerkschafts¬ 
bundes am 14. November „Für Ar¬ 
beitsplätze und Solidarität in Europa 
und gegen die Austeritätspolitik“ wird 
zeigen, wie reif die Arbeiterklasse in 
Deutschland und in den verschiedenen 
Ländern Europas ist, um diese Prüfung 
abzunehmen. 

Uwe Koopmann 


Bündnis für schlechte Arbeit 


Neues Modell für die Erwerbslosenindustrie 


W enn die Menschen genug 
Geld in der Tasche haben, 
dann kaufen sie ein neues 
Auto. Im Moment fehlt in Deutsch¬ 
land und in Europa das Geld - oder 
die Zuversicht, die Raten bezahlen zu 
können. Die Rezeptküche des Kapita¬ 
lismus bietet für die damit verbundene 
Überproduktion drei Scheinlösungen 
an: bei den Automobilkonzernen wird 
eine Zeit lang auf Halde produziert 
oder die Bänder werden zwischenzeit¬ 
lich angehalten oder Werke werden auf 
Dauer ganz geschlossen. Bei Opel in 
Bochum ist dieser Dreisprung bekannt. 
In der Europäischen Union wurden im 
September 1 099 264 Autos neu zuge¬ 
lassen, das waren 10,8 Prozent weniger 
als ein Jahr zuvor. Die Europäische 
Vereinigung der Automobilhersteller 
(ACEA) ermittelte für die ersten neun 
Monate einen Rückgang um 7,6 Prozent 
auf 9 368 327 Einheiten. Deutschland 
hat den größten „Automobilmarkt“ in 
Europa. Rückgang im September: 10,9 
Prozent auf 250 082 Fahrzeuge. 

Die Einbrüche hegen im Vergleich der 
einzelnen Hersteller und Typen unter¬ 
schiedlich. Nach der Produktion auf 
Halde soll der zweite Schritt greifen, 
um die Dividende nicht einbrechen 
zu lassen. Die Folge: Für 10 000 Be¬ 
schäftigte wurde bei Opel Kurzarbeit 
angemeldet. Es geht um die Wurst.Im 
Bericht für das dritte Quartal berich¬ 
tete Mutter GM: „DETROIT - Ge¬ 
neral Motors Co. (NYSE: GM) today 
announced third quarter net income 
attributable to common stockholders 
of $1.5 billion.“ Oder: 1,5 Milliarden 
Dollar (1,15 Milliarden Euro) Profit 
für den Gesamtkonzern. In Europa 
rechnet GM für 2012 allerdings mit 
Verlusten zwischen 1,5 und 1,8 Milli¬ 
arden Dollar. Das geht dann auf die 
Kappe der Arbeiter der GM-Töchter 
Opel und Vauxhall in England. 

Wie das Problem, dass Menschen kein 
Geld haben, sich einen Ford zu kau¬ 
fen, gelöst wird, wird in Belgien de¬ 
monstriert: Ford will das Werk Genk 
in anderthalb Jahren schließen. Da¬ 
durch steigt zwar nicht die Zahl der 
Ford-Käufer, dafür aber die Arbeits¬ 
platzunsicherheit der Kolleginnen und 
Kollegen und schließlich die Zahl der 
Arbeitslosen. Es gibt eine Galgenfrist, 
denn ab dem 13. November soll in 
Genk wieder gearbeitet werden. 

Die Tore sind blockiert. Autos oder 
Autoteile können das Werk nicht ver¬ 
lassen. Eindrucksvolle Solidarität gab 
es beim Heimspiel der Fußballmann¬ 
schaft von Racing Genk gegen Stan¬ 
dard Lüttich. 


Die Entwicklung der Zahl der Lang¬ 
zeitarbeitslosen belegt die Erfolglosig¬ 
keit und Untätigkeit der Bundesregie¬ 
rung, die Langzeitarbeitslosigkeit zu 
reduzieren Von den Langzeitarbeits¬ 
losen, die im Jahr 2011 ihre Arbeitslo¬ 
sigkeit beenden konnten, konnten nur 
14,9 Prozent eine Beschäftigung auf 
dem ersten Arbeitsmarkt aufnehmen. 
Die Ursache ist systemisch und poli¬ 
tisch gewollt. Hierzulande werden Ar¬ 
beitslose nur verwaltet, statt sie in exis¬ 
tenzsichernde Arbeit zu bringen. Hä¬ 
misch werden die Langzeitarbeitslosen 
ungestraft als arbeitsscheu verschrien, 
um davon abzulenken, dass viele nicht 
vermittelt wurden, weil z.B. bei ar¬ 
beitsmarktpolitischen Maßnahmen 
gekürzt wurde. Der Langzeitarbeits¬ 
losigkeit soll nun, angeblich ernsthaft, 
der Kampf angesagt werden. Dazu hat 
sich kürzlich eine bislang unvorstell¬ 
bare Allianz aus Paritätischem Wohl¬ 
fahrtsverband und FDP zusammenge¬ 
tan und öffentlich zu Wort gemeldet. 
Trauen sich da zwei tatsächlich end¬ 
lich gegen Langzeitarbeitslosigkeit zu 
Felde zu ziehen, oder wuchert da etwa 
was zusammen, was irgendwie längst 
zusammen gehört? 

Der gemeinsame Vorstoß von Ulrich 
Schneider, dem Hauptgeschäftsfüh¬ 


rer des Paritätischen Wohlfahrtsver¬ 
bandes, und Pascal Kober, FDP-Sozi- 
alexperte im Bundestag, wird so be¬ 
gründet: Schneider meint, es „geht 
darum, Arbeit statt Arbeitslosigkeit 
zu finanzieren, und nicht darum, Ar¬ 
beitslose unwürdige Scheinarbeit wie 
Puzzle machen zu lassen - sie müssen 
am Markt tätig sein. Die Zeit für eine 
solche Initiative ist einfach reif“. So 
kennt man den Wohlfahrtsboss, mit 
solchen Aussagen nimmt er oft Partei 
für die sozial Schwächeren. Im Bünd¬ 
nis Um“fair“teilen genießt er großes 
Ansehen. 

Bei Kober ist das Gegenteil der Fall. Er 
ist der Ansicht, „die FDP wirbt für das 
Bürgergeld, und sie hat sich in ihrem 
Grundsatzprogramm für die dauerhaf¬ 
te Integration von Arbeitslosen ausge¬ 
sprochen. Wenn man das festschreibt, 
dann muss man auch eine Lösung fin¬ 
den“. 

Gemeinsam schlagen die beiden un¬ 
gleichen Partner nun vor, Langzeitar¬ 
beitslose entweder bei einem sozialen 
Beschäftigungsunternehmen arbeiten 
zu lassen, das ihnen dann Arbeit auf 
dem ersten Arbeitsmarkt sucht, oder 
einer „assistierte(n) Beschäftigung“ 
bei einem regulären Unternehmen zu¬ 
zuführen, bei der sie, wenn notwendig, 


ein Betreuer begleitet. Die Teilnah¬ 
me am Modell wäre freiwillig, und der 
Lohn würde aus der Grundsicherung 
(Hartz IV), dem Zuschuss für Miete 
vom Jobcenter und zu 25 Prozent vom 
Arbeitgeber finanziert werden. Die 
Kosten der Betreuung würden aus dem 
Topf für Arbeitsmarktmaßnahmen be¬ 
zahlt. Neu: die öffentliche Förderung 
soll anders als in den anderen schon 
existierenden Lohnkostenzuschuss¬ 
modellen nicht befristet sein. Über 
die Lohnhöhe der so der Langzeitar¬ 
beitslosigkeit Entronnen und jetzt im 
ersten Arbeitsmarkt Arbeitenden müs¬ 
se allerdings noch gesprochen werden. 
Für Schneider aber ist schon klar: „Sie 
liegt sicher unter 10,50 Euro pro Stun¬ 
de - die Lücke in der Rente muss über 
andere Modelle geschlossen werden.“ 
Die Ex-Langzeitarbeitslosen würden 
voraussichtlich auch keine 40 Stunden 
arbeiten können. Ziel des Modellvor¬ 
schlags sei es, damit etwa die Hälfte der 
rund 400 000 sonst vorgeblich schwer 
vermittelbaren Langzeitarbeitslosen 
zu erreichen. 

Zu den von manchen befürchteten 
Marktverzerrungen werde es durch 
diese 0,5 Prozent an Erwerbstätigen 
kaum kommen, da ist sich Schneider 
sicher. Die Wahrscheinlichkeit, dass 


diese asoziale Kopfgeburt umgesetzt 
wird, ist gar nicht so gering, wie es auf 
den ersten Blick aussieht. Mit Ursa¬ 
chenbekämpfung aber hat das Modell 
nichts zu tun. 

Die Vorschläge dieser Herrn dienen 
nur der Schaffung eines weiteren Bil- 
ligstlohnsegments und dazu, einer 
heute schon gigantisch aufgeblasenen 
-“Sozial“industrie neue Profite zuzu¬ 
schanzen. Schneider gesteht offen sein 
Interesse am Modell: „Für die rund 
1000 Sozialunternehmen wäre das eine 
wichtige finanzielle Hilfe. Die Kür¬ 
zungsprogramme haben dazu geführt, 
dass 20 Prozent dieser Unternehmen 
ihre Arbeit auf diesem Feld eingestellt 
haben und 44 Prozent des Stammper¬ 
sonals abgebaut wurden“. Auch Kober 
ist einigermaßen deutlich: „Mit der 
assistierten Beschäftigung kann auch 
Handwerksbetrieben, die Mitarbeiter 
suchen, geholfen werden“, glaubt er. 
„Dafür kann man auch Arbeitspro¬ 
zesse neu gliedern, sodass Mitarbei¬ 
ter entlastet werden und Aufgaben für 
die assistierte Beschäftigung gefunden 
werden.“ Die baden-württembergische 
FDP hat sich auf ihrem Landespartei¬ 
tag schon für das Projekt ausgespro¬ 
chen. 

Manfred Dietenberger 


Kaufkraft schwindet mit 
Arbeitsplatzvernichtung 

Der sinkende Absatz in Südeuropa 
wirft für Opel große Probleme auf. 
Dank der Restriktionen von Merkel, 
von den Banken und der Troika geht 
der Verkauf der Opel-Modelle in Spa¬ 
nien, Italien und Griechenland deut¬ 
lich zurück, weil Arbeitsplätze vernich¬ 
tet werden, die Arbeitslosigkeit steigt 
und die Kaufkraft schwindet. 

„Isch abbe gar keine Auto“ 

Die Selbstdarstellung von Opel in Ita¬ 
lien ist charmant, aber wohl nur zur 
Hälfte wahr: „Noi di Opel viviamo per 
le auto, non ei limiitiamo a construirle 
...“ (Wir von Opel leben für das Auto, 
wir hören nicht auf, es zu bauen...). In 
Italien wird gar kein Opel-Modell ge¬ 
baut. Es werden nur - immer weniger - 
Fahrzeuge importiert. In Italien brach 
der Markt um 25,7 Prozent ein, in Spa¬ 
nien um 36,8 Prozent. Auch Fiat hat es 
erwischt: -18,5 Prozent. Cappuccino- 
Mann Bruno Maccallini: „Isch abbe 
gar keine Auto, Signorina!“ 

Einstieg in den Ausstieg 

In Azambuja (Portugal) lautete der 
Slogan für 1150 Opelaner schon 2006: 
Ihr habt bald gar keinen Arbeits¬ 
platz mehr. Carl-Peter Foster hatte 
die Schließung angekündigt. Gesamt¬ 
betriebsratsvorsitzender Klaus Franz 
sprach vom Einstieg in den Ausstieg 
der Autoproduktion von GM in West¬ 
europa. In 18 europäischen Werken 
gab es Solidaritätsaktionen. Dabei 
blieb es. 

Stimme des Volkes 

Auch in Griechenland war Opel ak¬ 
tiv - im Jahr 2006. Ausgelobt wurde der 
Wettbewerb „Explore the City Limits“. 
Gesucht wurde „die Stimme des Vol¬ 
kes“ mit einem ungewöhnlichen Erleb¬ 
nis mit einem Auto in einer Großstadt. 
Der Gewinn: eine Reise vom 19. bis 
28. Oktober zur Vorstellung des Anta¬ 
ra in Athen. Der Wettbewerb schuf kei¬ 
ne nachhaltigen Ergebnisse in Athen. 



Spielzeug für Millionäre 

Als Adam Opel am 9. Mai 1837 in 
Rüsselsheim geboren wurde, war Karl 
Marx 19 Jahre alt und studierte bereits 
in Berlin. 1849 emigrierte Marx nach 
London. Nach Abschluss der Schlos¬ 
serlehre 1857 ging Opel ebenfalls 
nach England und Paris. Er arbeitete 
dort in zwei Nähmaschinenfabriken. 
1862 gründete er seine eigene Nähma¬ 
schinenmanufaktur in Deutschland. 
Autos stand er skeptisch gegenüber. 
Folgendes Zitat wird ihm zugeschrie¬ 
ben: „Aus diesem Stinkkasten wird 
nie mehr werden als ein Spielzeug für 
Millionäre, die nicht wissen, wie sie ihr 
Geld wegwerfen sollen!“ Am 8. Sep¬ 
tember 1895 starb Adam Opel. Erst 
1898 wurden Opel-Autos gebaut. 
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Flüchtlinge beenden Hungerstreik 

Protest am Brandenburger Tor wird fortgesetzt. 

Gespräche mit Bundestagsabgeordneten in Aussicht gestellt 


Schluss mit der Vertuschung! 

4 ooo auf der Demonstration in Berlin 



N ach zehn Tagen haben die 
Flüchtlinge ihren Hungerstreik 
am Brandenburger Tor beendet. 
Nach zehn Tagen Hungern, Kälte, Re¬ 
gen, Polizeischikanen war es am ver¬ 
gangenen Donnerstagabend endlich 
zu einem offiziellen Gespräch gekom¬ 
men. Maria Böhmer (CDU), Integrati¬ 
onsbeauftragte des Bundes, und Dilek 
Kolat (SPD), Berliner Integrationsse¬ 
natorin trafen sich mit den Flüchtlin¬ 
gen. Diese waren Anfang September 
mit einem Protestmarsch von Würz¬ 
burg nach Berlin gekommen. Sie for¬ 
dern einen generellen Abschiebestopp 
und die Abschaffung rassistischer Son¬ 
dergesetze, darunter die Abschaffung 
des Arbeitsverbotes für Asylbewerber, 
der Unterbringung in Sammellagern 
und der Residenzpflicht, die ihnen ver¬ 
bietet einen bestimmten Landkreis zu 
verlassen. Die Flüchtlinge leben seit ih¬ 
rer Ankunft in Berlin in der Mehrzahl 
am Oranienplatz in Berlin-Kreuzberg 
in einem Zeltlager. Etwa 20 von ihnen 
hatten sich Ende Oktober entschlos¬ 
sen, in den Hungerstreik zu treten, um 
ihren Forderungen Nachdruck zu ver¬ 
schaffen. Dazu zogen sie zum Branden¬ 
burger Tor - „näher ran an die, die ent¬ 
scheiden“ 

Maria Böhmer scheint in ihrem Amt 
noch nicht allzu oft mit den Realitäten 
von Flüchtlingen konfrontiert worden 
zu sein. „Das war das bewegendste Ge¬ 
spräch, das ich in meiner Zeit als Inte¬ 
grationsbeauftragte erlebt habe“, hatte 
sie im Anschluss gegenüber der Presse 
gesagt. Sie kündigte an, dass die Ver¬ 
hältnisse in einzelnen Gemeinschafts¬ 
unterkünften für Asylbewerber über¬ 
prüft werden sollen. „Wir wollen da¬ 
rauf achten, dass Standards gewahrt 
werden.“ Zudem äußerte sie Zweifel 
an der Residenzpflicht. Man müsse sich 
fragen, „ob eine solche Regelung noch 
zeitgemäß ist“, sagte die Integrations¬ 
beauftragte. Sie wolle sich im Fall der 
protestierenden Flüchtlinge um eine 
Beurlaubung von der Residenzpflicht 
für die Zeit ihres Protestes bemühen - 
damit ihre Aktion straffrei bleibt. Bis 


zum 15. November soll nun ein Termin 
für ein Treffen der Flüchtlinge mit Bun¬ 
destagsabgeordneten in Begleitung von 
Böhmer und Kolat gefunden werden. 
Die Flüchtlinge beschlossen daraufhin, 
ihren Hungerstreik auszusetzen, aber 
bis zum 15. November am Branden¬ 


burger Tor zu bleiben. Noch am Abend 
wurden mehrere Kältebusse aufgestellt 
und die Polizei zur Zurückhaltung auf¬ 
gefordert. Die zehn Tage davor waren 
bestimmt durch behördliche und poli¬ 
zeiliche Schikanen, die es den Hunger¬ 
streikenden fast unmöglich gemacht 
hatten, durchzuhalten (die UZ berich¬ 
tete). Zwar hatte das Bezirksamt Berlin 
Mitte die Versammlung auf dem Pari¬ 
ser Platz am Brandenburger Tor geneh¬ 
migt, eine Genehmigung für die Sonder¬ 
nutzung allerdings verweigert. Folglich 
durften die Flüchtlinge weder ein Zelt 
aufbauen, noch „Schlafutensilien“ nut¬ 
zen. Es folgten zehn Tage und Nächte, in 
denen die Polizei trotz Regens und Käl¬ 
te regelmäßig in die kleine Gruppe der 
Hungerstreikenden und ihrer Unter¬ 
stützer eindrang und ihnen alles nahm, 
was sie hätte vor der Witterung schüt¬ 
zen können. Am ersten Abend war es 
das Zelt, dann wurden Iso-Matten und 
Schlafsäcke entrissen. Am Ende holten 
die Beamten auch Regenschirme, Plas¬ 
tikplanen und Müllsäcke aus dem Kreis 


der Hungernden. Dabei gingen die Be¬ 
amten nicht eben zimperlich vor. Es gab 
mehrfach Verletzungen und auch Fest¬ 
nahmen. Weder die Anwesenheit der 
Presse noch von Abgeordneten der Par¬ 
tei „Die Linke“, von Grünen und Piraten 
sowie Unterstützern, darunter Mitglie¬ 


der der VVN-BdA und der DKP, hin¬ 
derten die Beamten an ihrem Treiben. 
Mancher Tage kam es zu mehr als fünf 
solcher Polizeieinsätze am Brandenbur¬ 
ger Tor. 

Die Opposition im Berliner Abgeord¬ 
netenhaus hat den Umgang der Poli¬ 
zei mit den Flüchtlingen am Branden¬ 
burger Tor am Montag in einer Sitzung 
des Innenausschusses scharf kritisiert. 
Staatssekretär Bernd Krömer (CDU) 
verteidigte hingegen das Vorgehen der 
Beamten. Sie hätten angemessen und 
rechtsstaatlich gehandelt. Von Willkür 
keine Spur. Nach Angaben von Poli¬ 
zeivizepräsidentin Margarete Köppers 
wurden allerdings zwei Anzeigen gegen 
Polizisten gestellt. 

Wie es nach dem 15. November wei¬ 
tergehen soll, konnte ein Sprecher der 
Flüchtlinge auf einer Pressekonferenz 
am Montag noch nicht sagen. Das wer¬ 
de gemeinsam entschieden. Er betonte 
aber: „Wir haben woanders keinen Platz 
und fühlen uns hier unter den Augen der 
Öffentlichkeit sicher.“ Wera Richter 


D ie Demonstration in Berlin am 
Aktionstag 4. November wurde 
von migrantischen, antirassisti¬ 
schen, linken Gruppen getragen. Sicht¬ 
bar wahrzunehmen waren u.a. VVN- 
BdA, DKP Friedrichshain-Kreuzberg, 
Antifa-Linke Berlin, ver.di-Jugend und 
Linke Neukölln. Redebeiträge von Ini¬ 
tiativen wie Allmende oder vom Bünd¬ 
nis gegen Lager in Berlin-Brandenburg 
wiesen auf alltägliche Beispiele für den 
institutioneilen Rassismus in Deutsch¬ 
land hin. Für letztere ging Sprecher 
Bruno insbesondere auf die politisch 
fragwürdige Instrumentalisierung von 
Flüchtlingsunterbringungen ein. Durch 
ein blitzartiges wie unnötiges Trans- 
portkarussel habe die CDU-geführte 
Berliner Innenverwaltung wechselsei¬ 
tige Einweisungen in Notunterkünf¬ 
te und Lager ohne menschenwürdige 
Wohnalternativen veranlasst. Wenn 
Innensenator Henkel gleichzeitig auf 
193 Abschiebungen aus Berlin sowie 
auf über 6 460 weitere „ausreisepflich¬ 
tige Personen“ im ersten Halbjahr 2012 
verweist, greifen das nicht nur sensati¬ 
onslüsterne Medien und Rassisten be¬ 
reitwillig auf. 

Rassismus in Deutschland ist nicht 
nur Randphänomen. Er ist in der Mit¬ 
te der Gesellschaft vorhanden, er hat 
Struktur, Methode und „Staatsdie¬ 
ner“ als Täter. Auf der Demonstration 
wird nicht nur der anhaltende Vertu¬ 
schungsskandal um den Mord an Oury 
Jalloh in Polizeigewahrsam angespro¬ 
chen. In scharfer Kritik steht ebenso 
der Neuköllner SPD-Bürgermeister 
Heinz Buschkowsky, der in seinem 


Stadtteil lebende Menschen diffamiert 
und kriminalisiert, einvernehmlich 
mit einem rechten, „extremistischen“ 
Rand der Gesellschaft. Rassistische 
Anschläge auf eine Moschee häufen 
sich, eine sogenannte „Reichsbewe¬ 
gung“ verschickt gezielt Drohbriefe an 
türkische Vereine und Geschäftsleute. 
Antifaschisten informieren über sich 
ausbreitende neonazistische Netzwer¬ 
ke in Schöneweide, Lichtenberg und 
Rudow. Von ca. 180 rassistisch moti¬ 
vierten Morden in der Bundesrepu¬ 
blik seit 1990 geschahen 12 in Berlin. 
Vier davon sind nicht mal ansatzwei¬ 
se aufgeklärt. Jede Spur fehlt auch im 
jüngsten Fall von Burak B., der 2008 
in Berlin von Unbekannten aus einer 
Gruppe heraus getötet wurde. Rassis¬ 
mus ist ein strukturelles Problem von 
Behörden und Instanzen. Die vor dem 
BKA auf eine Leinwand projizierten 
offenen Fragen an NSU-Ermittler und 
„zensierte“ Untersuchungsausschüsse 
sprechen für sich: 

• Bombenanschlag in Köln, Keupstra- 
ße: Woher kam der Sprengstoff? 

• Mord an Halit Yozgat, 6.4.2006, Kas¬ 
sel: Was sah Andreas T., Verfassungs¬ 
schützer, wirklich am Tatort? 

• Telefonat Beate Zschäpe - Sächsi¬ 
sches Innenministerium, 4.11.2011: 
Mit wem über was? 

• NSU-Unterstützer-Netzwerk: Wie 
viele sind vom Verfassungsschutz 
bezahlt? 

• Offenlegung aller Akten - sofort! 

Hilmar Franz 



Brief an die nordrhein-westfälische Landesregierung 

„Der Krieg beginnt hier - und hier muss er gestoppt werden“ 



Die Demonstration am 3.10.2012 


N achdem Friedensgruppen am 
Nationalfeiertag 3. Oktober in 
Kalkar/Niederrhein gegen neue 
zentrale Einrichtungen der NATO für 
deren Kriegseinsätze demonstriert ha¬ 
ben, richtete das Komitee Ostermarsch 
Ruhr einen Brief an die Landesregie¬ 
rung von Nordrhein-Westfalen, die 
dieser kriegerischen Entwicklung zu¬ 
gestimmt hat. 

In Kalkar wurde unter der Losung de¬ 
monstriert: Der Krieg beginnt hier - 
und hier muss er gestoppt werden. 
Ganz in diesem Sinne unterschrieben 
bisher den Ostermarschbrief an Han¬ 
nelore Kraft (SPD): 

Der Bundesausschuss Friedensrat¬ 
schlag, die VVN-Bund der Antifa¬ 
schisten NRW, die DKP Ruhr-Westfa¬ 
len, der Friedenskreis Castrop-Rauxel 
sowie Monty Schädel (dfg-VK), Wil¬ 
li Hoffmeister, Prof. Dr. Arno Klön- 
ne, Hermann Kopp, Gisela Blomberg, 
Dr. Peter Strutynski und VVN-BdA- 
Bundessprecher Ulrich Sander u. a. Ein 
gleichlautendes Schreiben geht an die 
stellvertretende Ministerpräsidentin 
Sylvia Löhrmann (Grüne). 

★ 


Sehr geehrte Frau Ministerpräsidentin 
Hannelore Kraft! 

In NRW sind zentrale Einrichtungen 
der NATO für deren Kriegseinsätze ge¬ 
schaffen worden oder sie befinden sich 
im Ausbau. Diese Einrichtungen sind 
der Entscheidungsgewalt deutscher 
Parlamentarier entzogen. Dagegen und 
insbesondere gegen das „Combined 
Air Operations Centre“ (CAOC) in 
Kalkar/Uedem richtet sich der Protest 
der Antikriegs- und Friedensgruppen an 
Rhein und Ruhr. Sie sind tief besorgt 
und möchten Ihnen die Gründe dafür 
unterbreiten. 

Die Friedensgruppen befürchten, dass 
auch von Kalkar aus Luftoperationen 
der NATO - wie zuletzt in Libyen - ge¬ 
steuert werden können. Denn 2011 war 
die Schwestereinrichtung von Kalkar/ 
Uedem bei Bologna in Italien Teil der 
Steuerzentrale für die NATO-Luftan- 
griffe gegen Libyen. Sie befürchten, 
dass Kalkar einen Platz im System des 
geplanten Raketenabwehrschirms und 
der geplanten Modernisierung der in 
Deutschland gelagerten Atomwaffen 
einnehmen wird. 


Die NATO maßt sich immer mehr das 
Recht zu Kriegseinsätzen nach eigenem 
Gutdünken an. Kriegseinsätze wurden 
ohne UNO-Mandat oder infolge sehr ei¬ 
genwilliger Interpretation der Mandate 
durch die NATO durchgeführt. 

Die Antikriegs- und Friedensgrup¬ 
pen, die im Ostermarsch-Komitee zu¬ 
sammengeschlossen sind, wenden sich 
gegen solche Kriegseinrichtungen in 
NRW wie jene in Kalkar/Uedem. Die¬ 
se werden die Welt nicht sicherer ma¬ 
chen, sondern im Gegenteil die Ein¬ 
beziehung Deutschlands in Kriege in 
aller Welt mit sich bringen. Die staa- 
tenübergreifende Besetzung von Ein¬ 
richtungen wie in Kalkar bedeutet in 
der Praxis auch, dass unter Umgehung 
des Bundestages deutsche Soldaten an 
Kriegseinsätzen beteiligt würden. 

Wir schreiben Ihnen in Sorge um NRW. 
Denn mit großer Bestürzung haben wir 
festgestellt, dass Ihre Regierung der 
Ausweitung von Bundeswehr- und NA- 
TO-Einrichtungen in Kalkar/Uedem 
zu einem NATO- und Bundeswehr¬ 
kommandozentrum für die weltweite 
Luft- und Weltraumkriegsführung im 
Rahmen der Bundeswehrreform zu¬ 
stimmt. Heute führt Deutschland wie¬ 
der weltweit Kriege - und nun soll auch 
Nordrhein-Westfalen zum Frontstaat 
ausgebaut werden? 

Sollen nun in Kalkar Generäle freie 
Hand erhalten, um Krieg zu führen? 
„Wir haben sie abgeschossen“, sag¬ 
te General Dieter Naskrent über die 
Vernichtung eines angeblich von Ter¬ 
roristen gekaperten Flugzeugs mit 
Zivilisten darin, (lt. WAZ und NRZ 
vom 11. Nov. 2011). Nach Artikel 1 
des Grundgesetzes ist dies klar ver¬ 
fassungswidrig. Die Zeitungen berich¬ 
teten von einer Übung im Luftstreit- 
kräfte-Hauptquartier Kalkar: „Am 


niederrheinischen Kalkar wird er (der 
Krieg) auf dem Reißbrett mit geplant 
und gesteuert.“ Die Übungen in der 
von-Seydlitz-Kaserne könnten schnell 
ernst werden, wenn „im Konfliktfall 
solche Entscheidungen deutlich über 
die kleinen Punkte auf den Compu¬ 
terbildschirmen hinaus Tragweite ha¬ 
ben; dann lägen Menschenleben in den 
Händen der Soldaten.“ 

Bereits am nächsten 3. Oktober, dem 
Tag der deutschen Einheit 2013, soll 
alles in Kalkar ,perfekt 4 sein: Die Ver¬ 
schmelzung der NATO- und Bun¬ 
deswehrluftwaffenkontingente zum 
Führungszentrum für weltweite Luft¬ 
operationen inklusive das Weltraum¬ 
lagezentrum. Jeder Punkt Eurasiens 
nördlich der Alpen könnte dann mit 
von dort aus gesteuerten Bomben, Ra¬ 
keten, Marschflugkörpern und Droh¬ 
nen erreichbar sein. Es ist klar, dass be¬ 
sonders Russland - das das größte Ter¬ 
ritorium nördlich des 47. Breitengrads 
besitzt - sich bedroht fühlen muss. Es 
wird, so wurde schon angekündigt, die¬ 
ser Entwicklung nicht tatenlos Zusehen. 
Und das bedeutet: Unser NRW wird 
zur Zielscheibe von Raketen, Bomben 
und Drohnen. 


Sehr geehrte Frau Kraft! Sie haben 
der Erweiterung in Kalkar/Uedem zu¬ 
gestimmt, um der Region Arbeitsplät¬ 
ze zu erhalten. Auch die CDU in der 
Region stimmt durch ihre Sprecher der 
Erweiterung zu, die sie als Luftüber¬ 
wachung darstellt. Es geht aber nicht 
um eine Fliegerabwehrstellung mit ein 
paar weiteren FLAK-Helfern unseli¬ 
gen Angedenkens. Um die schnellen 
Eingreiftruppen der NATO weltweit 
von Kalkar aus in Marsch setzen zu 
können, wurde die Zahl der Soldaten in 
Kalkar und Uedem um 400 verdoppelt. 
Sie sollen zusätzlich zu den vorhande¬ 
nen Mannschaften auch ferngesteuerte 
Flugelemente kontrollieren. Drohnen 
sind als Tötungsgeräte ohne Gerichts¬ 
urteil grundgesetzwidrig. Von Kalkar/ 
Uedem aus sollen die Einsätze selbst 
auch atomarer Raketen, Bomberflug¬ 
zeuge und Drohnen gesteuert werden. 
Wir bitten Sie dringend, sehr geehrte 
Frau Ministerpräsidentin, Ihre Zustim¬ 
mung zum Ausbau von Kalkar/Uedem 
zurückzuziehen. 

Wir appellieren an Sie und alle Ihre Re¬ 
gierungsmitglieder: 

Von Nordrhein-Westfalen darf kein 
Krieg ausgehen. 


Mit dem Anschluss der DDR gilt der Spruch eines Vizegeneralinspekteurs vom 
3. Oktober i990:„Die Leistungsfähigkeit der Soldaten der Bundeswehr und ihrer 
Waffen soll nach unserer Überzeugung nicht hinter den Leistungen der Wehr¬ 
macht zurückstehen.“ Zu den Leistungen der Wehrmacht zählten historisch ein¬ 
malige verbrecherische Vernichtungsfeldzüge. Seit den 90er Jahren reiht sich die 
Bundeswehr über die NATO wieder ein in Aggressionskriege in aller Welt. Und 
was die vorzüglichen Waffen anbelangt, über die die Wehrmacht verfügte, so will 
die Bundeswehr dem nicht nachstehen: Was die unbemannten Raketen V1 und 
V 2 waren, sollen nun unbemannte nukleare und konventionelle Großdrohnen 
werden, die - gesteuert von Kalkar aus - über der ganzen Erde Tod und Vernich¬ 
tung verbreiten können. 

(Aus der Rede von Ulrich Sander, Bundessprecher der VVN-BdA 
am 3. Oktober auf der Friedenskundgebung in Kalkar) 
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Die Gier von Peer Steinreich 

Am 9. Dezember soll der Kanzler-Kandidat der SPD gewählt werden 



D er Kandidat hat sich 2011 selbst 
als Kandidat ausgerufen. Nach 
Fürsprache des Altkanzlers 
Schmidt hat ihn kürzlich auch seine 
Parteiführung dafür auserkoren. Nun ist 
die „demokratische Entscheidung“ an¬ 
gesagt: die Wahl des Kandidaten durch 
den Bundesparteitag. 

Peer Steinreich, seit 1969 Mitglied der 
SPD, hat einen steilen Aufstieg und ei¬ 
nen weniger steilen Abstieg hinter sich. 
Was war er nicht schon alles? Als Lan¬ 
desminister und Staatssekretär diente 
er in mehreren SPD-Regierungen. Mi¬ 
nisterpräsident des einwohnerstärksten 
Bundeslandes war er, Bundesminister 
und jetzt, seit 2009, ist er nur noch ganz 
einfacher Bundestagsabgeordneter. 
Diese Situation ist ihm schier unerträg¬ 
lich. 

In der SPD-Nomenklatur ist er fest ge¬ 
setzt. Mit Johannes Rau, Franz Münte¬ 
fering, Wolfgang Clement u.a. hatte der 
Panzerfahrer und Reserveoffizier der 
Bundeswehr prächtige Förderer. Der 
Mann, der von sich völlig eingenom¬ 
men ist und vorgibt, mit großen Löffeln 
die Weisheit gefressen zu haben, ist wi¬ 
der eigenen Erwartungen in die Glaub¬ 
würdigkeitsfalle geraten. Wer soll einem 
Abgeordneten, der mehr auf Veranstal¬ 
tungen von Banken, Wirtschaftsverbän¬ 
den und sonstigen industrienahen Verei¬ 
nigungen aufgetreten ist, glauben, dass 
er genügend Zeit für die Interessenver¬ 


tretung seiner Wählerinnen und Wäh¬ 
ler gehabt hätte? Und überhaupt, die 
Wähler. Die hatten dem Ministerprä¬ 
sidenten bei der Landtagswahl 2005 in 
Nordrhein-Westfalen einen derartigen 
Fußtritt versetzt, dass dieser fluchtartig 
das Land verließ, um neue Aufgaben in 
Berlin zu übernehmen. Der Fortgang 
der Geschichte ist bekannt. 

Dass ein Bundestagsabgeordneter nicht 
schlecht verdient, weiß jeder. Natürlich 
ergibt sich auch eine finanzielle Lücke, 
wenn man vom Minister zum einfachen 
Abgeordneten „abstürzt“. Da hat Stein¬ 
reich kräftig gegengesteuert. Unbekannt 
waren bis vor kurzem die „Nebenver¬ 
dienste“, die der einfache Bundestagsab¬ 
geordnete in den Jahren 2009 bis 2012 
erzielte. Zunächst hieß es, der Abgeord¬ 
nete habe aus Vorträgen und Veranstal¬ 
tungen rund 600 000 Euro erzielt. Dann 
musste er, äußerst widerwillig und nach 
langem Zögern, seine Honorare auflis¬ 
ten. Da kamen schon 1 250 000 Euro, 
also im Klartext 1,25 Millionen, zusam¬ 
men. Die Zeitungen „Frankfurter All¬ 
gemeine Zeitung“ und „Focus“ schrie¬ 
ben, dass mindestens eine halbe Million 
Tantiemen für Buchverkäufe dazuge¬ 
rechnet werden müssen, wie auch 115 
000 Euro Lohn für seinen Aufsichtsrats¬ 
position bei ThyssenKrupp. Außerdem 
sei da noch eine fünfstellige Summe für 
ein Interview im Geschäftsbericht des 


Baukonzerns Bilfinger Berger einzu¬ 
rechnen. 

Peer Steinreich mit über zwei Millionen 
Euro kräftig an Nebenverdiensten ab¬ 
gesahnt in seiner Wahlperiode als Bun¬ 
destagsabgeordneter. Und er selbst hat 
darob gar kein schlechtes Gewissen. Im 
Gegenteil: Die aufgekommene Diskus¬ 
sion beklagt er als einen Angriff auf 
seine „Glaubwürdigkeit“. Sogar einen 
Streit mit den Stadtwerken der finanz¬ 
klammen, von Sozialdemokraten regier¬ 
ten, Stadt Bochum um ein Honorar von 
25 000 Euro, dass dort zweimal jährlich 
für eine Veranstaltung gezahlt wird und 
karikativen Zwecken gespendet wer¬ 
den soll, ließ er mit Rechtsanwälten 
zu ungunsten der Stadt und zu seinen 
Gunsten durchfechten. 25 000 Euro 
strich Steinreich bei dieser Gelegenheit 
ein. Wurde die SPD-Stadtverwaltung 
durch den SPD-Kandidaten genötigt 
oder war sie selbst zu blöde, ihre Pra¬ 
xis gegenüber dem Referenten schrift¬ 
lich zu fixieren. Originalton Stadtwerke 
Bochum: „Im konkreten Fall bei Herrn 
Steinbrück ist es jedoch versäumt wor¬ 
den, Herrn Steinbrück davon in Kennt¬ 
nis zu setzen. Dies ist auf Kommunikati¬ 
onsschwierigkeiten zwischen den Stadt¬ 
werken Bochum und dem Dienstleister 
zurückzuführen, der mit der Organisa¬ 
tion und Umsetzung der Veranstaltung 
beauftragt war“, vermeldete die Inter¬ 
netseite der Stadtwerke dieser Tage. 
Unrechtsbewusstsein ist dem Kandida¬ 
ten eh abhanden gekommen. Man fragt 
sich allerdings, ob abhanden gekomme¬ 
nes Unrechtsbewusstsein inzwischen 
auf alle SPD-Mitglieder zutrifft. Der 
Parteivorsitzende Gabriel, der selbst 
keine „Nebenverdienste“ eingestrichen 
haben will, verteidigte Steinreichs Wei¬ 
gerung, seine Buchentgelte offenzule¬ 
gen: „Wenn Politiker Bücher schreiben, 
kann jeder leicht sehen, wofür das Ho¬ 
norar überwiesen wird und ob es Ab¬ 
hängigkeiten gibt. Da gibt es keine Ge¬ 
heimnisse“, sagte er der FAZS. Auch 
SPD-Fraktionschef Steinmeier sprang 
seinem diskreditierten Stone-Bruder 
bei: „Ich finde diese Debatte ... nicht 


nur heuchlerisch, sondern in vieler Hin¬ 
sicht böswillig.“ 

Die SPD-Linken - es gibt welche, die 
sich so bezeichnen - reagieren wieder 
einmal völlig hilflos. So empört sich ei¬ 
nerseits der Sprecher der SPD-Linken, 
Ernst Dieter Rossmann, sogar über eine 
„Hexenjagd“ gegen den Kandidaten. 
Die Vorsitzende der Arbeitsgemein¬ 
schaft der Demokratischen Linken in 
der SPD, Hilde Matheis, beklagte laut 
„Focus“: „Wenn sich die SPD als Partei 
der sozialen Gerechtigkeit mit so einer 
Debatte herumschlagen muss, dann ist 
das natürlich schwierig.“ Solche Vor¬ 
gänge lösten tiefes „Stirnrunzeln“ aus, 
befand der schleswig-holsteinische Par¬ 
teichef Ralf Stegner. Und die baden- 
württembergische SPD-Vizechefin Leni 
Breymaier vermisst zumindest Finger¬ 
spitzengefühl bei dem Kandidaten. „Ich 
finde, es gehört sich nicht.“ So weit zum 
heutigen Gewissen in der SPD. Nie¬ 
mand kritisiert, dass es in Wirklichkeit 
einen kalten Putsch gegeben hat. Die 
angewachsene Agendakritik wurde zu 
einer Ehren- und Stolzbekundung für 
die Agenda 2010 verwandelt und einer 
der maßgeblichen Agendabefürworter 
soll nun zum Werbeträger der SPD ge¬ 
wählt werden. Die Mitglieder lassen sich 
das ganz offensichtlich gefallen. Ob die 
Wählerinnen und Wähler das mitma¬ 
chen werden, wird sich erst noch zeigen. 
Doch die Gier des Kandidaten hat 
nicht nur als Geste die Handausstre- 
ckung. Er selbst giert nach Macht. Er 
empfand schon immer: „Opposition ist 
Mist!“ Er glaubt an sich, entgegen allen 
Meinungsumfragen, die ihm gegenwär¬ 
tig keinerlei Erfolgschancen zubilligen, 
Kanzler werden zu können. Er ist des¬ 


halb als Redner und Vortragskünstler 
in bestimmten Kreisen so willkommen, 
weil er seine Sicht der Dinge darstel¬ 
len und auf vortrefflichste Art und Wei¬ 
se deren Vorstellungen und Wünsche 
befriedigend nachkommen kann. Im 
Wahlwettrennen 2013 um den Großen 
Preis des Kapitals weiß dieses, was es 
an Angela Merkel hat und dass es mit 
Peer Steinreich einen ihm wohlwollen¬ 
den parteipolitischen Konkurrenten hat. 
Und seine Auftritte festigen den Ein¬ 
druck: Der wird nicht alles anders ma¬ 
chen, sondern der will nur einiges besser 
machen. So wird er sich also rühmen, die 
Agenda 2010 gegen alle parteiinternen 
Widerstände durchgesetzt zu haben und 
so die Kapitalinteressen bestens bedient 
zu haben. Die andere wird sich rühmen, 
Deutschland in der Krise in Europa 
ganz oben gehalten zu haben. 

Mit einem Kopf-an-Kopf-Rennen bei 
der Bundestagswahl 2013 ist kaum zu 
rechnen, glaubt man den derzeitigen 
Umfragen. Die SPD bewegt sich unter¬ 
halb von 30 Prozent, die Union knapp 
unter 40 Prozent. Der Vorsprung von 
Frau Merkel ist zu eindeutig. Trotzdem 
muss in die Sozialdemokratie Siegesge¬ 
wissheit gestreut werden. So hat Par¬ 
teichef Gabriel seinem Peer schon mal 
auf die Siegesprämie verwiesen, denn 
er hat vorgeschlagen, dass ab 2013 das 
Monatsgehalt des Kanzlers auf rund 
25 000 Euro erhöht werden sollte. Und 
der SPD-Querdenker Erhard Eppler 
hat versehentlich aus dem Nähkäst¬ 
chen geplaudert. Er schlug nämlich vor, 
Sigmar Gabriel zum Kanzlerkandidaten 
für das Jahres 2017 ins Auge zu fassen. 
Es wäre eine kurze Regierungszeit für 
einen Kanzler Steinreich. Rolf Priemer 


Kotau vor dem Kapital 

„Eine verheerende Wahlniederlage nach der anderen und nicht die Spur einer 
Aussicht auf Besserung.... Unter Führung Gerhard Schröders hat sich die Partei 
der kleinen Leute für eine Reformpolitik entschieden, welche die kleinen Leute in 

Scharen von der SPD wegtreibt.Die Partei... scheint plötzlich - bis hin zu Andrea 

Nahles-wie von einertragischen Mission durchdrungemdas Reformwerk vollen¬ 
den und dann für lange Zeit in die Opposition gehen -ein Opferfür Deutschland.“ 

(Aus einem Leitartikel der FAZ vom 31.07.2004) 


30 Jahre Kreditabzahlung per Wassertarif 

Millionenschwere Berliner „Rekommunalisierung“ nach dem Ausstieg von RWE 


Am 30. Oktober, fünf Tage nach dem 
Scheitern von parlamentarischem und 
außerparlamentarischem Widerstand 
gegen SPD und CDU im Berliner Ab¬ 
geordnetenhaus, verkaufte der Essener 
Energiekonzern RWE seinen Anteil an 
den hauptstädtischen Wasserbetrie¬ 
ben BWB wieder an das Land Berlin. 
Der dafür rückwirkend zum 1. Januar 
2012 überschriebene Gesamtbetrag 
von rund 658 Millionen Euro für seine 
24,95 Prozent-Anteile sei ein „wichti¬ 
ger Fortschritt bei der Umsetzung des 
Maßnahmenpaketes von RWE, mit 
dem wir unsere Kapitalbasis und den 
finanziellen Handlungsspielraum stär¬ 
ken“, gab RWE-Vorstand Leonhard 
Birnbaum bekannt. Die RWE und der 
Veolia-Konzern, der nun neben dem 
Land Berlin als einziger privater An¬ 
teilseigner verbleibt und die Geschäfts¬ 
führung der BWB allein behält, stri¬ 
chen seit der Teilprivatisierung 1999 ge¬ 
meinsam bereits Rendite in Höhe von 
1,4 Millionen Euro ein. 

Allein damit wären schon die Kosten 
des ursprünglichen Einstiegs ins weit¬ 
gehend risikolose Monopolgeschäft 
mit Anschlusszwang abgegolten. Doch 
noch bis mindestens 2028 läuft der be¬ 
rüchtigte Konsistorialvertrag. Dessen 
zugesicherte private Gewinngaran¬ 
tie wird durch Landesgesetze abgesi¬ 
chert - und seit 2004 auch in öffent¬ 
licher Komplizenschaft genutzt. Als 
Vehikel dafür dient die von der Pra¬ 
xis völlig abgehobene „Verzinsung des 
betriebsnotwendigen Kapitals in Höhe 
der durchschnittlichen Rendite 10-jäh¬ 
riger Bundesanleihen der jeweils letz¬ 
ten 20 Jahre plus Zuschlag“. 

Die über ein Bankenkonsortium kre¬ 
ditierte Ablösung der Übergangsfinan¬ 
zierung für die früher an RWE verhö¬ 


kerten Landesanteile lag bei 618 Mil¬ 
lionen Euro. Den Senats-Angaben 
zufolge kommen weitere „im Unter¬ 
nehmenskaufvertrag vereinbarte Zah¬ 
lungen“ hinzu: Verzinsung und rückzu¬ 
erstattende Steuervorauszahlung 2012 
sowie 50 Prozent des Bilanzgewinns im 
Jahresabschluss der RWE-Veolia-Be- 
teiligungsgesellschaft (RVB GmbH) 
2011 als „Gewinnvortrag 2012“ vor 
dem Stichtag 1.1.2012. 

Das Land hält nun 75 Pro¬ 
zent BWB-Anteile. Doch 
als Gesellschafter kann es 
wegen strikter gesetzlicher 
Konsens- und Vorab-Selbst- 
verpflichtung auf einen ein¬ 
jährigen Status quo gegen¬ 
über Veolia keine Struktu¬ 
rentscheidungen treffen. In 
dieser Zeit soll beidseits ein 
Interessenwahrungsvertrag 
gelten, vor allem, um den 
auf Widerstände stoßen¬ 
den Landeseinstieg (50 Pro¬ 
zent anstelle von RWE) in 
die renditetreibende inter¬ 
ne Praxis der RVB mit ihrer 
bisher rein privaten Macht¬ 
stellung zwischen Berlin¬ 
wasser Holding AG (BWH) 
und den BWB zu schaffen. 

Die Interessenwahrung soll 
aber auch Verhandlungen 
über eine „etwaige Modifizierung des 
Konsistorialvertrages“ von 1999 er¬ 
möglichen, freilich ohne auch nur im 
Geringsten an dessen Garantien oder 
Laufzeit zu rühren. Ein für die SPD 
„wünschenswerter Rückerwerb“ auch 
der restlichen privaten BWB-Anteile 
von Veolia - möglichst zu einem gerin¬ 
geren Preis, als mit RWE verhandelt - 
kann nach Ansicht von Staatssekre¬ 


tärin Sudhoff nur in Frage kommen, 
wenn „die von Veolia vorgeschlagene 
Put- und Call-Option mit der Möglich¬ 
keit der vorzeitigen Auflösung des Ver¬ 
trages umgesetzt wird“. 

Die Machtposition der klagefreudi¬ 
gen Veolia Wasser GmbH, so ist einem 
internen Eckpunktepapier des CDU- 
Senators für Justiz und Verbraucher¬ 
schutz (sic) Heilmann für ein konzern¬ 
genehmes Moratorium zu entnehmen, 


soll auch künftig über „langfristige Ver¬ 
träge“ in deren Sinn, ausdrücklich auch 
über das Vorschlagsrecht für alle Wie¬ 
der- und Nachbesetzungen der BWB- 
Vorstandsposten, gesichert bleiben. 
CDU-Staatssekretär Zimmer wies be¬ 
reits darauf hin, dass der beabsichtigte 
Eintritt des Landes in die RVB-Verträ¬ 
ge anstelle von RWE keinerlei Offen¬ 
legungspflicht, auch nicht nach dem in 


Berlin geltenden Volksgesetz per Volks¬ 
entscheid, unterliegen soll. Heilmann 
und Veolia gehen davon aus, die kürz¬ 
lich verfügte Preissenkung der Bundes¬ 
kartellbehörde (um knapp 18 Prozent 
bis 2015) werde in der skandalösen, vom 
Senat mitgetragenenen juristischen An¬ 
fechtung durch die BWB „keinen Be¬ 
stand“ haben. „Ohne Senkungspflicht“ 
würden die Wasserpreise bis 2013 „sta¬ 
bil“ gehalten, erst ab 2014 würden sie 
um 10 Prozent gesenkt. Die mit der par¬ 
lamentarischen Absegnung des Anteil- 
Rückkaufs von RWE vollmundig ver¬ 
kündete Senats-Absicht, die Kunden für 
2012 um 60 Millionen Euro 
zu entlasten und die Tarife 
neu zu kalkulieren, bleibt 
vor diesem Hintergrund 
schwammig - als bloßer 
Senatsbeschluß, „die BWB 
aufzufordern“. 

Mit der Sprachregelung 
Rekommunalisierung ver¬ 
schleiert die in Berlin re¬ 
gierende Große Koalition 
seit einem Jahr die Kos¬ 
tenabwälzung auf die Ber¬ 
liner zum Zweck einer an¬ 
geblichen „Umsetzung des 
Volksentscheids“ vom Feb¬ 
ruar 2011. RWE bekommt 
einen goldenen Handschlag. 
Ähnlichkeiten mit dem be¬ 
kannten öffentlichen Ver¬ 
mögensumgang der Diep- 
gen-Staffelt-Ära sind rein 
zufällig. Die auf 30 Jahre 
gestreckte Langfrist-Refinanzierung 
(bis mindestens 2043) wird nicht aus 
dem Landeshaushalt, sondern aus den 
BWB selbst heraus bedient - über eine 
weitere Entnahme von 850 Millionen 
Euro Eigenkapital, sofern der geschäfts¬ 
führende Partner zustimmt. Veolia soll 
davon auf seinen 24,95 Prozent-Anteil 
rund 212 Millionen Euro erhalten. Un¬ 
ter anderem aufgrund der Unsicherheit 


über die künftigen Zinskonditionen sei 
gegenwärtig noch keine Aussage über 
die Auswirkungen einer Kapitalherab¬ 
setzung auf die BWB möglich, erklär¬ 
te Staatssekretärin Sudhoff aus der 
Finanzverwaltung. Im Jahr 2008 hat¬ 
te bereits der von SPD und der Partei 
„Die Linke“ geführte Senat 270 Millio¬ 
nen Euro Eigenkapital entnommen, die 
auch als BWB-Rücklagen für den Subs¬ 
tanzerhalt dienen sollten, und dafür im 
Aufsichtsrat ein Auge zugedrückt. 

Das weitere Vorgehen der Opposition 
im Abgeordnetenhaus und der beiden 
Flügel des Wassertischs u. a. mit einer 
Unterschriftenaktion ist noch im Fluß. 
Zur lange Zeit anonymen Arbeitsgrup¬ 
pe unabhängiger Juristen ist der ehe¬ 
malige Bundesverfassungsrichter Prof. 
Siegfried Broß hinzugestoßen, ein aus¬ 
gewiesener Verfassungsrechtler und 
Privatisierungskritiker. Die Piratenpar¬ 
tei im Abgeordnetenhaus folgt seinem 
Rat und fordert einen Untersuchungs¬ 
ausschuss. Der veränderten juristischen 
Ausgangslage nach dem Rückkaufsge¬ 
schäft mit RWE tragen „Piraten“ und 
„Grüne“ gemeinsam Rechnung. Sie 
streben nun eine Normenkontrollkla- 
ge zum § 16 des Berliner Betriebegeset¬ 
zes an. Die Linksfraktion war im Parla¬ 
ment mit dreifachen Antragsvorstößen 
zu Tarifminderungen über gesetzliche 
Renditebegrenzung der auf 46 Prozent 
hochgeschraubten „kalkulatorischen 
Kosten“ erfolglos. Die vom Landespar¬ 
teitag mitgetragenen Änderungsziele im 
Berliner Betriebegesetz - zur Wasser¬ 
tarifordnung, zum wirksamen Senken 
der Wasser- und Abwasserpreise und 
der betriebswirtschaftlichen Abschrei¬ 
bungsmöglichkeiten - stimmen mit frü¬ 
heren Forderungen von Wassertisch- 
Aktivistin Gerlinde Schermer überein. 
Außerdem war ein Organstreitverfah¬ 
ren vor dem Berliner Verfassungsge¬ 
richtshof erwogen worden. Hilmar Franz 



Kartenregen von der Besuchertribüne des Abgeordnetenhauses 
bei der Abstimmung: Dafür haben wir nicht per Volksentscheid 
gestimmt! 
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Streik bei DHL 
in der Türkei 

Seit mehreren Wochen streiken die Be¬ 
schäftigten von Deutsche Post DHL in 
der Türkei. Eine Delegation der deut¬ 
schen Gewerkschaft ver.di wird am 
Wochenende nach Istanbul reisen, um 
sich dort zu informieren und die Strei¬ 
kenden in der Auseinandersetzung 
mit dem Unternehmen zu bestärken. 
In dem türkischen Betrieb mit 1 300 
Beschäftigten und 1 000 Leiharbei¬ 
tern wurden im Sommer 20 Beschäf¬ 
tigte entlassen, weil sie sich an einer 
Mitgliederwerbekampagne der türki¬ 
schen Transportarbeitergewerkschaft 
TÜMTIS beteiligt hatten. Das Unter¬ 
nehmen verweigert den Dialog mit 
der Gewerkschaft, die einen Tarifver¬ 
trag abschließen will. Ein Gutachten 
des Arbeitsforschers John Logan von 
der San Francisco State University be¬ 
legt, dass Beschäftigte, die sich in der 
Gewerkschaft engagieren, systematisch 
aus dem Betrieb gedrängt und mit Ab¬ 
findungen abgespeist werden. 

Sandinisten 
gewinnen hoch 

Die regierende Partei der Sandinisti- 
schen Befreiungsfront (FSLN) hat bei 
den Kommunalwahlen in Nicaragua 
einen haushohen Sieg errungen. Die 
FSLN errang nach Angaben der Obers¬ 
ten Wahlbehörde vom Montag 75 Pro¬ 
zent der Stimmen. Die oppositionelle 
Liberale Konstitutionalistische Partei 
(PLC) landete mit rund 16 Prozent der 
Stimmen abgeschlagen auf dem zwei¬ 
ten Platz. Die Wahlbeteiligung lag am 
Sonntag nach Angaben des Wahlleiters 
bei 40 Prozent. 

Die FSLN von Präsident Daniel Or- 
tega weitete damit ihre Kontrolle auf 
129 der 153 Städte des mittelamerikani¬ 
schen Landes aus. Wiedergewählt wur¬ 
de auch die sandinistische Bürgermeis¬ 
terin Daisy Torres in der Hauptstadt 
Managua. Bei der Kommunalwahl im 
Jahr 2008 hatten die Sandinisten die 
Bürgermeisterämter in 105 Kommu¬ 
nen erobert. 

Moskau: 

Hochverratsgesetz 

In Russland hat ein von der Oppositi¬ 
on scharf kritisierter Gesetzentwurf die 
letzte parlamentarische Hürde genom¬ 
men. Das Oberhaus verabschiedete den 
Entwurf, der den Straftatbestand des 
Hochverrats deutlich ausweitet mit 138 
Ja-Stimmen, keiner Gegenstimme und 
einer Enthaltung. Demnach gilt nicht 
mehr nur ,die Weitergabe geheimer 
Informationen an ausländische Regie¬ 
rungen als Hochverrat, auch Beratung 
oder Finanzhilfe etwa für internatio¬ 
nale Organisationen sind künftig straf¬ 
bar, wenn diese an „gegen die Sicher¬ 
heit Rußlands gerichteten Aktivitäten“ 
beteiligt sind. Anwälte kritisieren, dass 
bereits der Austausch von Informatio¬ 
nen mit Organisationen wie Amnesty 
International oder sogar die Anrufung 
des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte kriminalisiert werde. 

Kadima droht 
Parlaments-Aus 

Die größte israelische Oppositionspar¬ 
tei Kadima würde bei Neuwahlen der¬ 
zeit nicht genug Stimmen bekommen, 
um auch nur einen Parlamentssitz zu 
holen. Das geht aus einer am Freitag 
in der Zeitung „Jediot Ahronot“ veröf¬ 
fentlichten Umfrage hervor. Am 22. Ja¬ 
nuar wird in Israel ein neues Parlament 
gewählt. Die meisten Stimmen würde 
demnach der rechte Parteienblock un¬ 
ter Führung von Premier Benjamin Ne¬ 
tanjahu bekommen, gefolgt von der Ar¬ 
beitspartei. 


Eritrea Info-Abend 

Eritrea Land und Leute - 
Eritreisches Festival 

Eritrea-Info-Abend am Donnerstag, 
15 . November, 18 Uhr, im kleinen Saal der 
Kongresshalle, Gießen, Berliner Platz 2 . 
Veranstalterin:Eritreische Frauenunion 
Gießen 

In Bezug auf Eritrea gibt es widersprüchli¬ 
che Informationen. Die eritreischen Frauen 
laden herzlich ein, ihnen Fragen zu stellen 
und mit ihnen zu diskutieren. 


Ein symptomatischer Fall 

Statt reiche Steuerbetrüger zu verfolgen, wollte die Justiz den Verbreiter der Wahrheit ins Gefängnis bringen 


Man kann es durchaus als symptoma¬ 
tisch ansehen und es hätte genauso gut 
in jedem anderen EU-Staat gesche¬ 
hen können: Ein griechischer Journa¬ 
list wurde kürzlich festgenommen und 
angeklagt, nicht weil er die Unwahr¬ 
heit verbreitet hatte, sondern weil er 
ein Stück von der Wahrheit ans Licht 
brachte. Er veröffentlichte eine Liste 
von über 2000 reichen Griechen, die 
ihr Geld auf einer Schweizer Bank vor 
dem Zugriff der Finanzämter in Sicher¬ 
heit gebracht hatten. 

Der Journalist heißt Kostas Vaxeva- 
nis und ist Herausgeber und Chefre¬ 
dakteur des Magazins „Hot Doc“. Am 
28. Oktober hatte ihn ein stattliches 
Aufgebot von rund einem Dutzend 
Polizisten aufgrund eines Haftbefehls 
der Athener Staatsanwaltschaft fest¬ 
genommen, am 1. November fand auf 
deren Betreiben ein Prozess gegen ihn 
statt. Die Anklageschrift beschuldigte 
ihn der Verletzung des Datenschutzes, 
weil er vertrauliche private Daten be¬ 
kannt gemacht hat, sowie der Verleum¬ 
dung der genannten Personen. 
Nachdem in der griechischen Öffent¬ 
lichkeit bereits seit einiger Zeit von der 
Existenz einer sogenannten „Lagarde- 
Liste“ von griechischen Kontoinha¬ 
bern bei der Schweizer HSBC-Bank 
gemunkelt worden war, hatte das Ma¬ 
gazin sie sich beschafft und Ende Ok¬ 


tober veröffentlicht. Allerdings wurden 
nur die Namen veröffentlicht, ohne An¬ 
gabe von Konto-Nummern und Höhe 
der jeweiligen Einlagen. Das Magazin 
schrieb sogar dazu, dass nicht jeder 
Grieche, der ein Konto in der Schweiz 
hat, automatisch als Steuerbetrüger 
anzusehen sei. Auf der Liste standen 
zahlreiche Geschäftsleute und reiche 
Familienclans wie der des Textilmag¬ 
naten Lamaras sowie Ärzte, Zahnärz¬ 
te, Journalisten, auch einige Politiker, 
darunter ein ehemaliger Minister der 
konservativen Karamanlis-Regierung. 
Die Schweizer HSBC ist die fünftgröß¬ 
te Bank in der Schweiz und eine Fili¬ 
ale des in London ansässigen interna¬ 
tionalen Finanzkonzerns gleichen Na¬ 
mens mit 7200 Filialen in 80 Ländern 
der Welt, darunter Hongkong, New 
York, Brasilien, Mexiko, Panama, Pa¬ 
ris, Monaco, Luxemburg, Bahrain, Qa- 
tar, Singapur, Bahamas usw., Jahresge¬ 
winn 2011 vor Steuern 16,797 Milliar¬ 
den Dollar. 

In den Besitz griechischer Staatsstellen 
war die Liste bereits im Oktober 2010 
gekommen. Christine Lagarde, heute 
Chefin des IWF, damals noch franzö¬ 
sische Wirtschafts- und Finanzministe¬ 
rin, hatte sie in Form einer CD an den 
damaligen griechischen Finanzminis¬ 
ter Papakonstantinou von der PASOK 
weitergereicht. Daher „Lagarde-Liste“. 


Ex-Finanzminister Papakonstantiou 
meint heute, die CD an die Steuerfahn¬ 
dung weitergegeben zu haben, behaup¬ 
tet aber, keine Ahnung zu haben, was 
danach damit geschehen ist und wo sie 
seither blieb. Angeblich hat die Steuer¬ 
fahndung die Ermittlungen eingestellt, 
weil die Erkenntnisse „nicht gerichts¬ 
verwertbar“ gewesen sein sollen, weil 
sie aus einer „illegalen Quelle“ stamm¬ 
ten,. Das französische Finanzministe¬ 
rium hatte die CD nämlich seinerzeit 
von einem ehemaligen Angestellten 
der HSBC erhalten, den die Bank des 
Datendiebstahls beschuldigt. Papakon- 
stantinous Nachfolger als Finanzminis¬ 
ter, der heutige PASOK-Vorsitzende 
Venizelos behauptete, in seiner Amts¬ 
zeit einen USB-Stick mit der Liste an 
die griechische Justiz weitergegeben zu 
haben, über dessen Verbleib aber eben¬ 
falls nichts weiter zu wissen. Er habe 
sich die Daten niemals selbst angese¬ 
hen. 

Also oh Wunder, weder die CD noch 
der USB-Stick waren bisher noch ir¬ 
gendwo auffindbar. Auch der heutige 
wieder konservative Finanzminister 
Stournaras weiß von nichts. Bis Hot 
Doc offenbar findig genug war, das zu 
schaffen, was die früheren und heuti¬ 
gen Regierungsspitzen nicht schafften, 
nämlich die Liste wieder auftauchen zu 
lassen. 


Ehre dem Athener Richter, der den an- 
geklagten Journalisten am 1. November 
trotz der heftigen Ausfälle des Staats¬ 
anwalts dann doch für „nicht schuldig“ 
erklärte! Das im Gerichtssaal anwesen¬ 
de Publikum erhob sich von den Plät¬ 
zen, um dem Freispruch Beifall zu zol¬ 
len. Vielleicht hatte den Richter ja das 
Argument des Angeklagten überzeugt, 
dass der griechische Staat besser gegen 
die Steuerbetrüger vorgehen und diese 
verhaften würde, statt die Gehälter von 
Richtern und anderen Staatsbediens¬ 
teten zu kürzen und zu versuchen, die 
Wahrheit zu unterdrücken. 

Allerdings war bisher nichts in der 
Richtung zu erfahren, dass die Na¬ 
mensliste nun tatsächlich einer gründ¬ 
lichen Untersuchung unterzogen wird 
und die Steuerflüchtlinge zur Verant¬ 
wortung gezogen werden. Auch von 
der EU-Troika, deren Diktat die grie¬ 
chische Bevölkerung in immer größere 
Armut und die griechische Wirtschaft 
in immer tiefere Rezession stürzt, war 
nichts in dieser Richtung zu hören. Im 
griechischen Parlament soll jetzt zwar 
ein Untersuchungsausschuss gebildet 
werden, der nachforschen soll, warum 
zwei Finanzminister trotz der vorlie¬ 
genden Fakten jahrelang nichts unter¬ 
nommen haben. Und das kann natür¬ 
lich wieder dauern ... 

Georg Polikeit 


Enttäuschung über neoliberale Politik 

Ukrainische Kommunisten konnten Ergebnis von 2007 mehr als verdoppeln 
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Auch wenn es die OSZE-Wahlbeobachter nicht wahrhaben wollen: Die Urnen 
waren gläsern. 


Bei den ukrainischen Parlaments wäh¬ 
len am 28. Oktober ist die „Partei der 
Regionen“ (PdR) von Präsident Janu- 
kowitsch mit 30 Prozent der abgege¬ 
benen Stimmen (beim Stand der Stim¬ 
menauszählung von 99,82 %) erneut 
zur stärksten Partei geworden. 2007 
hatte sie allerdings 34,37 Prozent er¬ 
reicht. Den zweiten Platz belegt das 
prowestliche Parteienbündnis „Vater¬ 
land“ von Julia Timoschenko mit 25,53 
Prozent, 2007 konnte Timoschenkos 
Wahlblock noch 30,71 der Stimmen 
gewinnen. Den dritten Platz erreichte 
die in Kooperation mit der Konrad- 
Adenauer-Stiftung aufgebaute neue 
Partei „UDAR“ (Boxschlag) von Box¬ 
weltmeister Klitschko mit 13,95. Für 
die Kommunistische Partei der Ukrai¬ 
ne (KPU), votierten 13,18 Prozent. Ge¬ 
genüber 2007 (5,39 %) bedeutet dies 
mehr als eine Verdoppelung des Ergeb¬ 
nisses. Über die Ukraine hinaus muss 
der erstmalige Einzug der ultranatio¬ 
nalistischen, profaschistischen Partei 
„Swoboda“ ins zentrale Parlament mit 
10,44 Prozent Besorgnis erregen, In 
ihren Hochburgen in der Westukraine 
liegen die Ergebnisse weit darüber. 
Gewählt wurden 450 Abgeordnete, 
die Hälfte davon nach Parteilisten, die 
andere nach dem Mehrheitsprinzip in 
den Wahlkreisen. Letzteres verfälscht 
den Wählerwillen, da die für die un¬ 
terlegenen Kandidaten abgegebenen 
Stimmen keine Berücksichtigung fin¬ 
den. Ausdruck dafür ist die Sitzvertei¬ 
lung. So erhält die PdR 187, Vaterland 
103, UDAR 40, die Swoboda 37 und die 
KPU 32 Sitze. 44 Mandate entfallen auf 
parteiungebundene Abgeordnete, die 
die Mehrheit in einem Wahlkreis erhal¬ 
ten haben. 

Dass die profaschistische Swoboda mit 
weniger Listenstimmen als die Kommu¬ 
nisten auf mehr Sitze als diese kommt, 
ist das Resultat von Absprachen zwi¬ 
schen der Timoschenko-Partei, Klitsch¬ 
kos UDAR und den Faschisten. Nach 
der Net-Zeitung „Russland-Aktuell“ 
und anderen Quellen wurde zwischen 
diesen Parteien vereinbart, den eige¬ 
nen Kandidaten in jenen Wahlkreisen 
zurückzuziehen, in denen dadurch ein 
Mandatsgewinn des Kandidaten einer 
der anderen Parteien ermöglicht wer¬ 
den kann. Ähnliche Absprachen soll es 
auch mit UDAR gegeben haben. Die¬ 
ser Skandal reißt nicht nur den Parteien 
Timoschenkos und Klitschkos sondern 
auch ihren Förderern in EU und NATO 
die demokratische Maske vom Gesicht. 


Gründet die Swoboda doch wie die Na¬ 
zipartei während der Weimarer Repu¬ 
blik und die NPD und andere neona¬ 
zistischen Organisationen im heutigen 
Deutschland ihren Einfluss auf eine un¬ 
gezügelte soziale und nationalistische 
Demagogie. Sie predigt Hass gegen die 
Russen, ist stramm antisemitisch und 
stellt sich offen in die Tradition der uk¬ 
rainischen Nazi-Kollaborateure. 

Die Wahlergebnisse zeigen, dass die 
Blütenträume der prowestlichen Op¬ 
position und ihrer Proteges geplatzt 
sind. Die Partei Janukowitschs hat zwar 
Blessuren hinnehmen müssen, auf dem 
Hintergrund der kapitalistischen Krise 
und der sozialen Misere für große Tei¬ 
le der Bevölkerung mag es jedoch ver¬ 
wundern, dass diese nicht größer wa¬ 
ren. Das hat offenbar mehrere Gründe: 
Wahlgeschenke und Versprechungen, 
die Dominanz in den Medien, Behinde¬ 
rungen der Konkurrenz und wohl auch 
„Unregelmäßigkeiten“ beim Wahlab¬ 
lauf. Der entscheidende Grund scheint 
aber die Angst vieler Ukrainer vor ei¬ 
ner Rückkehr zu den katastrophalen 
Zuständen während der Regierungs¬ 


zeit der Orange-Revolutionäre zu sein, 
die Janukowitsch und seine Partei ih¬ 
nen als „kleineres Übel“ erscheinen 
lässt. Dies findet zugleich seinen Aus¬ 
druck in den Verlusten des Timoschen- 
ko-Wahlblocks und dem Absturz der 
Partei „Unsere Ukraine“ des Ex-Prä- 
sidenten Juschtschenko von 14,15 auf 
1,11 Prozent. 

Die enttäuschten ehemaligen Orange- 
Wähler hat die Klitschko-Partei sicher 
weitgehend aufgefangen. Wenn ihr Er¬ 
gebnis auch weit hinter den manipu¬ 
lierten Prognosen zurückbleibt, so ist 
es doch beachtlich. Eine Rolle dafür 
dürften Hoffnungen auf Klitschko als 
„den Neuen“ in der Politik angesichts 
der verbreiteten Enttäuschung über die 
Politiker insgesamt, aber natürlich auch 
die besondere Popularität des Box¬ 
weltmeisters in seiner Heimat gespielt 
haben. Auf ein politisches Programm 
kann das Ergebnis kaum zurückzu¬ 
führen sein, denn darüber ist außer 
Allgemeinplätzen nichts bekannt. Al¬ 
lerdings ist die Kooperation mit der 
Konrad-Adenauer-Stiftung Gewähr für 
eine unsoziale, neoliberale Innen- und 


Wirtschaftspolitik sowie eine außenpo¬ 
litische Orientierung auf die Unterord¬ 
nung der Ukraine unter das Europa der 
Monopole und die NATO. 

Die KPU war während des Wahlkamp¬ 
fes in besonderem Maße Druck und 
Behinderungen durch die Regierungs¬ 
partei und ihre administrativen Hebel 
sowie antikommunistischen Attacken 
aller Konkurrenten ausgesetzt. Im Un¬ 
terschied zu den anderen Parteien ver¬ 
fügt sie über wesentlich weniger Fi¬ 
nanzmittel und einen bescheideneren 
Wirkungskreis ihrer Medien. Ange¬ 
sichts dessen ist ihr Wahlerfolg umso 
höher zu werten. Er dürfte seine Ursa¬ 
chen darin haben, dass sie angesichts 
der Krisenfolgen, der Enttäuschung 
über die neoliberale Politik der Janu- 
kowitsch-Partei und ihre Beherrschung 
durch Oligarchenklans sowie der Rück¬ 
besinnung vieler Ukrainer auf die sozi¬ 
ale Sicherheit der Sowjetzeit, mit ihren 
sozialen Forderungen, dem Verlangen 
nach Re-Nationalisierung des von den 
Oligarchen geraubten Volkseigentums 
und dem Eintreten für eine sozialis¬ 
tische Perspektive, von einem zuneh¬ 
menden Teil der Wählerschaft als ein¬ 
zige Alternative gesehen wird. 

Die PdR wird bemüht sein weiter zu 
regieren. Die Zahl ihrer eigenen Ab¬ 
geordneten ist dafür jedoch zu gering. 
Es müsste ihr gelingen so gut wie alle 
parteiunabhängigen Abgeordneten auf 
ihre Seite zu ziehen, um eine Mehrheit 
der Mandate zu erreichen, was äußerst 
fraglich ist. Es könnte auch auf eine 
Minderheitsregierung hinauslaufen, die 
zumindest auf die partielle Unterstüt¬ 
zung der KPU angewiesen wäre. Erste 
Aussagen kommunistischer Abgeord¬ 
neter deuten allerdings darauf hin, dass 
eine erneute Beteiligung der KPU an 
einer Koalition mit der PdR unwahr¬ 
scheinlich ist. Schließlich hat diese in 
der ablaufenden Arbeitsperiode der 
Rada alle von den Kommunisten einge- 
brachten sozialen Initiativen abgelehnt 
und ihre unsoziale Politik im Interesse 
der Oligarchen durchgepeitscht. Un¬ 
ter den gegebenen Bedingungen wäre 
eine Zusammenarbeit mit der Januko- 
witsch-Partei wohl am ehesten vertret¬ 
bar, wenn es darauf ankäme, dadurch 
die Übernahme der Regierung durch 
Vaterland im Bund mit UDAR und wo¬ 
möglich den Faschisten zu verhindern. 
Diese Gefahr ist jedoch nicht akut. Die 
Ukraine scheint vor unruhigen Zeiten 
zu stehen. 

Willi Gerns 
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... und steigt und 
steigt... 

I n der Euro-Zone lag die „saisonbe¬ 
reinigte Arbeitslosenquote“ laut dem 
EU-Statistikamt Eurostat im Sep¬ 
tember 2012 bei 11,6 Prozent, 0,1 Pro¬ 
zent mehr als im Vormonat, aber um 
1,3 % höher als vor einem Jahr im Sep¬ 
tember 2011. In der Gesamt-EEl (27 
Staaten) betrug die Arbeitslosenquo¬ 
te 10,6 % (September 2012) gegenüber 
9,8 Prozent vor einem Jahr. In 20 der 27 
EU-Staaten ist die Arbeitslosigkeit ge¬ 
genüber 2011 weiter angewachsen. Von 
Arbeitslosigkeit betroffen sind damit 
insgesamt 25,75 Millionen Menschen, 
davon ca. 18,5 Mio. in der Euro-Zone. 
Gegenüber September 2011 eine An¬ 
wachsen um mehr als 2 Millionen Be¬ 
troffene. 

Die Jugendarbeitslosenquote (Jugend¬ 
liche unter 25 Jahren) lag im Septem¬ 


ber 2012 in der ELF bei 22,8 und im 
Euro-Raum bei 23,3 Prozent, 5,5 Milli¬ 
onen bzw. 3,5 Millionen betroffene jun¬ 
ge Menschen oder fast jeder vierte Ju¬ 
gendliche in der EU. Vor einem Jahr, im 
September 2011, hatte die Quote der 
Jugendarbeitslosigkeit noch bei 21,7 


bzw. 21,0 Prozent gelegen, also ein An¬ 
stieg von mehr als 1 Prozent in der Ge- 
samt-EU, von 2,3 % in der Euro-Zone. 

Die höchste Arbeitslosigkeit herrscht 
nach wie vor in Spanien (25,8%) und 
Griechenland (25,1 %). 


Arbeitslose in Prozent 



Erfolge für Kommunistische Parteien in 
Venezuela, Brasilien und Chile 

Geringe Zustimmung zu Amerikas Parteiensystemen 


Neben den Präsidentschaftswahlen in 
Venezuela haben in den letzten Wo¬ 
chen noch andere Wahlen auf dem 
Subkontinent stattgefunden, die den 
Kommunistischen Parteien Erfolge 
brachten. 

Dabei war das Ergebnis der KP Vene¬ 
zuelas bemerkenswert. Die Partei hat 
seit Beginn des bolivarianischen Pro¬ 
zesses 1999 ihre Ergebnisse kontinu¬ 
ierlich von einem halben auf über drei 
Prozent angehoben. Damit ist die PCV 
im Bündnis „Großer Patriotischer Pol“ 
hinter der PSUV, der Präsident Hugo 
Chävez vorsteht, mittlerweile zweit¬ 
stärkste Kraft. Für die Regionalwah¬ 
len am 16. Dezember hat sie 23 Kandi¬ 
daturen angemeldet. Neunzehn davon 
in Übereinstimmung mit der PSUV, 
vier in Konkurrenz. In diesen Bundes¬ 
staaten sieht die Partei mit radikaleren 
Kräften bessere Bedingungen den Pro¬ 
zess voranzutreiben. 

Ebenfalls am 7. Oktober brachten die 
Kommunalwahlen in Brasilien Erfolge 
sowohl für die regierende PT als auch 
für die Kommunistische Partei Brasi¬ 
liens (PCdoB), die Teil der Regierung 
der Arbeiterpartei unter Präsidentin 
Dilma Rousseff ist. Während die PT mit 
17,2 Millionen die meisten Stimmen in 
den 5 567 brasilianischen Städten be¬ 
kam (16,8 %) und sich von 558 auf 636 
Bürgermeisterämter steigerte, verbes¬ 
serte sich die PCdoB auf 56 Bürger¬ 
meisterämter, was einen Zuwachs von 
25 Prozent bedeutete. 

Bei kommunalen Abgeordneten war 
die Steigerung mit 50 Prozent auf 
über 900 noch stärker ausgefallen. Die 
PCdoB führte in einer Erklärung den 
Wahlerfolg auf drei Faktoren zurück: 
die Programmatik für modernere und 
menschlichere Städte; die Mitglied¬ 
schaft, die es geschafft habe bei Sym¬ 
pathisantengruppen zu mobilisieren; 
die Kandidat/inn/en, die ihr Prestige 
noch ausbauen konnten. Die nicht an 
der Regierung beteiligte Brasiliani¬ 
sche Kommunistische Partei (PCB) trat 
in einigen Orten im Bündnis mit der 
PS OL und der PSTU an und erreichte 
fünf Mandate, darunter in einer Bun¬ 
desstaatshauptstadt. 

Nicht zuletzt war auch die Kommu¬ 
nalwahl in Chile ein großer Erfolg für 


die Kommunistische Partei: die PCCh 
besetzt nun sechs Bürgermeisteräm¬ 
ter (2008: vier), je zwei im Großraum 
Santiago und Coquimbo und je eines 
in Valparaiso und Atacama. Das Bünd¬ 
nis „Für ein gerechtes Chile“, dem au¬ 
ßer der PCCh auch die Radikale Partei, 
die Partei für die Demokratie und die 
Bürgerliche Linke angehörten, schaff¬ 
te bei 13,7 Prozent insgesamt 62 Siege. 
Die langjährige Regierungskoalition 
Concertaciön, die bei diesen Wahlen 
nur noch aus Sozialisten und Christde¬ 
mokraten bestand, kam nur noch auf 
29,4 Prozent (106 Bürgermeister). Die 
regierende Rechte sank auf 37,5 Pro¬ 
zent bei 121 gewonnenen Kommu¬ 
nen. Die Gruppe „Wechsel für Dich“ 
um den unabhängigen „Shooting-star“ 
der letzten Präsidentschaftswahlen, 
Marco Enriquez-Ominami erreichte 
nur 2,7 Prozent. 

Ähnlich sieht es bei den kommunalen 
Abgeordneten aus, wo das Bündnis 
„Für ein gerechtes Chile“ über fünf¬ 
hundert Abgeordnete holte. 

Das herausragende Ereignis in Chile 
war die dünne Wahlbeteiligung von 
40,9 Prozent. Erstmals waren die Wah¬ 
len freiwillig; andererseits war aber 
auch jeder Volljährige automatisch zu 
den Wahlen eingeschrieben, wohin¬ 
gegen man sich früher erst einschrei- 
ben musste. Daher war eher mit einer 
steigenden Wahlbeteiligung gerechnet 
worden, die trotz Wahlpflicht schon 
2008 nur bei 58 Prozent und 2004 bei 
62 Prozent gelegen hatte. Insgesamt 
waren nun mehr als fünf Millionen 
Menschen mehr wahlberechtigt gewe¬ 
sen als zuvor. 

Dass die KPen nun nach dem Ende des 
zehnjährigen Linkstrends, der in meh¬ 
reren Ländern rechten Parteien zu Zu¬ 
gewinnen verholten hat, etwas zulegen 
können, hat mit einer gewissen Enttäu¬ 
schung über die Begrenztheit der Vi¬ 
sionen der progressiven Kräfte zu tun, 
wenn diese die Regierung stellen. Wie 
wenig die Tatsache, welche Kräfte re¬ 
gieren, mit der Bereitschaft in „die De¬ 
mokratie“ zu vertrauen, korreliert, lässt 
sich aus einer Untersuchung in 26 Staa¬ 
ten Amerikas nachvollziehen. 
Statistische Daten dazu hat das „Ba¬ 
rometer Amerikas“ zusammengetra¬ 


gen, das von der Universität Vander- 
bilt (USA) geführt und von weiteren 
Universitäten aus den Ländern unter¬ 
stützt wird. Demnach ist die Sympathie 
für politische Parteien mit 63,4 Prozent 
am höchsten in der Dominikanischen 
Republik, vor den USA (61,1 %). Es 
folgen Nicaragua (54,8%), Urugu¬ 
ay, Belize und Venezuela, wo es noch 
knapp 47 Prozent sind. Brasilien liegt 
mit 30,4 Prozent im unteren Mittel¬ 
feld, während Kolumbien (25,5 %) und 
Ecuador (22,0 %) kaum ein Viertel der 
Wählerschaft für die politischen Partei¬ 
en begeistern können. Peru, Bolivien, 
Chile und Guatemala liegen mit zwi¬ 
schen 16,4 und 12,9 Prozent ganz hin¬ 
ten. 

Die Zufriedenheit mit der „Demokra¬ 
tie“ ist mit gut 61 Prozent am höchsten 
in Uruguay und dahinter bei 58 Pro¬ 
zent in Costa Rica und Argentinien. 
Brasilien, Ecuador, Nicaragua und Ve¬ 
nezuela haben 55 Prozent; Kolumbien 
weist 51 Prozent auf. Haiti ist Schluss¬ 
licht mit knapp 45 Prozent, nur knapp 
übertroffen von Guyana, Trinidad und 
Tobago sowie den USA (47,5 %). Dem¬ 
nach können über Zusammenhänge 
zwischen der Zufriedenheit mit dem 
politischen System und der Zustim¬ 
mung zu den in ihm agierenden Partei¬ 
en kaum verallgemeinerbare Aussagen 
gemacht werden. 

Schon deutlich mehr korrespondieren 
hingegen „Demokratie“ und „Kirche“: 
die geringsten Kirchenbesuche ver¬ 
zeichnen mit Uruguay (16,8 %) und 
Argentinien (28,0%) die Länder, de¬ 
ren Bevölkerung am stärksten auf das 
System vertraut. 72,6 Prozent Kirchen¬ 
besuche in Guatemala sowie 70,9 Pro¬ 
zent in Haiti zeugen umgekehrt davon, 
dass das Misstrauen in die politische 
Klasse den Weg in den Irrealismus be¬ 
günstigen kann. 

Eingeschrieben zu Wahlen sind neben 
Chile (siehe oben; zuvor hatte Chi¬ 
le mit nur 72,2 Prozent den niedrigs¬ 
ten Wert in den untersuchten Staaten) 
über 95 Prozent der Menschen nur in 
Peru, Panama, El Salvador, Venezuela, 
Argentinien, Ecuador, Brasilien und 
Uruguay. Die wenigsten sind es in Para¬ 
guay (83,5 %) und Kolumbien (80,7 %). 

Günter Pohl 


Kuba AG hat getagt 

Wirtschaftsentwicklung Kubas und 
Soliprojekt der SDAJ auf der Tagesordnung 


Am 27. Oktober tagte die Kuba AG des 
Parteivorstandes der DKP. Die Genos¬ 
sin Vivien Delgado von der Außenstelle 
Bonn der Botschaft Kubas war eingela¬ 
den, über aktuelle wirtschaftliche Ent¬ 
wicklungen und erste Erfahrungen der 
Umsetzung der Parteitagsbeschlüsse seit 
April 2011 zu berichten. 

Die internationale Krise hat auch Aus¬ 
wirkungen auf die Wirtschaft Kubas. Das 
macht es umso notwendiger, die erarbei¬ 
teten Richtlinien umzusetzen. Seit 2011 
wurden besonders in Dienstleistungsbe¬ 
reichen neue Genossenschaften gegrün¬ 
det. Die Zahl der Lizenzen für Selbst¬ 
ständige hat sich von 157 000 in 2010 
auf heute 390 000 mehr als verdoppelt. 
Grundlegende Bereiche werden ausge¬ 
baut und der Bevölkerung bessere Le¬ 
bensbedingungen geschaffen. Um die 
Produktivität zu erhöhen, wird eine ge¬ 
nauere Bewertung der Arbeitsplätze 
entwickelt. Es geht darum, effektivere 
Arbeitsbedingungen zu schaffen, mögli¬ 
cherweise auch Arbeitsplätze abzubau¬ 
en. Den Betroffenen wird ein anderer 
Arbeitsplatz angeboten. Auch Privati¬ 
sierungen sind dabei möglich. 

Insgesamt gibt es seit Juni 2010 eine Zu¬ 
nahme an Arbeitsplätzen in der privaten 
Wirtschaft um 35 Prozent, die Beschäf¬ 
tigung in staatlichen Betrieben sank in 
dieser Zeit um 7 Prozent. 

In den Parteitagsbeschlüssen kommt der 
Entwicklung der Landwirtschaft eine 
wichtige Rolle zu. Die Versorgungsla¬ 
ge soll verbessert und eine breitere Pro¬ 
duktpalette bereitgestellt werden. Vivien 
Delgado machte deutlich, dass es darum 
geht, sich unabhängiger vom Nahrungs¬ 
mittelimport zu machen, der bisher hohe 
Kosten verursacht hat. Die Entwicklung 
soll jetzt vor Ort vorangetrieben werden, 
über kurze Wege soll eine Vielfalt an 
Nahrungsmitteln produziert und ange¬ 
boten werden. Ein Schlüsselproblem ist, 
dass sehr viel landwirtschaftlich nutzba¬ 
res Land brach liegt - etwa 3,6 Millio¬ 
nen Hektar von 6,6 Mio im Jahr 2010. In 
den letzten vier Jahren wurden 1,5 Mil¬ 
lionen Hektar an Kooperativen und pri¬ 
vate Bauern verteilt. 

Hier sind Fortschritte zu verzeichnen, 
so gibt es wieder Früchte, die seit vie¬ 
len Jahren nicht mehr zu kaufen wa¬ 
ren. Ein Erfolg ist auch, dass landwirt¬ 
schaftliche Betriebe über Getreidean¬ 
bau und Viehwirtschaft hinaus nun auch 
verstärkt Obst und Gemüse anbieten. 
Nach wie vor muss die Milchprodukti¬ 
on gefördert werden. Erhöhte Abnah¬ 
mepreise für die Milchbauern schaffen 
dazu Anreize. Bei allen wirtschaftlichen 
Entwicklungen ist die internationale Si¬ 
tuation zu berücksichtigen, insbesonde¬ 
re die Blockadepolitik der USA und an¬ 
derer Staaten. 

Zu den ab Januar 2013 geltenden Rei¬ 
sebedingungen verwies Vivien Delgado 
darauf, dass es immer mehr Bürgerin¬ 
nen Kubas gibt, die nicht aus politischen, 
sondern aus persönlichen, wirtschaftli¬ 
chen oder beruflichen Gründen Kuba 
zeitweise verlassen wollen. Die neuen 
Gesetze sollen dazu dienen, einerseits 
den familiären Kontakt während der 


Auslandsaufenthalte besser zu halten, 
andererseits jederzeit die Rückkehr 
nach Kuba zu ermöglichen. 

Zu dem Hurrikan, der am Vortag über 
Kuba gewütet hatte, berichtete Vivien, 
dass er elf Tote und gewaltige Schäden 
hinterlassen hat. Die Hilfe für die be¬ 
troffenen Regionen wird zentral orga¬ 
nisiert. Die DKP hat zu Spenden auf¬ 
gerufen. 

Genosse Frederik Genn stellte das für 
Sommer 2013 geplante Projekt der 
SDAJ an der Universität in Havanna 
vor. Das ehrgeizige Ziel: zwei Brigaden 
für je drei Wochen mit jeweils 20 Per¬ 
sonen im Juli und August 2013. Genn 
berichtete, das anders als bei ähnlichen 
Projekten in der Vergangenheit nicht 
die Strukturen der SDAJ oder DKP 
genutzt wurden, sondern private Wege. 
Die Realisierung erfolgt durch Partner 
in Kuba. Drei Organisationen werden 
die Teilnehmerinnen betreuen und ih¬ 
nen neben der Arbeit auch das Kennen¬ 
lernen der Gesellschaft zu ermöglichen. 
Unterstützen werden die Brigadeteil¬ 
nehmerinnen den Bau eines „Zentrum 
zur Bildung revolutionärer Werte“, das 
insbesondere die Vernetzung der So¬ 
lidaritätsarbeit zu den Cuban5 entwi¬ 
ckeln will. Anliegen der SDAJ ist es, 
neben der Arbeit mit Jugendlichen in 
Kuba z.B. über die Demokratiefrage, 
Fragen der Partizipation, der Vertei¬ 
lungsgerechtigkeit und den Aktualisie¬ 
rungsprozess der Wirtschaft zu disku¬ 
tieren. Außerdem ist geplant, über die 
Lebens- und Arbeitsbedingungen der 
Jugend im Kapitalismus zu informieren 
und damit deutlich zu machen, welche 
Alternativen der Sozialismus bietet. Es 
ist nicht geplant, das Projekt gemein¬ 
sam mit der DKP umzusetzen. Auch fi¬ 
nanziell soll das Projekt bewusst ohne 
Hilfe der DKP durchgeführt werden. 
Förderung wurde über zwei Stiftungen 
beantragt, politische Unterstützung der 
Kommunistinnen ist aber gewünscht. 
Wer tieferes Wissen über Kuba hat, wird 
gebeten sich als Referentin zu melden 
und auf Veranstaltungen und Gruppen¬ 
treffen der SDAJ aufzutreten. Die Me¬ 
dien der Partei werden zur Werbung 
gern gesehen. Als Problem nannte der 
SDAJ-Vertreter, dass die Solidaritäts¬ 
arbeit zu den Cuban5 in der BRD nicht 
ausreichend entwickelt werden könne, 
da die Jugend der BRD diese Frage als 
nicht vorrangig ansehe. Für das Frühjahr 
2013 sind Info-Veranstaltungen mit ei¬ 
ner kubanischen Genossin/Genossen 
geplant. Zur Realisierung des Projekts 
sollen 10 000 Euro gesammelt werden. 
Zum Abschluss wurde noch über das 
Europäische Netzwerk-Treffen der Ku¬ 
ba-Solidaritätsgruppen informiert, das 
vom 9. bis 11. November in Berlin statt¬ 
finden wird. An diesem Treffen nehmen 
neben der Vorsitzenden der DKP auch 
die Leiterin der Kuba AG, Nicole Drü¬ 
cker, sowie die im Vorstand des Netz¬ 
werks der BRD vertretenen Genossin¬ 
nen Rainer Schulze und Petra Wegener 
teil. Eine Berichterstattung in der UZ 
wird nach Abschluss des Treffens folgen 
Bettina Jürgensen 


„No Monti Day“ 

Rom im Zeichen des Protests 


Mehrere zehntausend Menschen - die 
Zahlen schwanken zwischen 20 000 und 
150 000 - sind am 27. Oktober, zum „No- 
Monti-Day“ in Rom auf die Straße ge¬ 
gangen. Der Protest richtete sich gegen 
die Politik von Italiens Regierungschef 
Mario Monti, den Fiskalpakt und gegen 
das Diktat der Europäischen Union. Im 
Demozug war auch Paolo Ferrero, Se¬ 
kretär der Rifondazione Comunista. 
Die Demonstration hatte sich hinter 
dem Eröffnungs-Transparent „Mit dem 
rebellierenden Europa jagen wir die 
Regierung Monti davon“ gesammelt. 
Direkt hinter dem großen Transparent 
gingen die führenden Vertreter der Or¬ 
ganisationen, die zu diesem Protesttag 
aufgerufen hatten: Paolo Ferrero von 
der Rifondazione Comunista, Marco 
Ferrando von der Kommunistischen Ar¬ 
beiterpartei und Giorgio Cremaschi, die 
zentrale Person im linken Spektrum des 


Gewerkschaftsdachverbandes CGIL, 
das sich „Netzwerk 28. April“ nennt; 
außerdem alle wichtigen Funktionäre 
der Basisgewerkschaften Usb und Co- 
bas, die mit ihren Fahnen und Transpa¬ 
renten unübersehbar im Protestzug ver¬ 
treten waren. Zahlreich waren auch die 
Studentinnen bei der Demo dabei, die 
sich lautstark für die staatlichen Schulen 
einsetzten. 

Dann folgte der Block von Rifondazio¬ 
ne Comunista, die als einzige Partei aus 
der Linksföderation voll die Erklärung 
unterstützt hatte, mit der zur Demons¬ 
tration aufgerufen wurde. In der Erklä¬ 
rung wird fundamentale Kritik an der 
„Experten-Regierung“ von Mario Mon¬ 
ti, ehemals EU-Kommissar, Mitglied des 
Vorstands der Bilderberg-Konferenz 
und internationaler Berater bei Gold¬ 
man Sachs und Coca-Cola, geübt. 

LM 
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Gastkolumne von Ulrich Sander 


Verbrecherisch von Anfang an 


Der vielgepriesene Mauerfall von 
1989/90 hat vieles gebracht. „Wahn¬ 
sinn“ wurde allgemein gerufen. Er 
hat aber auch echten Wahnsinn ge¬ 
bracht: Deutschland führt wieder 
Krieg. Deutschland hat einen Ge¬ 
heimdienst, der nicht nur für „Horch 
und Guck“ steht - wie bekannt -, son¬ 
dern auch für Mord und Totschlag. Es 
gab die Abschaffung der Stasi und die 
Machtausweitung des Verfassungs¬ 
schutzes. Lind es gab einen Macht¬ 
zuwachs für Nazis, und zwar mit be¬ 
hördlicher Duldung, ja Genehmigung 
in ungeahntem Ausmaß. Wir erleben 
es als Zeugen der sogenannten „Auf¬ 
klärung der Verbrechen des Natio¬ 
nalsozialistischen Untergrunds“. 
Polizei, Gerichte, Geheimdienste, 
Strafverfolgungsbehörden, ja gan¬ 
ze Politikergenerationen haben im¬ 
mer wieder versagt, wenn es um die 
Zurückweisung alter und neuer Na¬ 
zis ging. Einsame Spitze hat auf die¬ 
sem Sektor der Verfassungsschutz 
erreicht. Selbst zaghafte Versuche 
der Justiz und der Polizei, den Nazis 
Grenzen aufzuzeigen, scheiterten an 
den Behörden für Verfassungsschutz. 
Beweismittelvernichtung, Strafver¬ 
eitelung, Schutz der Verbrecher vor 
Strafverfolgung, Finanzierung der 
Verbrechen mit Steuergeldern, dazu 
ein Heer von bezahlten V-Leuten, 
die nicht einmal gehört haben wol¬ 
len, wenn Nazibands die Mörder be¬ 
sangen, - alles kommt jetzt angesichts 
des NSU-Terrors ans Licht. Ja, es gab 
offenbar Mitwisserschaft und Mittä¬ 
terschaft. Das alles hat eine Vorge¬ 
schichte. 

Es ist die Geschichte der Nazis, die 
als V-Leute und als offizielle Mitar¬ 
beiter ungestört agieren konnten. 


Oberster Agentenführer war 17 Jahre 
lang Verfassungsschutzpräsident Hu¬ 
bert Schrübbers (1907-1979, Ex-SA- 
Mann), vor 1945 an zahlreichen bru¬ 
talen Terrorurteilen beteiligt. Schrüb¬ 
bers Chef war Bundesinnenminister 
Dr. Gerhard Schröder, früher SA, 
dann CDU. Sogar die der CDU nahe¬ 
stehende Zeitung „Rheinischer Mer¬ 
kur“ schrieb damals: „Der Verfas¬ 
sungsschutz scheint das verfassungs¬ 
widrige Treiben völkischer Ideologen, 
das auf die Rehabilitierung der Kern¬ 
stücke des Nationalsozialismus zielt, 
nicht so wichtig zu nehmen.“ 
Schuldig machten und machen sich 
alle, die darauf verzichten, wenigstens 
zu versuchen, die Sache der Demo¬ 
kratie in die eigenen Hände zu neh¬ 
men. Die sich nicht empören gegen 
den Versuch, den VS mit weiterem 
Machtzuwachs zu „reformieren“. So¬ 
wohl die Abschaffung der NPD und 
anderer Nazibanden wie des Verfas¬ 
sungsschutzes sind auf die Tagesord¬ 
nung zu setzen. 



Wohin führt die 
„Spur der Steine“? 


Die SPD hat jetzt einen Kanzlerkan¬ 
didaten - Peer Steinbrück, soviel ist 
klar. Weniger klar ist, welche Politik 
das Wählervolk von Steinbrück und 
der SPD zu erwarten hat. Oder viel¬ 
leicht doch? In der Presse kann man 
lesen: Auf dem Landesparteitag der 
NRW-SPD sprach sich Peer Stein¬ 
brück gegen eine Große Koalition 
unter Angela Merkel aus: „Wir setzen 
auf Sieg und nicht auf Platz.“ ... Für 
ein Kabinett Merkel sei er nicht zu 
gewinnen, sagte Steinbrück am Sams¬ 
tag beim Landesparteitag der nord¬ 
rhein-westfälischen SPD in Münster. 
Soweit klar: Merkel soll weg, Stein¬ 
brück will ihren Job. Was will er mit 
„Rot-Grün“ anders als „Schwarz- 
Gelb“ machen? „Wir müssen einen 
Niedriglohnsektor schaffen, der die 
Menschen, die jetzt Transfer-Einkom¬ 
men beziehen, wieder in Arbeit und 
Brot bringt“ - das war Schröders Pro¬ 
gramm 1999. Er hat es seinerzeit mit 
Steinbrück und Steinmeier durchge¬ 
zogen. 2005 meldete Schröder stolz: 
„Wir haben unseren Arbeitsmarkt li¬ 
beralisiert. Wir haben einen der bes¬ 
ten Niedriglohnsektoren aufgebaut, 
den es in Europa gibt“. 

Niedriglohn bedeutet Bettelrente 
und Altersarmut. Bei der scheinhei¬ 
ligen Diskussion über Frau Leyens 


„Zuschussrente“ hat keiner der Be¬ 
teiligten in CDU und SPD den Nied¬ 
riglohnsektor auch nur in Frage ge¬ 
stellt. 

Die Rente mit 67 hat SPD in der gro¬ 
ßen Koalition nach Schröder auf den 
Weg gebracht hat. Immerhin, es heißt, 
dass Siegmar Gabriel wieder einmal 
über die Rente mit 67 nachdenken 
möchte. Das war‘s dann auch mit ei¬ 
ner anderen Sozialpolitik. „Anders 
machen“ als Merkel will Steinbrück 
vielleicht die Finanzpolitik, in der er 
als Experte zu Hause ist, wenn man 
der Bürgerpresse glaubt. Damit wird 
er keinen der alten SPD-Stammwäh- 
ler hinter dem Ofen hervorlocken, von 
denen sich die SPD selbst mit Hartz 
IV und der anschließenden großen 
Koalition selbst verabschiedet hat. 
Mit welchen Stimmen will oder soll 
die SPD mit Steinbrück die Wahl ge¬ 
winnen? An eine eigene rot-grüne 
Mehrheit glaubt heute niemand, auch 
nicht bei der SPD. Steinbrück als der 
Kandidat mit dem besten Namen bei 
der Bürgerpresse darf gegen Merkel 
losziehen und Wählerstimmen ja¬ 
gen. Wenn die SPD dann nicht gar 
zu schlecht da steht, reicht es für den 
2. Platz in einer großen Koalition mit 
einem Vizekanzler Steinmeier. 

Friedrich Kammer 


Vielen Dank an alle Spenderinnen! 


Der der vorletzten UZ beigelegte Spen¬ 
denaufruf für die DKP hat eine Welle der 
Solidarität in Bewegung gebracht: Bis zum 
6 . November zum Redaktionsschluss die¬ 
ser UZ haben 58 Spenderinnen insgesamt 
5 233 Euro auf das Konto des Parteivor¬ 
standes überwiesen. 

Bereits vorher, nach der Ankündigung 
des Spendenaufrufes in der UZ, gingen 
im Vorfeld ca. 3 500 Euro auf unser Konto 
ein, darunter waren auch großzügige Zu¬ 
schüsse von Kreisen der DKP. 


Ganz herzlichen Dank! Diese Spenden 
sind eine wertvolle und notwendige Unter¬ 
stützung für die politische Arbeit der DKP. 
Werner Sarbok, Bundeskassierer der DKP 

Spenden bitte an: 

DKP Parteivorstand 
Konto-Nr. 4002 487 500 
GLS Bank Bochum 
BLZ 430 609 67 



Das Gespenst Bundestagswahl fordert seinenTribttf 


Wehrt euch rechtzeitig! 

Interview mit Mathias Meyers zu seinem Film über Ettie und Peter Gingold „Zeit für Zeugen“ 


UZ: Wie ist der Film entstanden? 
Mathias Meyers: Ein Film von Loretta 
Walz über eine Überlebende des Frau- 
en-KZ Ravensbrück, Hildegard Schä¬ 
fer, hat den Titel „Wenn ich nicht mehr 
da bin, müsst ihr das machen!“ Über 
Jahrzehnte haben Zeitzeugen des Wi¬ 
derstandskampfes tausendfach Schul¬ 
klassen besucht und auf diese Weise le¬ 
bendigen antifaschistischen Geschichts¬ 
unterricht ermöglicht. Das kann leider 
kaum mehr in dieser Weise stattfinden. 
Es leben nur noch wenige von ihnen. 
UZ: Kanntest du Ettie und Peter Gin¬ 
gold persönlich? 

Mathias Meyers: Ja, wir haben viele 
Jahre zusammengearbeitet und waren 
befreundet. Peter Gingold hat uns zu 
seinen Lebzeiten öfter darauf hinge¬ 
wiesen, dass wir uns Gedanken darüber 
machen müssen, wie die politische Ar¬ 
beit der Zeitzeugen fortgesetzt werden 
kann, wenn sie selbst diese nicht mehr 
werden leisten können. 

Wie hätte die BRD sich politisch ent¬ 
wickelt, wenn nicht diejenigen, die 
gegen den Faschismus an der Macht 
kämpften, sich immer wieder gegen 
Rechtsentwicklung und Faschisierung 
gestellt hätten? Wie viel größer wäre 
der Zulauf zu rechten und faschisti¬ 
schen Gruppen gewesen, wenn nicht 
die Zeitzeugen in Schulen und Jugend¬ 
organisationen Generationen von jun¬ 
gen Menschen die Wahrheit über den 
Faschismus vermittelt hätten? Unser 
Film über Ettie und Peter Gingold ist 
ein Beitrag dazu, diese Aufklärungsar¬ 
beit fortzusetzen. 

UZ: Über Peter Gingolds Leben gibt 
es ja bereits einige Dokumentationen. 
Was ist neu oder anders in „ Zeit für 
Zeugen“? 

Mathias Meyers: Glücklicherweise 
wurden in den letzten Jahren etliche 
Filme über antifaschistische Wider¬ 
standskämpferinnen und -kämpfer 
erstellt und Dokumente ihrer Arbeit 
gesichert. Ein beachtlicher Fundus für 
Projekte von Schulklassen oder Ge- 
schichtskursen ist damit vorhanden. 
Neu und anders in unserem Film ist: Es 
kommen, neben den Gingolds selbst, 
24 Weggefährten zu Wort. Sie erzählen 
von ihren Erfahrungen mit den beiden 
Protagonisten, stellen wichtige biogra¬ 
fische Ereignisse vor und berichten von 
der außergewöhnlichen Ausstrahlung 
der Gingolds. 

UZ: Bringt ihr denn auch neue histori¬ 
sche Infos über sie? 

Mathias Meyers: Ja, insofern, als wir 
in unserem Film nicht auf die Zeit des 
Faschismus begrenzt bleiben, sondern 
uns auch mit der Zeit nach 1945 befas¬ 
sen. Ettie erzählt im Film u. a. von dem 
Schock, der es für sie war, als elf Jah¬ 
re nach der Befreiung vom Faschismus 
ihre Partei, die KPD, wieder verboten 
wurde. Wieder waren sie gezwungen, 
die politische Arbeit illegal zu organi¬ 
sieren, Hausdurchsuchungen zu erdul¬ 
den und Sorge dafür zu tragen, drohen¬ 
den Verhaftungen zu entgehen. 

UZ: Engagierten Antifaschisten älte¬ 
ren Semesters ist der Name Gingold ein 


Begriff. Sie erinnern sich wahrscheinlich 
auch noch an den Fall seiner Tochter Sil¬ 
via, einen der international bekanntes¬ 
ten Berufsverbots fälle. Aber was kön¬ 
nen jüngere Menschen damit anfangen? 
Mathias Meyers: Eine zentrale Szene 
im Film zeigt Peter Gingold vor der 
überfüllten Aula einer Gesamtschule. 
Es ist dort mucksmäuschenstill, als er 
sagt: „Ihr riskiert heute, wenn ihr euch 
gegen Rassismus und Ungerechtigkei¬ 
ten wehrt, nicht das, was wir damals ris¬ 
kieren mussten. Aber macht das recht¬ 
zeitig. Damit ihr nicht morgen das 
riskieren müsst, was wir damals zu ris¬ 
kieren hatten.“ Etliche hundert Schüle¬ 
rinnen und Schüler antworten ihm dar¬ 
auf mit Standing ovations! 

Den Gingolds - wie auch vielen ande¬ 
ren Zeitzeugen - war es nicht wichtig, 
über ihre Geschichte als etwas Beson¬ 
deres zu sprechen. Sie wollten Verant¬ 
wortung dafür übernehmen, dass Men¬ 
schenverachtung, Rassismus und An¬ 
tisemitismus als Gefahr erkannt und 
bekämpft werden. 

Der Film versucht Engagement zu stär¬ 
ken und zu untermauern. „Es geht um 
euch selbst, um eure Zukunft!“, sagt Pe¬ 
ter in der geschilderten Szene. 

UZ: Trotzdem: Setzt euer Film nicht 
doch zu viel historisches Wissen vor¬ 
aus? Wer kennt denn zum Beispiel heu¬ 
te noch den „Krefelder Appell“? 
Mathias Meyers: Nun, gerade die Be¬ 
schäftigung mit Ettie Gingolds Biogra¬ 
fie ist ein sehr lebendiger Geschichts¬ 
unterricht. Sie kämpfte bekanntlich 
ebenso wie Peter in der französischen 
Widerstandsbewegung. Später dann 
war sie als Kommunistin in der Frie¬ 
densbewegung der 1950er und der 80er 
Jahre aktiv und sammelte 12000 Un¬ 
terschriften unter jenen „Krefelder Ap¬ 
pell“ gegen die Stationierung von US- 
Atomwaffen in Europa. 

Natürlich kann ein halbstündiger Do¬ 
kumentarfilm nur ein Anstoß sein. 
„Zeit für Zeugen“ erzählt Geschichte 
nicht als eine Reihe von Ereignissen, 
sondern versucht, Zusammenhänge 
aufzuzeigen und Vereinfachungen ent¬ 
gegenzuwirken. Mit der Geschichte 
von Ettie und Peter wird sehr deutlich, 
dass nach 1945 eben nicht eine völlig 
neue Zeit begonnen hatte. Wie der Fa¬ 
schismus eine Vorgeschichte hatte, so 
hatte er noch lange massive Nachwir¬ 
kungen in den folgenden Jahrzehnten. 
Den Gingolds wurde z.B. die deutsche 
Staatsbürgerschaft mit der Begründung 
ihrer KPD-Parteimitgliedschaft und ih¬ 
res Widerstandskampfes verweigert. Sie 
bekamen sie erst nach vielfältigen Soli¬ 
daritätsbezeugungen, insbesondere aus 
Frankreich, wo beide für ihren Kampf 
in der Resistance, auch von höchsten 
staatlichen Stellen, geehrt wurden. 
Ähnliches wiederholte sich dann mit 
dem Berufsverbot für Silvia Gingold - 
eine politische Verfolgung in der dritten 
Generation: Die Großeltern mussten 
als Juden 1933 aus Deutschland fliehen, 
die Eltern wurden als Kommunisten 
verfolgt und der Tochter sollte verbo¬ 
ten werden, Lehrerin zu sein. 


Wer sich - auch als Schüler oder Schü¬ 
lerin - mit heutigen Verhältnissen kri¬ 
tisch beschäftigt, sollte auch fragen, 
was gestern war. Die Geschichte der 
BRD wird gerne und häufig als glatte 
„Erfolgsgeschichte“ dargestellt. Dass 
zu ihr aber der Widerstand gegen die 
Wiederbewaffnung und Atomwaffen¬ 
stationierung gehört, dass tausendfach 
Berufsverbote verhängt wurden und 
Neofaschisten von staatlichen Stellen 
geduldet und mitunter auch gefördert 
wurden - das sind eher die blinden Fle¬ 
cken in der „Erfolgsgeschichte“. 

UZ: ... die blinden Flecke sind meistens 
die braunen Flecke ... 

Mathias Meyers: Ganz recht! Wie weit 
gerade das Letztgenannte geht, sehen 
wir aktuell im Umgang des Inlandsge¬ 
heimdienstes mit seinen Vertrauensleu¬ 
ten in den faschistischen Gruppen. 
UZ: Zurück zum Film - ist er denn be¬ 
reits an Schulen gezeigt worden? 
Mathias Meyers: Nein, bisher noch 
nicht. Verschiedene Jugendgruppen ha¬ 
ben den Film in etlichen Städten vorge¬ 
führt. Da saß zumeist ein Publikum, das 
die Gingolds nicht persönlich kannte. 
Die Rückmeldungen zeigen, dass der 
Film sehr gut ankommt. 

UZ: Eine praktische Frage: Wie konntet 
ihr den Film finanzieren? 

Mathias Meyers: Der Frankfurter Ver¬ 
ein LAGG e.V. (Leben und Arbeiten 
im Gallus und Griesheim), der sich seit 
Jahren mit der Geschichte der beiden 
Stadtteile während des Faschismus be¬ 
schäftigt, hat den Film mit finanziert. 
Den Rest hat unsere Gingold-Erinne- 
rungs-Initiative beigetragen. 

UZ: Was ist denn dein nächstes Projekt, 
jetzt, wo der Gingold-Film fertig ist? 
Mathias Meyers: Aktuell bereiten wir 
mit der Erinnerungs-Initiative zu¬ 
sammen mit dem Freien Schauspiel 
Ensemble in Frankfurt am Main eine 
Matinee zum 100. Geburtstag von Et¬ 
tie Gingold im Februar 2013 vor. Das 
wird eine Hommage an diese wunder¬ 
bare und mutige Frau. 

Außerdem arbeite ich noch in Koope¬ 
ration mit dem Mainzer Künstler Thilo 
Weckmüller von der „Werkstatt uah!“ 
in dem Projekt „Trotz alledem!“. In den 
bisher sieben Ausstellungen zeigten wir 
Porträts und Kurzbiografien von antifa¬ 
schistischen Widerstandskämpferinnen 
und -kämpfern aus dem Rhein-Main- 
Gebiet. Die farbigen Porträts - Linol¬ 
drucke mit verlorener Form - und die 
Veranstaltungen im Beiprogramm der 
Ausstellungen stoßen vor allem bei Ju¬ 
gendlichen auf große Resonanz. Bis¬ 
her haben wir mehr als siebzig Biogra¬ 
fien recherchiert und ein Ende ist noch 
nicht absehbar. Diese Ausstellung stel¬ 
len wir gerne als künstlerische Erwei¬ 
terung für antifaschistische Schulpro¬ 
jekte zur Verfügung. 

Die Fragen stellte Eva Petermann 

„Zeit für Zeugen“: Laufzeit: 34 Min.; Autoren: Mathias 
Meyers, Tidi von Tiedemann. Die DVD kann zum Preis 
von 7,50 EUR (plus 2 EUR Porto + Verpackung) bestellt 
werden bei der Ettie-und-Peter-Gingold-Erinnerungsin- 
itiative: www.gingold-initiative.de 


Karikatur: Bernd Bücking 












































Sozialistische 
Wochenzeitung - 
Zeitung der DKP 

www.unsere-zeit.de 




Bild oben: Der Kreuzer „Aurora“ gab das Signal zum Sturm auf das Winterpalais 
(Bild links). 

Bilder unten: Rotgardisten bei der Erfüllung ihrer Aufgaben. 




kleinen Schritte vor und zurück, die in 
der Summe - geschritten von Tausen¬ 
den - den Weg öffnen, an dessen Ende 
alle Ketten zerbrochen werden können. 
Deutlich erkennbar werden die strate¬ 
gische Weitsicht der Bolschewiki, aber 
auch das Wagnis, das sie einzugehen be¬ 
reit waren. Am 31. Oktober schrieb Le¬ 
nin in seinen „Brief an die Genossen“: 
„Entweder müssen wir unsere Losung 
,Alle Macht den Sowjets 4 preisgeben, 
oder wir müssen den Aufstand machen. 
Einen mittleren Weg gibt es nicht... 
Das Knistern vor der Erstürmung des 
Winterpalais und die Kanonenschüs¬ 
se des Kreuzers „Aurora“, aber auch 
die tiefe Stille der Nacht nach der Ab¬ 
setzung der Kerenski-Regierung, sind 
fühlbar in den Worten Reeds. Sie zie¬ 
hen uns in ihren Bann. Die Angst der 
Delegierten des Allrussischen Sowjet¬ 
kongresses, in dessen Hände die Bol¬ 
schewiki die Staatsmacht übergeben 
wollten, ob die Zwölfte Armee gegen 
Petrograd marschieren würde. Dann 
die unendliche Erleichterung als „ge¬ 
nau um 5 Uhr 17 morgens [...] vor Mü¬ 
digkeit schwankend, Krylenko auf die 
Tribüne trat“ und ein Telegramm von 
der Nordfront verlas: „Die Zwölfte 
Armee entbietet dem Sowjetkongress 
ihre Grüße und meldet die Bildung ei¬ 
nes Revolutionären Militärkomitees.“ 
Wir werden hineingezogen in den stür¬ 
mischen Jubel, sehen „weinende Män¬ 
ner, einander umarmend“ und hören 
gebannt ihre Rufe „Es lebe die Revo¬ 
lution!“ 

Um die Ereignisse der Oktoberrevolu¬ 
tion und ihre Folgen zu studieren, gibt 
es sicher übersichtlichere Darstellun¬ 
gen. Aber um die revolutionäre Atmo¬ 
sphäre jener Tage zu verstehen, um sie 
nachempfinden zu können, bleibt John 
Reeds „10 Tage, die die Welt erschüt¬ 
terten“ auch nach 95 Jahren unerreich¬ 
te, fesselnde Pflichtlektüre. Sie hilft uns 
nicht nur beim Verständnis der Großen 
Sozialistischen Oktoberrevolution von 
1917, sondern auch beim Vorstellen je¬ 
ner Tage, die noch kommen werden, 
wenn wir mit Reeds Worten die Frage 
stellen, ob die Völker dem Rufe folgen 
„und aufstehen zu einem roten Welt¬ 
sturm“. 

Mark Hadyniak 


Vereinfachungen und Verallgemei¬ 
nerungen ein. Zugunsten der Über¬ 
sichtlichkeit wurde die Unzahl der 
Einzelereignisse auf die Hauptstränge 
reduziert. Aber damit verschwimmen 
auch die Offenheit und Unsicherheit 
des Ausganges, so dass diese Tage im 
Oktober/November wie in Stein ge¬ 
meißelt, jede Entscheidung wie selbst¬ 
verständlich und der Sieg der Bolsche¬ 
wiki als unvermeidlich erscheinen. 
Den nachträglichen Eindruck zu über¬ 
winden und wieder in die Lebendigkeit 
der revolutionären Ereignisse im Russ¬ 
land des Jahres 1917 einzusteigen, hel¬ 
fen uns die Darstellungen jener „Zehn 
Tage, die die Welt erschütterten“ von 
John Reed. Der US-amerikanische 
Journalist und Revolutionär lädt uns 
ein mit ihm durch die Straßen Petro¬ 
grads am Vorabend großer revoluti¬ 
onärer Ereignisse zu schreiten oder 
durch das gerade erstürmte Winterpa¬ 
lais, zwischen dessen Sälen Rotarmis¬ 
ten unsicher auf und ab gehen. Durch 
seine journalistische - und parteiliche - 
Brille sehen wir die Widersprüche der 
Hauptstadt des von Krieg und Hun¬ 
ger gebeu¬ 
telten Russ¬ 
land. Reed 
nimmt uns mit 
zu Treffen der 
revolutionären 
Soldaten, zu Sit¬ 
zungen des Pe- 
trograder 
Sowjets, 
und auch 
zu den 
Zusammen¬ 
künften und 
dekadenten 
Feiern der 
Herrschen¬ 
den. Seine 
Aufzeichnun¬ 
gen nehmen 
jenen revolu¬ 
tionären Tagen 
den Nimbus der 
U nvermeidbarkeit 
und führen uns zu den 
tatsächlichen Vor¬ 
gängen, zu den 
Ängsten und 
Ungewisshei¬ 
ten. Sie geben 
einen Eindruck in 
den Ablauf dieser 
proletarischen Re¬ 
volution, zeigen die vielen 


Bild oben: Die Provisorische Regierung ist gestürzt. Die Kämpfe in 
Petrograd sind beendet. 

Bild unten: Die ersten Dekrete der jungen Sowjetmacht (Das Dekret 
über den Frieden und das über den Boden). 
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D er Beginn der Großen Sozia¬ 
listischen Oktoberrevolution 
j ährte sich am 7. November zum 
95. Mal. An diesem Tag im Jahr 1917, 
dem 25. Oktober nach dem damals in 
Russland gültigen julianischen Kalen¬ 
der, wurde das Winterpalais in Petro¬ 
grad von roten Soldaten und Matrosen 
unter der Führung der Bolschewiki ge¬ 
nommen. Die reaktionäre Kerenski- 
Regierung wurde abgesetzt und an 
ihre Stelle zunächst provisorisch eine 
Arbeiter- und Bauernregierung ge¬ 
setzt mit den Namen „Rat der Volks¬ 
kommissare 4 . 4 

Obwohl die marxistische Geschichts¬ 
schreibung stets auf die Dialektik und 
die Prozesshaftigkeit der Ereignis¬ 
se orientiert, schlichen 
sich bei der Dar¬ 
stellung der Ok¬ 
toberrevolution 
nach und nach 


95 Jahre danach: 

John Reeds „Zehn Tage, die die Welt erschütterten" 


John Reeds „Zehn Tage, die die Welt 
erschütterten“ wurde 2011 neuverlegt 
vom Mehring Verlag in Essen. 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


November 1932 - Wird Hitler gestoppt? 

Bei den Reichstagswahlen erlitt die NSDAP einen Rückschlag (Teil 1) «Von Heinz Karl 


I n gut zwei Monaten jährt sich zum achtzigsten 
Mal der Tag, an dem die größte Katastrophe der 
deutschen Geschichte begann. Die bürgerliche 
Geschichtsschreibung und Publizistik ist von je¬ 
her - und verstärkt seit der Einverleibung des al¬ 
ternativen, sozialistischen deutschen Staates in die 
kapitalistische, imperialistische BRD - bemüht, 
den Weg in diese Katastrophe zu vernebeln, ihn 
als alternativloses Verhängnis hinzustellen, Ursa¬ 
chen und Triebkräfte dieser Entwicklung zu ver¬ 
schleiern und zu verfälschen und damit der Frage 
nach der historischen Verantwortung auszuwei¬ 
chen oder sie demagogisch, geschichtsfälschend 
zu beantworten. 

Dies ist nur möglich, wenn grundlegende ge¬ 
schichtliche Tatsachen ausgeblendet werden: 

- dass der größte Teil, des Großkapitals, des Groß¬ 
grundbesitzes, des Militärs, der Staatsbürokratie 
die ihnen durch die Novemberrevolution 1918/19 
aufgezwungene parlamentarische Demokratie 
von Weimar als „Republik auf Zeit“ ( W. Rüge) 
betrachteten, sie zunehmend als Hemmnis der 
Profitmaximierung, der Revanchepolitik und Wie¬ 
deraufrüstung empfanden; 

• dass die führenden Unternehmerverbände dies 
bereits 1927 deutlich artikulierten und 1929 laut¬ 
hals verkündeten; 

• dass mit dem Übergang zur Präsidialdiktatur 
1930 sich ein antiparlamentarisches, autoritäres 
Regime entwickelte, das einerseits offen Demo¬ 
kratieabbau betrieb, andererseits mit den faschis¬ 
tischen und faschistoiden Kräften zunehmend kol- 
laborierte; 

• dass alle bürgerlichen Parteien diesen Kurs un¬ 
terstützten oder sogar forcierten; 

• dass die Sozialdemokratie diesen Kurs als an¬ 
geblich „kleineres Übel“ offen „tolerierte“, ihn 
ermöglichte (und hinter den Kulissen auch ak¬ 
zeptierte) und als Regierungspartei (vor allem in 
Preußen) an seiner Durchsetzung mitwirkte. 1 
Und ausgeblendet wird auch, dass die KPD - zu¬ 
nehmend unterstützt durch andere antifaschis¬ 
tische, teilweise auch bürgerlich-demokratische, 
pazifistische, linke christliche Kreise, soziale Be¬ 
wegungen, Initiativen usw. - dieser gefährlichen 
Entwicklung Widerstand entgegensetzte, der in 
der Antifaschistischen Aktion seit Ende Mai 1932 
kulminierte, und eine antifaschistische Alternati¬ 
ve aufzeigte. 

Es gabeine Chance 

Die Reichstagswahlen am 6. November 1932 
zeugten von einer Veränderung des politischen 
Kräfteverhältnisses zuungunsten der Reaktion. 
Die faschistische Nazipartei erlitt eine schwere 
Niederlage - sie verlor zwei Millionen Stimmen. 
Der Rückgang ihres politischen Einflusses löste 
in der Nazipartei eine tiefe Krise aus, die auch 
Auflösungserscheinungen zeitigte. Dabei war der 
Tiefpunkt offenbar noch nicht erreicht. Ihre Stim¬ 
menverluste setzten sich fort bei der Lübecker 
Bürgerschaftswähl und den sächsischen Kommu¬ 
nalwahlen am 13. November und bei den Kommu¬ 
nalwahlen in Thüringen -wo sie seit August regier¬ 
te - am 4. Dezember. Beredtes Zeugnis legt das 
Tagebuch ihres Reichspropagandaleiters Joseph 
Goebbels ab. 

7. November: „Auf dem Berliner Gau herrscht 
eine sehr gedrückte Stimmung ...“ - 10. Novem¬ 
ber: „Überall tauchen nun Ärger, Streit und Miß¬ 
helligkeiten auf.“ - 11. November: „Kassenlage 
der Berliner Organisation ... ist ganz trostlos.“ 
-6. Dezember: „Die Lage im Reich ist katastro¬ 
phal. In Thüringen haben wir seit dem 31. Juli na¬ 
hezu 40 Prozent Verluste erlitten.“ Gregor Stra- 
ßer, der „zweite Mann“ nach Hitler, legt alle seine 
Ämter nieder. 8. Dezember: „In der Organisation 
herrscht schwere Depression.... Die Inspekteure 
der Partei sind beim Führer versammelt... die Ge¬ 
fahr besteht, dass die ganze Partei auseinanderfällt 
... Der Führer ... verbittert... sagt nur: ,Wenn die 
Partei einmal zerfällt, dann mache ich in 3 Minu¬ 
ten mit der Pistole Schluss. 4 .. . 2 
Die KPD hatte über 600 000 Stimmen - mehr als 
jede andere Partei - hinzugewonnen, nunmehr 
fast sechs Millionen erreicht und mit einem Stim¬ 
menanteil von 16,9 Prozent ihre Position als dritt- 
stärkste deutsche Partei gefestigt Die SPD hat¬ 
te wiederum über 700 000 Wähler verloren. Die 
Wahlen widerspiegelten die politische Wirkung 
der Antifaschistischen Aktion und der Herbst¬ 
streikwelle gegen Papens Notverordnungen. Sie 
zeigten die Chancen für eine Zurückdrängung der 
faschistischen Gefahr durch gemeinsames oder 
paralleles Handeln der antifaschistischen Kräfte, 
vor allem der Arbeiterparteien und -Organisatio¬ 
nen. Am 17. November trat Papen zurück. 

Die Reaktion muss lavieren 

Die eklatante Wahlniederlage der Nazis hatte vor 
allem die Kreise des Finanzkapitals, des Junker¬ 
tums und des Militärs alarmiert, die am entschie¬ 


densten nach der faschistischen Diktatur dräng¬ 
ten und nun einen Niedergang der Nazipartei und 
damit ein Scheitern ihrer Pläne befürchteten. Ei¬ 
ner ihrer Akteure, der Kölner Bankier Kurt von 
Schröder, erklärte dazu während des Nürnberger 
Kriegsverbrecherprozesses: „Die allgemeinen 
Bestrebungen der Männer der Wirtschaft gin¬ 
gen dahin, einen starken Führer in Deutschland 
an die Macht kommen zu sehen, der eine Regie¬ 
rung bilden würde, die lange an der Macht blei¬ 
ben würde. Als die NSDAP am 6. Nov. 1932 ihren 
ersten Rückschlag erlitt und somit also ihren Hö¬ 
hepunkt überschritten hatte, wurde eine Unter¬ 
stützung durch die deutsche Wirtschaft besonders 
dringend. Ein gemeinsames Interesse der Wirt¬ 


schaft bestand in der Angst vor dem Bolschewis¬ 
mus ... Ein weiteres gemeinsames Interesse war 
der Wunsch, Hitlers wirtschaftliches Programm in 
die Tat umzusetzen, wobei ein wesentlicher Punkt 
darin lag, dass die Wirtschaft sich selbst lenken 
sollte. 3 

Ein Ausdruck dessen war die bekannte, von Hjal- 
mar Schacht initiierte Eingabe einer Reihe füh¬ 
render Vertreter des Finanzkapitals und des Jun¬ 
kertums (Schwerindustrielle wie Thyssen, ferner 
Vogler, Reusch und Springorum - die nicht öf¬ 
fentlich Unterzeichneten, aber intern ihre Unter¬ 
stützung erklärten -, Bankiers wie Reinhart und 
der schon genannte von Schröder, der Kali-Mag¬ 
nat Rosterg, Großgrundbesitzer wie Graf Kalck- 
reuth), die dem Reichspräsidenten bereits am 
19. November übergeben wurde und ihn auffor¬ 
derte Hitler als Reichskanzler zu berufen. 
Zunächst setzten sich jedoch Kräfte durch, die es 
für vordringlich hielten, die Erregung der Arbei¬ 
termassen zu dämpfen, unter allen Umständen de¬ 
ren einheitliches Handeln zu hintertreiben und 
sowohl die Führer der SPD und der Gewerkschaf¬ 
ten einzubinden als auch die Nazipartei bzw. Teile 
von ihr stärker heranzuziehen. In diesem Sinne 
übernahm der Repräsentant der Reichswehrfüh¬ 
rung, General v. Schleicher, am 3. Dezember das 
Reichskanzleramt. 

„Kampf gegen die Kommunisten!“ 

Unter diesen Umständen kam der SPD eine 
Schlüsselrolle zu. Im Parteiausschuss der SPD, 
der am 10. November über das weitere Vorgehen 
beriet, wurde festgestellt, dass bei „den Genossen 
im Lande draußen“der Wunsch nach einer Ein¬ 
heitsfront“ sehr lebhaft sei. Jedoch wurde dies als 
negative Erscheinung gewertet. Die größte Be¬ 
sorgnis wurde über die zunehmenden Wählerver¬ 
luste und den rasch wachsenden Einfluss der KPD 
geäußert. 4 Aus der Tatsache, dass bei den Reichs¬ 


tagswahlen im Juli über 600 000 und im Novem¬ 
ber noch einmal über 700 000 Wähler der SPD 
den Rücken gekehrt und sich im wesentlichen der 
KPD zugewandt hatten, zog der Parteiausschuss 
die Schlussfolgerung, den Kampf gegen die Kom¬ 
munisten zu verschärfen. 

Richard Lipinski verwies warnend auf „die Ge¬ 
fahr, dass in kurzer Zeit bei anhaltender Krise und 
Neuwahlen die Kommunisten uns überholen“ 5 . 
Rudolf Breitscheid fand gerade im Wahlerfolg der 
KPD den „stärksten Grund zum Nachdenken“ 
und warf die Frage auf, „was wir tun können und 
tun müssen, um ein weiteres Anwachsen der Kom¬ 
munisten zu verhindern“. Und er schlussfolgerte, 
„dass wir uns auf den schärfsten Kampf gegen die 


Kommunisten einzustellen haben“. 6 Dem stimm¬ 
ten auch Vertreter des linken Flügels zu. Sehr auf¬ 
schlussreich ist die Argumentation Karl Böchels: 
„Wir sind im Endspurt mit den Kommunisten. 
Wir brauchen nur noch ein Dutzend Mandate zu 
verlieren, dann sind die Kommunisten stärker als 
wir. Wisst ihr, was das bedeutet? ... dann gibt es 
kein Halten mehr. Dann sagen sich die Genossen, 
die treu zur Partei gestanden haben, nun hat die 
Volksstimmung entschieden, und sie werden ver¬ 
suchen, schnell herauszukommen.“ 7 
Das Konkurrenzdenken, der Ausschließlichkeits¬ 
anspruch verschlossen den Blick auf die gefährli¬ 
che politische Realität. Die vom Parteivorsitzen¬ 
den Otto Wels ausgegebene Parole „Kampf gegen 
die Kommunisten!“ 8 fand einhellige Zustimmung. 
Übrigens: Hitlers Reichspropagandaleiter Goeb¬ 
bels notierte am Tage nach dieser antikommunis¬ 
tischen Kursbestimmung der SPD-Spitzen: „Un¬ 
sere Attacken gegen die KPD müssen jetzt mit 
größerer Schärfe vorgetragen werden.“ Und am 
15. November: „Ich gebe unserer Presse den neu¬ 
en Kurs an: Scharf gegen die KPD, sonst splendid 
Isolation 449 

Die verschärfte antikommunistische Frontstellung 
der SPD korrespondierte mit einer zunehmenden 
Unterschätzung der faschistischen Gefahr. Die 
Wahlniederlage der Nazipartei wurde als ent¬ 
scheidende Niederlage des Faschismus bewertet. 10 
Auch die Rolle der Regierung Schleicher wurde 
völlig verkannt, im Reichstag am 6. Dezember so¬ 
gar der kommunistische Misstrauensantrag nie¬ 
dergestimmt. Diese Fehleinschätzungen desorien¬ 
tierten die SPD, die Freien Gewerkschaften und 
das Reichsbanner und lähmten das in diesen Or¬ 
ganisationen vereinte große antifaschistische Po¬ 
tenzial. Sie widerspiegelten besonders die isolierte 
Betrachtung der Nazipartei, das Nichterkennen 
des Faschisierungskurses als bestimmende Orien¬ 
tierung der Hauptkräfte der Großbourgeoisie und 


die Blindheit für die Rolle des Staatsapparates im 
Faschisierungsprozess. 

In seiner Betrachtung zu Neujahr 1933 behauptete 
der „Vorwärts“, der Hitlerfaschismus habe bei der 
Hochfinanz, bei Schwerindustrie und Großgrund¬ 
besitz längst abgewirtschaftet. 11 Aus gleichem An¬ 
lass brüstete sich Ernst Heilmann in „Das freie 
Wort“, auch einem Sprachrohr des SPD-Vorstan- 
des: „Wir haben nicht nur den faschistischen An¬ 
sturm zum Stehen gebracht, wir haben die faschis¬ 
tische Gefahr der Gefährlichkeit beraubt 4412 „Die 
politische Aufgabe des Tages“ - so der Titel ei¬ 
nes Artikels - erblickte dieses SPD-Organ in der 
„Vernichtung der KPD bis auf unbelehrbare, sek- 
tenhafte Reste“ 13 und bezeichnete die von immer 
mehr Mitgliedern und Funktionären der SPD er¬ 
hobene Forderung nach einer Einheitsfront mit 
den Kommunisten als „kindische Utopie“. 

General Schleicher - Platzhalter Hitlers 

Auf dem KPD-Bezirksparteitag Wasserkante am 
4. Dezember nahm Ernst Thälmann grundsätzlich 
zum Wesen der Schleicher-Regierung und ihrer 
Perspektive Stellung. Er sprach vom „Versuch ei¬ 
ner gewissen Einigung zwischen verschiedenen 
Gruppierungen“ des Großkapitals bei stärkerem 
Einfluss der Schwerindustrie und einem erhöhten 
Gewicht des Militärs, auch als eine Sicherungs¬ 
maßnahme gegen drohende Generalstreikaktio¬ 
nen im kommenden Winter. Zusammenfassend 
urteilte er: „Wir müssen das Schleicher-Kabinett 
als ein Übergangskabinett, als ein Platzhalterka¬ 
binett zur Vorbereitung einer Hitlerkoalition bzw. 
Hitlerregierung ansehen ... Jede Unterschätzung 
der Schleicher-Diktatur bedeutet heute eine sehr 
große Gefahr!“ 

Deshalb wandte er sich auch gegen das Gerede 
der Sozialdemokratie, als sei eine „,Entspannung 4 
des Klassenkampfes eingetreten!“ Ganz im Ge¬ 
genteil! „Wir müssen gegen Überrumpelungsma¬ 
növer und sensationelle, überraschende Angriffs¬ 
maßnahmen gewappnet sein.“ Was die Schleicher- 
Regierung bewirke, wohin sie führe, das hänge vor 
allem von der Aktionsfähigkeit und Kraftentfal¬ 
tung der Arbeiterklasse und anderer werktätiger 
Schichten ab. Deshalb „rufen wir den Reichsban¬ 
nerkameraden, den Gewerkschaftskollegen und 
auch den unorganisierten Klassengenossen zu: 
Wir müssen uns unten in den Betrieben und an 
den Stempelsteilen verbrüdern.“ 14 
Eingebettet in die Antifaschistische Aktion entwi¬ 
ckelte die KPD seit Mitte November eine Kam¬ 
pagne gegen Hunger und Frost, um die Lage der 
Werktätigen im bevorstehenden Winter zu er¬ 
leichtern, die Selbsthilfe der Massen zu entwickeln 
und der sozialen Demagogie der Nazis entgegen¬ 
zuwirken. 

Wichtige Beispiele realer antifaschistischer Ein¬ 
heitsfront entwickelten sich nach den Kommunal¬ 
wahlen. Mancherorts ergab sich die Möglichkeit, 
durch das Zusammenwirken der Fraktionen der 
KPD und der SPD die Wahl von Nazifaschisten in 
die Vorstände der Kommunalparlamente zu ver¬ 
hindern. In den Stadtverordnetenversammlungen 
von Leipzig und Meißen stimmten die Kommu¬ 
nisten für den SPD-Kandidaten und verhinderten 
damit, dass ein Nazi Präsident wurde. In Chemnitz 
wiederum wurde durch die Unterstützung der So¬ 
zialdemokraten ein Kommunist gewählt. 


Anmerkungen: 

/1 / Vgl. H. Karl: Antifaschistische Aktion. In: UZ vom 
15.6.2012, S. 15 (an diesen Artikel knüpft der vorliegen¬ 
de an); derselbe: Faschisierung und antifaschistischer 
Abwehrkampf. In: GeschichtsKorrespondenz, Mai 2012, 

s. 3 ff. 

Iil J. Goebbels: Vom Kaiserhof zur Reichskanzlei, Mün¬ 
chen 1934, S. 197,200,217-220. 

/ 3 / Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung, Bd. 4, 
Berlin 1966, S. 606 

/4/ Anpassung oder Widerstand? Aus den Akten des 
Parteivorstandes der deutschen Sozialdemokratie 
1932/1933. Hrsg. u. bearb.v.H.Schulze, Bonn-Bad Godes- 
berg (1975), S.44. 

/5/ Ebenda, S. 37. 

/6/ Ebenda, S.45. 

I-]I Ebenda, S, 53,55. 

/8/ Ebenda, S. 19. 

/g/ J. Goebbels: Vom Kaiserhof zur Reichskanzlei, S. 201, 
203. 

/10/Vgl.„Vorwärts“, 6. Dezember 1932 (Morgenausga¬ 
be). 

/11/Vgl.„Vorwärts“,1.Januar 1933 (Morgenausgabe). 

/12/ „Das freie Wort“, H. 1/1933, S. i- 
/13/ „Das freie Wort“, H. 52/1932, S. 20/21. 

/14/ E.Thälmann: Ausgewählte Reden und Schriften in 
zwei Bänden, Bd. 2, Frankfurt a.M. 1977, S. 317,316,318,321. 


(Prof. Dr. Heinz Karl, Historiker, Berlin - 
Teil 2 erscheint in der nächsten Ausgabe der UZ) 
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Der Vielseitige 

Diether Dehrn auf dem Kulturforum der DKP in Hannover 


Dr. Diether Dehm ist einer der bekann¬ 
testen Liedermacher Deutschlands. 

Er hat über viele Jahre hinweg nicht 
nur zahlreiche eigene Alben und Bü¬ 
cher veröffentlicht, aus seiner Feder 
stammen auch bekannte Hits, die er 
für Klaus Lage oder die Bots geschrie¬ 
ben hat. 

Diether Dehm ist Musikverleger; Mit¬ 
glied des Deutschen Bundestages und 
europapolitischer sowie mittelstands¬ 
politischer Sprecher der Linksfraktion 
im Bundestag. 

Als wir das Kulturpolitische Forum be¬ 
gonnen haben zu planen, waren wir uns 
nicht sicher, ob Diether auf Grund sei¬ 
ner beruflichen, politischen und künst¬ 
lerischen Belastung Zeit finden wird, 
beim Kulturforum der DKP in Hanno¬ 
ver dabei zu sein. 

Er hat erfreulicherweise sofort zuge¬ 
sagt. Er ist nicht nur als Referent dabei 
(„Lenin, Luxemburg, Gramsci, Brecht 
und die künstlerische Parteilichkeit“), 
sondern auch als Moderator des Work¬ 
shops „Für wen ich singe: Das politi¬ 
sche Lied heute“. 

Gemeinsam mit Michael Letz tritt 
Diether Dehm auch am Abend des 
17.11.2012 beim Konzert „Hannover 
hört rot“ auf. 



Michael Letz, Jahrgang 1959, wuchs als 
pianistisches Wunderkind auf, sang im 
Rundfunk-Jugendchor Wernigerode, 
studierte Musikwissenschaft in Berlin 
und war dann Musikredakteur beim le¬ 
gendären Sender DT 64. 

In den Achtzigern leitete er musika¬ 
lisch den berühmten Oktoberklub. 


Dr. Diether Dehm und Michael Letz 
sind bereits beim Pressefest der DKP 
2012 aufgetreten. Es war ein Samstag¬ 
vormittag, an dem es in Strömen regne¬ 
te. - Die beiden holten nicht nur spon¬ 
tan das zahlenmäßig überschaubare 
Publikum auf die Bühne, sie brachten 
mit ihrer Musik auch erfolgreich Wär¬ 
me, Bewegung und gute Stimmung. 


Franz Josef Degenhardt über Diether 
Dehm:„Lewyn, seinen nom de guerre, ver¬ 
wende ich immer noch, wenn ich an ihn 
denke, mit ihm oder über ihn rede, ihn lobe 
oder über ihn lästere. Diether Dehm also, 
„der Lerryn“, hat die westdeutsche Linke 
mitgemacht, wirklich mitgemacht, hand¬ 
greiflich und kontemplativ, agitatorisch und 
als Theoretiker, als Freier und als Funktio¬ 
när, als Marxist und Sozialist, und er hat sie 
mit seinen Liedern begleitet als Fahrender 
und Sesshafter, witzig und ernst, komödi¬ 
antenhaft und poetisch: eine Mischung, die 
es in der asketischen, um nicht zu sagen, 
drögen deutschen Arbeiterbewegung viel 
zu wenig gegeben hat... 

...Auf der Platte tönt, wenn man so will, 
Lerryns gesamtes Spektrum nach 40 Jahren 
Bühne, Leben, Politik, viel von seinen per¬ 
sönlichen, politischen, charakterlichen bö¬ 
sen und lieben Eigenarten - mal zukunfts¬ 
froh, mal schwarz-melancholisch, mal ro¬ 
mantisch, mal realistisch, mal gemein, mal 
zuneigend-liebevoll. Paradigmatisch ist das 
alles, meine ich, für viele, vor allem für Linke 
hierzulande. Man sollte dieses Kunststück 
und Dokument hören und haben ...“ 

(aus einer Rezension von FJD über die CD „Adelante 
con Rosa, Brecht y Che“ von Dehm) 


Das erste Mal auf dem Kulturforum dabei: DGB-Chor Hannover 


Seit vielen Jahren, nämlich genau seit 
1981 präsentiert der DGB-Chor Han¬ 
nover linke Lieder gegen den rechten 
Ton. Bekannt ist der Chor nicht nur 
wegen seiner jährlichen Auftritte auf 
den Veranstaltungen des DGB, son¬ 
dern auch aufgrund seines Engagement 
für mehrere Chörekonzerte unter dem 
Motto „Lieder gegen den rechten Ton“. 
Damit ist er mittlerweile ein fester Be¬ 
standteil der Hannoverschen Kultur¬ 
szene. Im vergangenen Jahr feierte er 
sein 30-jähriges Bestehen unter dem 
Motto „You‘ll never walk alone“. 


Neben Bühnenkonzerten in der Halle 
oder draußen tritt der Chor auf Plätzen, 
Straßen, Umzügen und Demonstratio¬ 
nen auf. Viele abendfüllende Program¬ 
me haben sie gemeinsam mit befreun¬ 
deten Chören bestritten. 

Der DGB-Chor Hannover umfasst 
zur Zeit ca. 25 Sängerinnen und Sän¬ 
ger. Das Repertoire ist breit und inter¬ 
national mit traditionellem (Arbeiter-) 
Liedgut, aber auch andere und moder¬ 
ne Lieder. 


Jetzt anmelden zum 4. Kulturforum der DKP! 
16./17. November, Hannover 
Infos und Anmeldungen: einheiztext@t-online.de 



Artern - Stadt der Träume 

Auf Tour durch den Osten (III) • Von Paul Sielaff 



Ob sie dem Kleinen eine bessere Zukunft verspricht? Die Salinenkönigin zeigt sich beim Arterner Zwiebelmarkt. 


Wehe dem, der in eine Doku-Soap des 
Fernsehens gerät und sich womöglich 
zum Affen machen lässt, ohne es zu mer¬ 
ken. Das alte Sprichwort „Schadenfreu¬ 
de ist die beste Freude“ wird seit Jahren 
von verschiedenen Fernsehsendern auf¬ 
gegriffen, und man weidet sich am Pech 
oder Unglück anderer Leute. Meistens 
sind es ja einzelne Personen, die durch 
den Kakao gezogen werden. Doch ein¬ 
mal traf es auch eine ganze Stadt. 

Der Weg führt mich nach Artern am 
Kyffhäuser. Es war im Jahr 2003 als die 
Produktionsfirma „Endemol“ die Se¬ 
rie „Artern - Stadt der Träume“ dreh¬ 
te. Die Doku-Soap wurde dann in je¬ 
nem Jahr von Februar bis Dezember 
im MDR gesendet. Von den Sorgen 
und Hoffnungen der Menschen sollte 
berichtet werden, teilte der MDR da¬ 
mals mit. Denn immerhin war Artern 
damals berühmt geworden, berühmt 
als Stadt mit der höchsten Arbeitslo¬ 
sigkeit in Thüringen. So bei 25 Prozent 
hatte sie zeitweilig gelegen. Natürlich 
sollten nicht nur Einzelpersonen und 
ihr Schicksal vorgestellt werden. Das 
Fernsehteam wollte auch eine Bürger¬ 
versammlung verfolgen, „auf der die 
Arterner eine Botschaft erhalten, die 
Hoffnung verbreitet: Ein Investor will 
Arbeit schaffen.“ 

Dabei hatte sich doch in der Stadt, die 
1989 noch 7 280 Einwohner zählte, zu 
DDR-Zeiten eine Reihe von Industrie¬ 
betrieben entwickelt. Es gab den VEB 
Kyffhäuserhütte, den VEB Kombinat 
Fortschritt, der Milchverarbeitungs¬ 
maschinen fertigte. Und es gab die Zu¬ 
ckerfabrik, einen der größten Betrie¬ 
be dieser Art in der DDR. „Nach der 
Wende abgewickelt“, erfahre ich bei 
meinem Besuch. Immerhin, einige Bau¬ 
ten zeugen noch von dieser industriel¬ 


len Vergangenheit, wenngleich man die 
Gebäude wohl dem Zerfall überlässt. 

5 572 Einwohner zählt die Stadt mitt¬ 
lerweile noch - viele Menschen zog es 
also woandershin. Ihre Träume und 
Hoffnungen haben sich vielleicht wo¬ 
anders erfüllt. 

„Endemol“ hat den Menschen wohl 
nicht helfen können. Und der Investor, 
wenn er denn wirklich damals kam, hat 
anscheinend nichts bewirken können. 
Ich blättere in einem Artikel aus dem 
„Neuen Deutschland“ vom August 
2003 nach. Darin wird unter ande¬ 
rem berichtet, dass dem Bademeister 
des Salinebades von den Filmleuten 
Fahrräder geschenkt wurden. „Werde 
ich auch nicht verarscht?“ soll er da 


geantwortet haben. „Die Fernsehleu¬ 
te fanden das natürlich herrlich“, be¬ 
richtet einer der anderen Darsteller 
aus Artern, ein Heimatchronist. Mir 
scheint, der Bademeister ahnte schon, 
was „Endemol“ mit dieser Serie wirk¬ 
lich bezweckte. 

Doch nun Anfang Oktober 2012 ist die 
Stadt in Feststimmung. Der 40. Zwie¬ 
belmarkt findet statt. Nicht, dass sich 
die Lebenssituation grundlegend geän¬ 
dert hätte. Aber die Menschen mussten 
sich in ihrer Lage eben einrichten. Ein 
Spaziergang über den schönen Markt 
zeigt, dass das wirtschaftliche Niveau 
offensichtlich niedriger als anderswo 
liegt. Die Händler des Zwiebelmark¬ 
tes scheinen das zu wissen. Mit Produk¬ 


ten, die vielfach aus unteren Preiskate¬ 
gorien stammen, haben sie sich darauf 
eingestellt. 

Träume und Hoffnungen gibt es in Ar¬ 
tern immer noch. Die Hoffnung, erfah¬ 
re ich, ist nun nicht mehr „ein Investor“, 
sondern ein Industrie- und Gewerbege¬ 
biet, das durch den Autobahnanschluss 
A 71 eine „immense Bedeutung für die 
Schaffung von Existenzen und dem da¬ 
mit verbundenen weiteren Rückgang 
der Arbeitslosigkeit hoffentlich ha¬ 
ben wird“. Hoffentlich! Das sagt man 
nun 22 Jahre nach dem Anschluss der 
DDR und dieser durchgehend hohen 
Arbeitslosigkeit. Weniger Arbeitslo¬ 
se gibt es anscheinend nur, weil viele 
Menschen weggezogen sind. 


Atemloses Tempo 

Ein Krimi führt die „ehrenwerte 
Gesellschaft" vor 

Dominique Manotti, eine ehemalige 
Professorin für Wirtschaftsgeschichte, 
schrieb zusammen mit DOA (Pseud¬ 
onym nach dem Film Noir „Dead on 
Arrival“) diesen rasanten Thriller. Sie 
Jahrgang 1942, er Jahrgang 1968! Die¬ 
ses interessante Duo beschreibt in ei¬ 
ner Polit-Fiktion die Ereignisse vor den 
Präsidentschaftswahlen in Frankreich: 
Ein linker - leider etwas blass und zu 
verhalten - und ein konservativer - zy¬ 
nisch und machtbesessen - Kandidat 
stehen zur Wahl. 

Eine kleine Gruppe junger Ökoak¬ 
tivisten, eine Frau (Safron) und zwei 
Männer, mit Kontakt zu einem TV- 
Mechaniker, planen eine spektakulä¬ 
re Störaktion bei einem anstehenden 
TV-Auftritt. 

Der politische Hintergrund, der die 
miesen und teilweise tödlich enden¬ 
den Machenschaften in Gang setzt, ist 
die geplante Privatisierung der fran¬ 
zösischen Atomindustrie. Ein Beam¬ 
ter (Soubise) der Atomenergiebehör¬ 
de CEA ermittelt undercover beim 
größten Baukonzern des Landes. Der 
ehemalige Polizist hat schon einiges an 
brisanten Fakten zusammengetragen, 
die ein Komplott der Atommafia mit 
Industrie und Politik beweisen. 

Einem der Aktivisten gelingt es, in den 
Rechner von Soubise einzudringen und 
Daten sowie Aufzeichnungen der Web¬ 
cam auf einen Stick zu laden, während 
zwei Männer vom Geheimdienst mit 
Soubise kämpfen, der dabei ums Le¬ 
ben kommt. 

Schnell wird der Konzernchefin klar, 
welche Brisanz der Mord am Ermittler 
mit sich bringt. Sie aktiviert all ihre per¬ 
sönlichen und finanziellen Verbindun¬ 
gen. Verschiedene Sicherheitsbehörden 
treten zur „Aufklärung“ an. Es kommt 
zu einem Wettlauf, um das Geschehene 
zu vertuschen, Mittäter und Mitwisser 
auszuschalten oder zu inhaftieren. Alle 
Behörden arbeiten gegeneinander, eine 
gefährliche Situation für die Ökoakti¬ 
visten. Nur ein Polizist durchschaut die 
Unternehmungen der anderen Behör¬ 
den und Intriganten. 

Inzwischen taucht der Vater (Neal) der 
jungen Safron auf, er war einst ein be¬ 
kannter Politik-Journalist einer eng¬ 
lischen Zeitung. Er will seine Tochter 
schützen und kann mit dem Stick die 
Unschuld der Aktivisten beweisen. 
Außerdem will er über die laufenden 
Schweinereien berichten. 

Neben all den sich jagenden Ereig¬ 
nissen erfährt man auch immer mehr 
über die persönlichen und höchst pri¬ 
vaten Verbindungen, Affären und Ver¬ 
strickungen der beteiligten ehrenwer¬ 
ten Gesellschaft. Man kommt aus dem 
Staunen nicht heraus: politische Ver¬ 
bindungen zerbrechen, ebenso Freund¬ 
schaften und Ehen. 

Vier Menschen kommen ums Leben, 
weil „die ehrenwerte Gesellschaft“ mit 
ihrer Gier versucht, ihre Pfründe auch 
international zu halten und zu vergrö¬ 
ßern: Ohne Rücksicht auf den Rest der 
Gesellschaft, auf Anstand und Gefühle. 
Ein ätzender Egoismus, der auch vor 
Mord nicht zurückschreckt, wenn es 
denn den eigenen Zielen dienlich ist. 
Für einige Figuren kristallisieren sich 
Sympathien heraus: für die Ökoaktivis¬ 
ten, die anständigen Polizisten und den 
Journalisten. Man muss sich schon auf 
das atemlose Tempo dieses Buches ein¬ 
stellen, sonst kommt man nicht mehr 
mit, all die agierenden Figuren auf die 
Reihe zu bekommen. 

Nach dem Lesegenuss wird einem 
schnell klar: zwar handelt es sich um 
Fiktion, aber so weit entfernt ist der In¬ 
halt nicht von der heutigen Wirklich¬ 
keit. Das letzte Kapitel trägt den Ti¬ 
tel - „Und danach?“ - lesen Sie selbst, 
es lohnt sich wirklich! Jochen Wiegand 


Manotti & DOA: 
Die ehrenwer¬ 
te Gesellschaft. 
Verlag Asso¬ 
ziation A, Rei¬ 
he NOIR, Berlin 
2012, 277 Sei¬ 
ten, 14 Euro 
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Deutsche Tragödie 

Rommel-Legende und Wehrmachtsmythos im yosten Jahr von Stalingrad 


E s gab in Deutschland einmal eine 
große Widerstandsorganisation. 
Gegen den anstürmenden Feind 
wie auch gegen den stets übellauni¬ 
gen kleinen Herrn Hitler. Es war - die 
deutsche Wehrmacht. Zumindest, wenn 
man der ARD glauben möchte. Bis auf 
die verschlagen-brutalen Typen um SS- 
Obergruppenführer Ernst Kaltenbrun- 
ner (Peter Wolf) in Paris gibt es im üp¬ 
pig dekorierten Offizierskorps, das sich 
an der Atlantikküste standesgemäß im 
feudalen Adelssitz wohltemperiert auf 
die Invasion vorbereitet, niemanden, 
der nicht auf die eine oder andere Wei¬ 
se ganz offen seine Abneigung gegen 
den „böhmischen Gefreiten“ zum Aus¬ 
druck bringt. 

★ 

Mit Ulrich Tukur als Rommel und Ag- 
laia Szyszkowitz als seine entsagungs¬ 
voll-noble Ehefrau hat Regisseur Ni¬ 
kolaus Stein von Kamienski selbst 
Dieter-Bohlen-Geschädigten deut¬ 
lich zu machen versucht, wer hier die 
Guten sind. Johannes Silberschneider 
ergänzt dieses Heldenlied mit einer 
Hitler-Groteske, die fast schon Helge- 
Schneider-Format hat. Der hemdsär¬ 
melige Held von Tobruk, der selbst¬ 
verständlich nichts anderes im Kopf 
hat, als „Deutschland zu dienen“ und 
bei seiner Rennerei von Heldentat zu 
Heldentat fast seine Heim und Herd 
verschönende Gattin übersieht, die 
mit sorgenvoll angefältelter Stirn den 
wohlgeratenen zukünftigen Stuttgarter 
Bürgermeister aufzieht. Sieht alles ein 
bisschen so aus wie aus „Mein Kampf“ 
abgeschrieben. Nur die unterkühlte 
Sachlichkeit der Eheleute dürfte „Frau 
mit Herz“-Leserinnen doch etwas un¬ 
befriedigt lassen. 

Von Kamienski hat den Filmzeitraum 
auf Rommels Wirken am „Atlantik¬ 
wall“ (November 1943 bis Oktober 
1944) eingegrenzt. Diese tragikförder¬ 
liche Perspektive zeigt den „draufgän¬ 
gerischen“ Angreifer als Verteidiger. 
Unpassende Bilder von erschossen auf 
dem Pflaster liegenden, unbewaffneten 
Spartakisten etwa, wie bei der blutigen 
Niederschlagung des Stuttgarter Ge¬ 
neralstreiks 1919, bei dem Rommel die 
„Württembergische Sicherungskompa¬ 
nie 32“ befehligte, bleiben so dem Zu¬ 
schauer erspart. Oder, politisch noch 
unangenehmer, Fotos einiger „Wir¬ 
kungstreffer“ der 1. und 4. Luftflotte, 
als diese die unter massivem Artil¬ 
leriefeuer liegende, eingekesselte pol¬ 
nische Hauptstadt am „blutigen Sonn¬ 
tag“ (10.9.1939) mit einem Großangriff 
verwüsteten. 

Die SS begann umgehend mit der 
„Ausrottung der polnischen Intelli¬ 
genz“. 90 000 Männer wurden inner¬ 
halb von Tagen erschossen. Auch das 
nicht gerade photogen. Rommel hatte 
sich dabei, offenbar nichtsahnend, als 
Kommandant des Führerhauptquar¬ 
tiers zum Generalmajor hochgedient. 
Besonders eindrucksvoll machten 
sich auch die Heldentaten des „Si¬ 
chelschnitts“ gegen die militärischen 
Schwergewichte Hofland, Belgien und 
Luxemburg, der „Fall Gelb“, bei dem 
sich Rommel als Oberbefehlshaber der 
7. Panzerdivision (Gespensterdivision), 
unter den bekannten „Halsschmerzen“ 
leidend, hervortat. 

Sein Führer hatte ein Einsehen und 
verlieh ihm am 27. Oktober 1940 das 
Ritterkreuz. 

Selbstverständlich hatte niemand der 
Herren Offiziere in dieser absolut 
hierarchisch strukturierten Organisati¬ 
on auch nur eine Ahnung davon, dass 
sogleich - auch im Westen - in ihrem 
Kommandobereich, durch ihre Trup¬ 
pen und dahinter durch die SS zahl¬ 
reiche Kriegsverbrechen komman¬ 
diert wurden. Tausende Zivilisten oder 
Kriegsgefangene fielen ihnen zum Op¬ 
fer. Kamienskis Rommel erfährt 1944 
gerade einmal und ganz beiläufig, dass 
jüdische Gefangene wegen Fluchtge¬ 
fahr nackt transportiert würden. Un¬ 
schön und nicht gerade gentlemanlike, 
worauf man doch soviel Wert legt. 


Grandios gescheitert - 
im Osten 

Mitte 1944 ist der Krieg für den deut¬ 
schen Faschismus längst verloren. Ei¬ 
gentlich ist er es schon im Dezember 
1941 vor Moskau, als die Blitzkriegs¬ 
strategie in der sowjetischen Gegen¬ 
offensive spektakulär scheitert. Die 
deutsche Wehrmacht ist nun in den ge¬ 
fürchteten langen, großen Zweifron- 
ten-Krieg gezwungen, bei dem letzt¬ 
lich die materiellen und menschlichen 
Ressourcen entscheiden. Der Zugang 
zu den Ölquellen des Kaukasus und da¬ 
rüber hinaus des Nahen Ostens rückt 
von einer langfristigen globalstrate¬ 
gischen Perspektive ins Zentrum der 


unmittelbaren operativen Notwendig¬ 
keiten. (Fall Blau, Südoffensive). Al¬ 
lerdings war mit der Niederlage vor 
Moskau die Kraft der 18-Millionen- 
Kriegsmaschine noch lange nicht ge¬ 
brochen. Die Eroberung der strategi¬ 
schen Initiative gelang wesentlich erst 
in der Schlacht um Stalingrad und am 
Kursker Bogen. Im April 1944 standen 
die I. und die VI. Garde Kavallerie Di¬ 
vision aber schon in der Nähe des Bug. 
Am 22. Juni 1944 zerschlug die Rote 
Armee mit der „Operation Bagration“ 
die Heeresgruppe Mitte und fügte der 
Wehrmacht mit dem Verlust von 28 
Divisionen (rund 400 000 Mann) die 
größte Niederlage des Il.Weltkriegs zu. 
Ein Trauma. 

Von all dem ist in „Rommel“ natürlich 
nicht die Rede. In ganz Frankreich stan¬ 
den etwa eine Million Wehrmachtssol¬ 
daten. Etwa 1,5 Millionen waren auf al¬ 
liierter Seite an der „Operation Over¬ 
lord“ beteiligt. Rundstedt und Rommel 
konnten mit gerade 350 000 Mann ope¬ 
rieren. Da die Eliteverbände, soweit 
noch vorhanden, im verlustreichen Ab¬ 
wehrkampf gegen die „moskowitisch- 
asiatische Überschwemmung“ standen, 
war der Kampfwert der „Verteidiger“ 
nicht allzu hoch. Die drückende Luft¬ 
überlegenheit der alliierten Luftwaffe 
besorgte den Rest. Wenn den „Invaso¬ 
ren“ nicht ein Desaster am Strand bei¬ 
gebracht werden konnte, war an der 
langgezogenen möglichen Frontlinie 
nicht viel zu machen. 

Der Seitenwechsel - im Westen 

Tukurs Rommel verlangt nun aus die¬ 
ser Lage Konsequenzen zu ziehen. 
Aber welche? „Wir haben doch den 
gleichen Feind. Und der steht im Os¬ 
ten. Warum kämpfen wir nicht Seite an 
Seite?“, fragt er einen britischen Leut¬ 
nant, der als Führer eines Komman¬ 
dounternehmens gefangengenommen 
und von der SS gefoltert wurde. Der 
Generalfeldmarschall, ganz ritterlicher 
Kämpfer, „Wie geht es meinem alten 
Freund Montgomery?“ befreit ihn aus 
den Klauen der SS-Schergen. Es gebe 
Dinge, die die Briten sehr abstoßend 
fänden, lautet die Antwort in Anspie¬ 
lung auf die Judenmorde. Auf den Vor¬ 
schlag, man könne das ändern, bemerkt 
der Leutnant lapidar: „Dazu ist es zu 
spät, Herr Generalfeldmarschall.“ 
Damit ist das zentrale Thema des natio¬ 
nalkonservativen Widerstandes in Adel 


und Wehrmacht Umrissen: Der Separat¬ 
frieden. Retten, was noch zu retten war. 
Wenn nicht mit, dann ohne Hitler. Und 
wenn ohne Hitler, wie mit welchem 
neuen Messias (Rommel?) ließe sich 
ein neuer November verhindern? 

Die Option des Seitenwechsels, später 
des Separatfriedens durchzieht die gan¬ 
ze Geschichte und Vorgeschichte des 
II. Weltkrieges. So bleibt vor allem für 
die Sowjetunion bis zum 24. August 
1939 (Nichtangriffsvertrag) ziemlich 
unklar, in welcher Konstellation der 
vorhersehbare Angriff auf den Okto¬ 
ber erfolgen würde. Selbst nach dem 
Überfall auf Polen schien der „Dröle 
de guerre“ der „komische Krieg“ Eng¬ 


lands und Frankreichs, eher ein Sig¬ 
nal der weiter bestehenden Verständi¬ 
gungsbereitschaft an Deutschland zu 
sein. Auch von deutscher Seite waren 
die Botschaften nicht zu übersehen. 
Der Flug des Hitlerstellvertreters Heß 
nach Großbritannien gehört ebenso 
dazu wie das abrupte Abstoppen der 
deutschen Panzerspitzen vor Dünkir¬ 
chen, welches fast dem gesamten briti¬ 
schen Expeditionskorps, 340 000 Mann, 
die Evakuierung ermöglichte. Auch 
Heinrich Himmler ventilierte Kontakte 
zu US-Geheimdienstchef Allan Dulles, 
um seine Möglichkeiten „nach Hitler“ 
auszuloten. Den Traum, das alliierte 
Anti-Hitler-Bündnis in Richtung einer 
antibolschewistischen Reconquista auf¬ 
sprengen zu können, träumten viele 
Offiziere noch in der (westlichen) Ge¬ 
fangenschaft. Sie mussten einige Jahre 
warten. Erst der Kalte Krieg ließ die al¬ 
ten antikommunistischen Fieberphan¬ 
tasien Wirklichkeit werden. Dummer¬ 
weise hatte die SU in der Zwischenzeit 
ebenfalls die Bombe. 

Vom Größten Feldherrn 
aller Zeiten zum Gröfaz 
ist es nur ein Stalingrad 

Der Film, wie auch die ihm nachfol¬ 
gende Dokumentation, fokussiert auf 
das persönliche Verhältnis der beiden 
Männer. Diese Art Rosamunde Pilcher 
im Führerhauptquartier erscheint aller¬ 
dings nicht unbedingt erhellend. Wer 
sich den Absichten und Mentalitäten 
des Offizierskorps annähern möchte, 
sollte vielleicht die einige Jahrzehnte 
alte geostrategische Zielsetzung des 
deutschen Imperialismus (Lebens¬ 
raum im Osten) sowie das Trauma der 
erlittenen Niederlage beim ersten Ver¬ 
such seiner Umsetzung ins Kalkül zie¬ 
hen. Hatte die Oberste Heeresleitung 
den Bolschewiki in Brest-Litowsk noch 
den Raub eines Drittels seiner Bevöl¬ 
kerung, seines Ackerlandes, seines Ei¬ 
senbahnnetzes, der Hälfte seiner In¬ 
dustrie und 90 Prozent seiner Gruben¬ 
kapazität diktieren können, so ließ das 
„Schanddiktat von Versailles“ von der 
ehemals so stolzen kaiserlichen 13-Mil- 
lionen-Armee nicht mehr als eine Art 
bewaffneter Polizei von 100 000 Mann 
und 4 000 Offizieren übrig. Von den 
Gebietsverlusten im Westen wie im 
Osten, dem Verlust der Kolonien und 
den immensen Reparationsleistungen 
ganz abgesehen. Die Ziele, die sich für 


die Reichswehrführung daraus erga¬ 
ben sind im Wesentlichen: 1. Revision 
von Versailles, 2. Revision des Oktober 
und Expansion nach Osten, 3. Formie¬ 
rung der „Heimatfront“ für den dazu 
erforderlichen „totalen Krieg“ (Luden¬ 
dorff). 

Unter den zahllosen Gruppierun¬ 
gen, die sich diese Zielstellung, mehr 
oder weniger, ebenfalls zu eigen ge¬ 
macht hatten, mendelte sich die „Hit¬ 
ler-Bewegung“ Ende der 1920er Jahre 
als die erfolgversprechendste heraus. 
Als die NSDAP am 31. Juli 1932 mit 
37,3 Prozent der Stimmen die größte 
Fraktion des Reichstages bilden konn¬ 
te, war auch die Begeisterung im Offi¬ 
zierskorps entsprechend. 
Wenn auch nicht den 
weltanschaulichen Bio¬ 
logismus, so teilte man 
doch die politisch-stra¬ 
tegischen Zielsetzungen 
nahezu ausnahmslos. 
Selbst nach der Ermor¬ 
dung der Reichswehr¬ 
generäle Schleicher und 
Bredow im „Röhm- 
Putsch“ initiierte Ober¬ 
befehlshaber Werner 
von Blomberg - von sich 
aus - die Vereidigung 
der Reichswehrsoldaten 
im „Führereid“ auf Adolf 
Hitler als Person. Der für 
den „totalen Krieg“ (und 
das folgende totale Ster¬ 
ben) notwendige messi- 
anische Führermythos 
fand im Denken und 
Handeln der Offiziers¬ 
kaste einen mehr als 
fruchtbaren Boden. 

Diese politische Investition in den neu¬ 
en Messias des Generalstabs schien 
überwältigenden Profit abzuwerfen. 
Die Wehrmacht hatte schon sechs Jah¬ 
re später wieder mehr als eine Milli¬ 
on Mann unter Waffen. Der Probelauf 
Spanien, die Annexion Österreichs und 
der Tschechoslowakei, der Blitzkrieg in 
Polen, die Besetzung Norwegens und 
Dänemarks, der überlegen-schnelle 
Sieg gegen den Versailles-Diktator 
Frankreich. Die Blitzkriege in Jugosla¬ 
wien und Griechenland erzeugte viel¬ 
leicht nicht bei allen den von Goebbels 
geforderten „wilden Fanatismus“, aber 
doch eine derart euphorische Siegeszu¬ 
versicht, welche die Bereitschaft, den 
nüchternen Sachverstand ebenso wie 
die Mindestnormen des Völkerrechts 
und der Haager Landkriegsordnung 
einstweilen zur Seite zu rücken, aus¬ 
reichend befeuerte. 

Das nun folgende „Unternehmen Bar¬ 
barossa“ war ein Vernichtungs-, Ausrot- 
tungs- und Terrorrkrieg von vornher¬ 
ein. Ein Krieg zur Vernichtung der „eu¬ 
ropäischen Juden“, der Bolschewisten 
und mindesten 30 Millionen „Slawen“. 
So etwas ließ sich nicht insgeheim orga¬ 
nisieren und sollte es auch nicht. 1941, 
auf dem Höhepunkt ihrer Macht, hat¬ 
ten die faschistischen Vabanque-Spie- 
ler ohnehin jede Hemmung verloren. 
Entsprechende Befehle und Rechts¬ 
vorschriften (Kommissarbefehl) erfolg¬ 
ten schon Monate zuvor. Ein Wider¬ 
spruch dazu ist aus dem Offizierkorps, 
obwohl zu diesem Zeitpunkt durchaus 
möglich, nicht bekannt geworden. Wie 
auch. Abgesehen von vielleicht der „Ju¬ 
denfrage“, gab es in den Ansichten und 
Zielen einen breiten Konsens. 
Interessanterweise führten die oben 
angerissenen Niederlagen, die nun 
ausgerechnet im Kampf gegen die sla¬ 
wischen Untermenschen eingefahren 
wurden, nicht gerade zu etwas, was man 
„Mea Culpa“ nennen könnte. Schuld an 
der Misere war nicht die von arrogan¬ 
ten Weltherrschaftsphantasien befeu¬ 
erte antihumane Verblendung, son¬ 
dern der „Gröfaz“, eine Wortprägung 
die Generalfeldmarschall Wilhelm Kei¬ 
tel, ganz und gar nicht ironisch, nach 
dem Frankreichfeldzug erfand. Wobei 
„schuld an der Misere“ hier vor allem in 
militärisch-strategischer Hinsicht ver¬ 
standen werden darf. Der Führer, einst 
für die Genialität der Siege gefeiert, 


stand nun für die Idiotie der Nieder¬ 
lagen. Schuld im Sinne einer ethischen 
Kategorie, das zeigen die Abhörpro¬ 
tokolle des britischen Geheimdiens¬ 
tes, hat nicht einmal in zweiter Linie 
eine Rolle gespielt. Nicht einmal im 
buchhalterisch-verkürzten Sinne der 
„Wehrmachtausstellung“. Im erweiter¬ 
ten und eigentlich relevanten Sinne als 
einer Schuld an der Entfesselung eines 
globalen Angriffskrieges, dem größten 
Verbrechen überhaupt, natürlich erst 
recht nicht. 

Speidel und das Erbe 
des Widerstandes 

Im März dieses Jahres hielt Benjamin 
Netanjahu in Washington ein Schreiben 
des Jüdischen Weltkongresses hoch, in 
dem die Bombardierung von Ausch¬ 
witz gefordert wurde. Netanjahu woll¬ 
te und will Krieg im Namen von Ausch¬ 
witz führen. Bekanntlich hat diese Per¬ 
version der Obergrüne Joseph Fischer 
erfunden. 1944 lehnten Briten und US- 
Amerikaner ab. Auschwitz wurde von 
der Roten Armee befreit. 

Anders als „Rommel“ zu unterstellen 
versucht, dürfte die Ermordung der 
„europäischen Juden“ für Churchill 
und Roosevelt wohl kaum der Grund 
gewesen sein, warum sie nicht gemein¬ 
same Sache mit Herrn Hitler machen 
wollten. Sie hatten lange geschwankt, 
ob sie dem Containment des deutschen 
Expansionismus (Versailles) oder der 
Vernichtung des Oktober Priorität ge¬ 
ben sollten. Appeasement war der Ver¬ 
such, ersteren in Richtung des zweiten 
zu lenken. Nachdem sich die „Ach¬ 
senmächte“ aber großer Teile Europas 
und Asiens bemächtigt hatten und zum 
ernsthaften Herausforderer der anglo- 
amerikanischen Dominanz aufgestie¬ 
gen waren, änderte sich die Haltung. 
Priorität erhielt eine Art „Versailles II“. 
Erst als die Bomben über Hiroshima 
und Nagasaki gezündet und die bedin¬ 
gungslosen Kapitulationen unterzeich¬ 
net waren, konnte Churchill beginnen 
seine Fulton-Rede zu schreiben. 

★ 

Hochkarätig besetzt, hat „das Erste“ für 
seinen „Rommel“ ein paar Millionen 
unserer Rundfunkgebühren verbraten. 
Zur besten Sendezeit galt es offenbar, 
der auch nach 70 Jahren ungebrochen 
polierten Goebbelsschen Legende eine 
weitere öffentlich-rechtliche Girlande 
zu winden. Das allein wäre schön, aber 
doch etwas dünn. Nahezu unmerklich 
wurde Rommels Stabschef Hans Spei¬ 
del (Benjamin Sadler, Vater in „Con¬ 
tergan“) vorteilhaft-zurückhaltend ins 
Bild gerückt. In zahlreichen Schnitten 
„kommentieren“ Sadlers dunkle Au¬ 
gen vielsagend die Aussagen und Ak¬ 
tionen seines Generalfeldmarschalls. 
Der ruhige „Dr. Speidel“ ist so etwas 
wie der gute Geist des Hauptquar¬ 
tiers. Sadler-Speidel versucht Rommel 
für den Widerstand zu gewinnen. Ver¬ 
geblich. Was seinem Mentor Rommel 
nicht mehr gelingt, lebt in ihm fort. Und 
überlebt den Faschismus. Er ist das per¬ 
sonifizierte Erbe des Widerstandes als 
Bundeswehrgeneral und Nato-Oberbe- 
fehlshaber. 

Da mag im oben angerissenen Sinne 
etwas dran sein. Hans Speidel steht so¬ 
wohl für die atomare „Vorwärtsstra¬ 
tegie“ der Nato wie für Strauß 4 Sehn¬ 
sucht nach Atomwaffen wie auch für 
die Durchsetzung der Notstandsgeset¬ 
ze. Die Nato-kompatible Variante der 
alten Generalstabsziele. Bei Anerken¬ 
nung der US-Vorherrschaft, diesmal. 
Der erfahrene Krieger - ob heiß oder 
kalt - war schon in der Sowjetunion 
bei der Organisierung der „Verbrann¬ 
ten Erde“ nicht pingelig. Dass es bei Pa¬ 
ris dann nicht klappte, ist bekanntlich 
nicht sein Verdienst. Klar, dass weder 
die Hardthöhe noch das Pentagon auf 
solch fähige Kräfte verzichten moch¬ 
ten. Und auch Rommel, wäre da nicht 
die Zyankalikapsel gewesen, hätte gute 
Chancen gehabt. Das wollte die ARD 
doch mal klar gestellt haben 

Klaus Wagener 



Fast wie im richtigen Leben: Der Feldherr (Ulrich Tukur) im Schatten seines Film-Führers. 
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Er beschrieb drängende Probleme und 
forderte auf nach Lösungen zu suchen 


Zum 150. Geburtstag Gerhart Hauptmanns am 15. November 2012 


V or 150 Jahren wurde Gerhart 
Hauptmann im schlesischen 
Salzbrunn geboren, vor 100 Jah¬ 
ren bekam er den Literaturnobelpreis, 
vor 80 Jahren wurde sein siebzigster 
Geburtstag und Goethes 100. Todes¬ 
tag in Deutschland gemeinsam began¬ 
gen. Mit Goethe wurde Hauptmann oft 
verglichen; auf die Ähnlichkeit legte er 
Wert. 

Nicht diese Ähnlichkeit hat sein Werk 
bis heute in großen Teilen lebendig ge¬ 
halten. Nur Anekdoten wurden weiter¬ 
gegeben. Folgenreicher ist, dass seine 
Dramatik neben der Brechts am wir¬ 
kungsvollsten im 20. Jahrhundert war. 
Das ergibt eine gewisse Logik: Wäh¬ 
rend Brecht ein Theater schuf, das ge¬ 
sellschaftliche Veränderungen anstreb¬ 
te und die Dramaturgie des epischen 
Theaters entwickelte, galt Hauptmanns 
Interesse Konflikten, Zuständen, denen 
der Mensch ausgesetzt war und die er 
in immer neuen Konstellationen aus¬ 
stellte, die immer neue Lösungen erfor¬ 
derlich machten. Brecht sah bei Haupt¬ 
mann Elemente des epischen Theaters: 
Er habe für „die neuen Stoffe ... keine 
andere Form“ gefunden als die epische, 
die er aufgegeben habe, als man ihn für 
„undramatisch“ hielt. 


Neben Dramen begeistern Novellen 
Hauptmanns wie „Bahnwärter Thiel“, 
„Der Ketzer von Soana“ und „Mig¬ 
non“ bis heute, sind teils Schulstoff. 
Einige Romane gelten als Prophezei¬ 
ungen von Zeitereignissen: 1912 wur¬ 
de in „Atlantis“ fast kolportagehaft ein 
Schiffsuntergang bei einer Atlantik- 
querung beschrieben, wenige Wochen 
nach dem Erscheinen des Romans ging 
die „Titanic“ unter. 

Fragment blieb der Roman „Der neue 
Christophorus“ an dem der Dichter 
bis zu seinem Tode am 6. Juni 1946 ar¬ 
beitete. Er gehört zu den Epochenro¬ 
manen, wie sie im 1940 von Hermann 
Hesse, Hermann Broch und in Thomas 
Manns „Doktor Faustus“ geschrieben 
wurden. Es waren ausgreifende Pan¬ 
oramen, durch die mehr Ideen als ein 
roter Faden führten. Hauptmann be¬ 
schrieb in einem 1942 entstandenen 
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1789, deren Forderungen „Freiheit, 
Gleichheit, Brüderlichkeit“ Freiheit so¬ 
zial bestimmen; Freiheit ohne Gleich¬ 
heit und Gerechtigkeit bleibt abstrakt, 
bedeutungslos und Geschwätz. Wer bei 
der Forderung nach Freiheit die soziale 
Gerechtigkeit vernachlässigt, fällt geis¬ 
tig in Absolutismus und Mittelalter zu¬ 
rück, gibt die geistigen Positionen der 
Philosophie von Kant bis Marx preis. 
Das ist bis heute so geblieben, Haupt¬ 
manns „Weber“ stellen den Zusam¬ 
menhang von 1789 bis in die Gegen¬ 
wart her, weisen auf die immer noch 
nicht gelösten Probleme hin. 


Das „Nu jaja! - Nu nee nee!“ des We¬ 
bers Ansorge, einer der berühmten 
Aussprüche in Hauptmanns Werk, 
ist die Kurzfassung von Hauptmanns 


ten im Zeichen von Demokratie und 
christlich-westlicher Zivilisation ande¬ 
re Kulturen und morden unschuldige 
Menschen. Die Inszenierung am Thea¬ 
ter Vorpommern ließ die Presse „US- 
Soldaten im Irak und auch die Folter¬ 
bilder von Abu Ghuraib“ assoziieren. 
Afghanistan, Libyen und Syrien fallen 
ein. In Hauptmanns Stück siegt keiner 
und der todkranke Montezuma ruft mit 
letzter Kraft zum Verderben der Frem¬ 
den, der Christen auf: „Raubgesindel! 
Fort! Vertilgt das/Ungeziefer von der 
Erde!“ Statt Frieden hat die christli¬ 
che Zivilisation Vernichtung gebracht, 
Unterstützung der Opposition bedeu¬ 
tete die Eroberung von Rohstoffen und 
Einflusssphären. 

Nach 1945 wurde Hauptmanns „Rose 
Bernd“ (1903) aufgeführt. Hauptmanns 
dramaturgische Methode war auch 
hier ein Grund. Rose Bernd, die ihr 


Der Dichter, ca. 1945, und sein 
berühmtestes Werk. 


auf den Bühnen von Berlin über Mün¬ 
chen, Bern und Zürich bis Wien, aber 
auch in Freiberg und Döbeln, Zittau 
und Jena, Aalen, Mainz und Rends¬ 
burg. Die Spielzeit 2011/12 brachte 
29 Inszenierungen Hauptmannscher 
Stücke, darunter zehn Inszenierungen 
der „Ratten“. Das Jubiläumsjahr 2012 
bringt zusätzlich Stücke zurück: Das 
Gerhart-Hauptmann-Theater Zittau 
führte am 25. Februar 2012 die selten 
gespielte „Winterballade“ auf, das The¬ 
ater Vorpommern widmete sich der fast 
unbekannten „dramatischen Phanta¬ 
sie“ „Der weiße Heiland“. 


Der Grund für das ständig vorhande¬ 
ne und in jüngster Zeit erneut zuneh¬ 
mende Interesse liegt in der Qualität 
seiner Werke, die von einer dauerhaf¬ 
ten Aktualität und Grundsätzlichkeit 
der Themen und Konflikte begleitet 
wird, wie sie kaum ein anderer Autor 
aufweist. Gerhart Hauptmann war ein 


Raubgesindel! Fort! Vertilgt das/ 
Ungeziefer von der Erde!“ 


Kapitel die Gefahren der Atombom¬ 
be. Andere Zusammenhänge zwischen 
Zeitgeschichte und literarischem Werk 
finden sich bei Hauptmann in großer 
Zahl. Dennoch rührt sein dauerhafter 
Ruhm von der Präsenz seiner Stücke 
auf den Bühnen her. 

Gerhart Hauptmann gehört zu den wir¬ 
kungsvollsten Dichtern Deutschlands. 
Die Dramen „Das Friedensfest“, „Die 
Weber“, „Der Biberpelz“, „Die Ratten“ 
und „Rose Bernd“ stehen im ständigen 
Repertoire der Theater. „Die versun¬ 
kene Glocke“ und „Hanneles Him¬ 
melfahrt“ waren grandiose Erfolge 
des Dichters. Den Spitzenplatz in der 
Verbreitung nimmt aber Hauptmanns 
„Novellistische Studie“ „Bahnwärter 
Thiel“ ein, die beim Reclam-Verlag mit 
3,7 Millionen verkauften Exemplaren 
seit 1948 zu den Top Ten des Verlages 
gehört. 

In den letzten Jahren hat das Interesse 
für Gerhart Hauptmanns Werke zuge¬ 
nommen; selbst „Vor Sonnenaufgang“, 
bei der spektakulären Uraufführung 
1889 kam es zu Tumulten im Theater 
und ein Gynäkologe drohte eine Ge¬ 
burtszange auf die Bühne zu werfen, 
hat wieder Aufmerksamkeit gefun¬ 
den. „Einsame Menschen“ gehört zu 
den beliebtesten Stücken des Dich¬ 
ters, aber auch „Michael Kramer“ und 
„Vor Sonnenuntergang“ finden sich in 
den Spielplänen des letzten Jahrzehnts, 


Dichter der Inspiration; Theoretisches 
war seine Sache nicht. Als er 1889 zum 
berühmten Naturalisten auf stieg, wa¬ 
ren die theoretischen Programme vor¬ 
handen, teilweise verwirklicht und war¬ 
teten in der Dramatik auf ihre Verwirk¬ 
lichung. 

Als die „Weber“ 1892/93 Verbote aus¬ 
lösten und das Stück auch im Reichs¬ 
tag diskutiert wurde, war das Sozialis¬ 
tengesetz gefallen und das Proletariat 
hatte zu neuer Selbstbewusstheit ge¬ 
funden, die man in den Webern fand. 
Das Stück wurde so gelesen. Dabei war 
Hauptmann kein Sozialdemokrat, auch 
wenn er in Karikaturen mit der sozial¬ 
demokratischen Ballonmütze gezeich¬ 
net wurde. 

Während er vielen Menschen als Vor¬ 
kämpfer einer sozialkritischen Litera¬ 
tur erschien, manche ihn für revolu¬ 
tionär hielten, entzog er sich solchen 
Bestimmungen: Als er bei der Nobel¬ 
preisverleihung in Stockholm von ei¬ 
nem Journalisten des „Social-Demo- 
kraten“ auf die Sozialkritik in den „We¬ 
bern“ angesprochen wurde, leugnete er 
sie; der Journalist teilte seinen Lesern 
mit: „Der Nobelpreisträger Gerhart 
Hauptmann ist offensichtlich nicht ge¬ 
nau derselbe wie der Autor von ,Vor 
Sonnenaufgang 4 und ,Die Weber 4 .“ Das 
ist zu verallgemeinern: Hauptmann leg¬ 
te sich mit keiner Macht an und stellte 
sich jeder zur Verfügung, denn er sah in 


jeder Macht gestaltgewordenes Schick¬ 
sal. Daraus forderte Kritik heraus. Das 
betraf seine patriotisch begründete 
Begeisterung für den Ersten Weltkrieg 
und vor allem seine Zurückhaltung im 
Faschismus, die auch Zugeständnisse 
und Bekenntnisse enthielt, die Freun¬ 
de und Bekannte, die ins Exil gegan¬ 
gen waren, zur Abkehr von ihm trieben. 
Aber Werke des Dichters waren von 
Problemschärfe geprägt, denn die In¬ 
spiration des Künstlers siegte über den 
Sachverstand des Zeitgenossen. Unter 
dieser Voraussetzung bekamen etliche 
überzeitliche literarische Bedeutung. 
Manche, wie der „Bahnwärter Thiel“, 
waren so wirkungsmächtig, dass sich 
Generationen nicht diesem einfachen 
kleinen Beamten entziehen konnten, 
dessen Lebensglück schicksalhaft zer¬ 
stört wird, der sich deshalb als Werk¬ 
zeug des Schicksals begreift und selbst 
zerstört. Einige Werke brachten grund¬ 
sätzliche gesellschaftliche Probleme 
auf die Bühne; sie machten Konflikte 
fassbar, ließen aber Lösungen aus. 
Gerhart Hauptmann erfasste zeit- 
übergreifende Konflikte, ohne Ent¬ 
scheidungen zu bieten. Die mussten 
die Zuschauer für jeden einzelnen Fall 
in jeder Zeit neu finden; der Dichter 
hielt den Konflikt lebendig. Er konnte 
sich dabei auch auf sein großes Vorbild 
Henrik Ibsen berufen, dessen Wahl¬ 
spruch war: „Mein Amt ist fragen, nicht 
Bescheid zu geben.“ Durch die natura¬ 
listische Theorie, nur vollständige Aus¬ 
schnitte aus der Wirklichkeit zu bieten, 
wurde er unterstützt. Ein Beispiel sind 
„Die Weber“, deren Aufstand im 4. Akt 
siegt, um mit dem Tod des alten We¬ 
bers Hilse im 5. Akt zu enden; jeder 
Zuschauer wusste, dass der Aufstand 
niedergeschlagen worden war. In den 
„Webern“ erinnert der Schmied Wittig 
an die Französische Revolution von 


Weitsicht, in der Gegensätze erfasst, 
als Einheit konstatiert und als Zu¬ 
stand analysiert werden. Bei ihm gibt 
es nicht Ja oder Nein, sondern Ja und 
Nein. Das brachte den Kompromiss als 
Lebensform. Künstlerisch entstanden 
wirkungsvolle offene Schlüsse. Da¬ 
durch bleiben Konflikte so lange prä¬ 
sent, solange sie das gesellschaftliche 
Leben erschüttern. Deshalb wurden die 
„Weber“ zwei Mal verboten, 1892/93 im 
wilhelminischen Kaiserreich und 2004 
in der Bundesrepublik. 

Veränderte Produktionsverhältnis¬ 
se haben unmenschlichen Folgen; es 
weist die Gegenwart der Vergangen¬ 
heit aus. So wie im 19. Jahrhundert die 
Weber ihre Arbeit durch die Industri¬ 
alisierung Europas verloren, weil eine 
hochentwickelte Industrie handwerk¬ 
liche Tätigkeiten verdrängte, so gehen 
heute Arbeitsplätze durch die hochent¬ 
wickelte Automatisierung im Bunde 
mit der Globalisierung verloren. 2013 
will man am Theater Plauen/Zwickau 
die „Weber“ inszenieren, im Blick die 
Insolvenz des Druckmaschinenbauers 
Manroland. Das Beispiel der „Weber“ 
ist nach wie vor gültig. 

In „Der weiße Heiland“ (1920), jetzt 
wieder auf die Bühne gebracht, treffen 
gegensätzliche Kulturen aufeinander, 
das Mexiko des Azteken-Herrschers 
Montezuma und das christliche Spa¬ 
nien, aus dem die Eroberer kommen. 
Daraus entsteht ein Gegensatz, den der 
Kritiker Alfred Kerr auf die Maxime 
brachte: „Sein Wilder ist ein Christ, sei¬ 
ne Christen sind Wilde.“ Nicht zum Aus¬ 
gleich von Kulturen kommt es, sondern 
zu Verbrechen und Massakern: „...ein 
Volk von fremden Räubern,/weiß und 
mördrisch wie Dämonen,/über unsere 
Grenzen einbricht“, klagt Montezuma. 
Das wenig bekannte Stück Haupt¬ 
manns ist aktuell: Kriege vernich¬ 


uneheliches Kind getötet hatte, wurde 
von Hauptmann, der im Alter immer 
nachdrücklicher an ein beherrschen¬ 
des Schicksal glaubte, eine eigene Ent¬ 
scheidung abgesprochen. 

Die Aktualität des Stückes entstand 
daraus, dass trotz der finsteren, düs¬ 
teren, an Verbrechen reichen Abläu¬ 
fe Hauptmann die Täterin bemitlei¬ 
dete - Mitleid war eines der großen 
ihm nachgesagten Gefühle; es wurden 
alle beteiligt, ob Täter oder Opfer, ein 
Gesichtspunkt nach 1945: Deshalb be¬ 
mühten sich Johannes R. Becher und 
die sowjetische Besatzungsmacht um 
Hauptmann und gewannen ihn für den 
Ehrenvorsitz des neugegründeten Kul¬ 
turbundes. Er, der als Mensch manch¬ 
mal versagt hatte und oft Opportunist 
war, hatte als Dichter Bleibendes ge¬ 
schaffen. 

Wo man mit den Deutschen, die den 
Faschismus gestützt hatten und kei¬ 
ne Widerständler waren, den Neuauf¬ 
bau beginnen musste, war ein Gerhart 
Hauptmann, dessen Irrtümer nie die 
soziale Präzision seiner Werke in Fra¬ 
ge gestellt hatte, eine Gestalt, auf die 
man sich verständigen konnte. Selbst 
seine späte „Atridentetralogie“ (1941 
ff.), die im Schicksal alle Macht sah und 
sich nationaler Größe verschrieben 
hatte, wurde nach dem Krieg als Wi¬ 
derstandsstück gelesen und von Erwin 
Piscator 1962 so inszeniert. Und Tho¬ 
mas Mann hatte den Dichter bereits in 
seiner Rede „Von deutscher Republik“ 
(1922) als einen „Volkskönig wahrhaft“ 
bezeichnet. Rüdiger Bernhardt 

Unser Autor hat mehrere Bücher über Gerhart Haupt¬ 
mann veröffentlicht, darunter: Gerhart Hauptmann. 
Eine Biografie (Fischerhude: Verlag Atelier im Bauern- 
haus,2007) und Hiddensee. Auf den Spuren von Gerhart 
Hauptmann (Hamburg: Ellert & Richter Verlag, 2012). 
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Unser Genosse Harry Hügle ist nicht mehr 


Wir trauern um 

Harry Hügle 

Am 22. Oktober starb er im Krankenhaus. 



Er kam am 25. Juni 1923 zur Welt. Er war selbstständiger 
Handwerker. Aufgrund seiner DDR- und SU-Besuche, bei 
denen er regelrecht aufblühte, entwickelte er ein Klassenbe¬ 
wusstsein, das ihn nicht mehr Mitläufer der Großkonzerne 
sein ließ. Im Gegenteil. Über vier Jahrzehnte war er Mitglied 
unserer Kreisorganisation. Wir genossen seinen galligen Hu¬ 
mor, mit dem er die Zeitläufe begleitete. Bis zuletzt nahm er 
an politischen Veranstaltungen teil. 

Wir verabschieden uns von ihm am 16.11. um 11 Uhr auf dem 
Kelkheimer Hauptfriedhof, Frankenallee 200. 


Deutsche Kommunistische Partei 
Kreisorganisation Main-Taunus 


Tief erschüttert mussten wir Abschied nehmen von unserer 
intelligenten, politisch zuverlässigen und aktiven Genossin 

Heike Schaumlöffel 

die uns mit nur 46 Jahren nach kurzer schwerer Krankheit ver¬ 
lassen hat. Ihr Tod reißt eine große Lücke in unsere Reihen. 
Wir werden sie vermissen. 

Vermissen tun wir auch unseren Genossen, langjährigen Ge¬ 
werkschaftsfunktionär und Betriebsrat 

Anton Nath 

der in guten und schlechten Zeiten unsere Plakate und Wahl¬ 
werbung immer an seinem Gartentor anbrachte, damit die 
„Umwelt“ daran erinnert wurde, dass hier ein Kommunist lebt. 
Er wurde leider nur 71 Jahre alt. Auch ihn werden wir vermis¬ 
sen und in guter Erinnerung halten. 

DKP Nürnberger Land 
Altdorf - Lauf - Röthenbach 


Willi Schuh 

Wir haben einen lieben Freund und Genossen verloren. 
Günter und Erika Arndt , Frankfurt 


Zum 3. Todestag unserer NINA 

„Das schönste Denkmal 
das ein Mensch bekommen kann, 
steht in den Herzen seiner Mitmenschen“ 


Am 7. November wurde unsere Genossin 

Siegrid Bruns 

60 Jahre alt. 

Liebe Siegrid, wir gratulieren Dir nachträglich ganz herzlich zu 
Deinem Ehrentag und wünschen Dir an der Seite von Barni 
alles Gute. Mit Barni bist Du durch Dick und Dünn gegangen. 
Es war nicht immer leicht. 

Viel Freude habt Ihr seit 20 Jahren an Schweden - und das soll 
noch lange anhalten. 

Das wünschen Euch Eure Wandsbeker Genossen 


Urlaub auf Sylt! 

Ferienwohnung für 2 - 5 Pers. Ruhige Lage. Keine Haustiere. 

Pension Knutzen, Südhörn 14, Tinnum / Sylt, 
Tel.: 0 46 51 / 311 99 


Toskana, nah am Meer 

Kleiner Öko-Hof braucht nette Helfer für die Olivenernte 
Unterkunft, Verpflegung und Ferien inbegriffen. 

Tel. 0039.0566.81478 

lmogen.gruben@online.de, www.toskana-biohof.de 


Reimes 


* Superior 


15011 


mm 


1750 


IHM) 


Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße 1 
57392 Schmallenberg- 
Grafschaft 
Hochsauerland 


Tel.: 02972-9780-0 
Fax.: 02972-97BD97 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Ha us Prospekt 
anfordern 


r 


Ir unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke Alle Zimmer haben Bad, Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum. Im 
Hotelbereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht¬ 
raucherzimmer und Kamin, Kinderspiel raum, Salatbüffet, 
Frühstücksbüffet. Auch Senioren-Portionen. 

Ühernachtung/Frühstück 30,-bis 53,- € pF 
HP 15,50 € p.P, * VP. 22,-Cp.P. 

Kostenlos Bus-und Bahn fahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt. 


mail@gasthoEheimes.de * www.gasthof-heimes.de 


Aber die Stärksten kämpfen ihr Leben lang. 

Diese sind unentbehrlich. 

Bert Brecht 

Gisela Dette 

vollendet am 13. November 2012 ihr achtes Lebensjahrzehnt. 

In ihrer Jugend war ihr Leben geprägt von Krieg, Trümmern 
und Entbehrungen. Früh lernte sie in unserem friedensfeind¬ 
lich regierten Staat Verbote, Illegalität und Gefängnis, aber 
auch die Solidarität von Freunden und Genossen kennen. 

Im Alter wirkt sie wie selbstverständlich weiter für die Reha¬ 
bilitierung der Opfer des Kalten Krieges. 

Mit großem Respekt und Dankbarkeit wünschen wir Gisela 
noch viele Jahre im Kreise ihrer Familie, ihrer Freunde und 
Genossen! 

Günther ; Thomas , Kordula , Isa, Jan, Tim und Adrian. 


Ilse Jacob 

wird am 9. November 

70 Jahre alt 

Wir gratulieren unserer Gruppenvorsitzenden ganz herzlich zu 
ihrem runden Geburtstag. 

Liebe Ilse, Du hast unsere Gruppe seit über 20 Jahren in 
schweren Zeiten zusammengehalten. Dafür danken wir Dir. 
Du stehst für unseren Kampf gegen alte und neue Nazis, für 
eine Welt des Friedens und der Gerechtigkeit, stehst für unsere 
tiefen kommunistischen Grundüberzeugungen. 

Wir wünschen Dir für das neue Jahrzehnt Deines Lebens viel 
Kraft und Energie. Wir brauchen Dich. 

Alles Liebe , 

Deine Genossinnen und Genossen der Wohngebietsgruppe 
Groß Börstel - Eppendorf - Alsterdorf in Hamburg 
DKP Bezirksvorstand Hamburg 


Magda Taufenbach 
zum 75. Geburtstag 

am 7. November 2012 

Magda ist nicht nur unsere langjährige Kassiererin; sie ist ein 
Angelpunkt unserer Gruppe. Magda scheut keine Diskussion. 
Magda mischt sich ein. Magda, immer in der ersten Reihe ge¬ 
gen Nazis. Magda, immer auf der Seite der jungen Leute, sie 
unterstützend und ermutigend; sie „haut“ sie aus jedem Poli¬ 
zeikessel raus. 

Liebe Magda, was wären wir ohne Dich? Das weißt Du! 

Alle guten Wünsche zu Deinem Geburtstag 
Deine Genossinnen und Genossen der 
DKP und SDAJ Aachen 


Am Tag der Oktoberrevolution wurde 

Magda Taufenbach 75! 

Wir gratulieren 

Gisela, Ralf, Jörg, Heike, Frank, Milena, Jana 


Kulturkneipe in NRW sucht stv. Geschäftsführer/in 
mit Organisationstalent und Gastronomieerfahrung. 
Nähere Informationen / Bewerbungen an: 
UnsereZeit@iacd.net 


DKP/Karl - Liebknecht - Schule 

Am Stadtpark 68, 51 373 Leverkusen - Tel: 0214/45418 - bzw. 
02151/315838, e-mail: karl-liebknecht-schule@web.de 

Wochenendseminar 
Sa./So. 17./18. November 2012 

Sie reden von Wiedervereinigung 
Wer hat Deutschland zu welchem Zweck 
gespalten? 

Darüber wollen wir mit Günter Judick reden. 

„Über geschichtliche Ereignisse beklagt man sich nicht, man be¬ 
müht sich im Gegenteil, ihre Ursachen zu verstehen und damit auch 
ihre Folgen, die noch lange nicht erschöpft sind.“ (Friedrich Engels 
MEW21 Seite 201) 

Um rechtzeitige Anmeldungen wird gebeten. Rückantworten erfolgen 
nur, wenn es sich um Absagen handelt. 

Die Anreise kann bereits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. 
Beginn Samstag 10 Uhr. Ende Sonntag gegen 13 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25 Euro. Ab Frei¬ 
tag 30 Euro. Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreisorganisation 
oder Bezirksvorstand abklären. 



Einladung 

zur Bezirksmitgliederversammlung 
der DKP Baden-Württemberg 
am Samstag, den 17. November 2012 

Krise KRISE KRISE KRISE KRIEG? 

DIE SYSTEMFRAGE STELLEN: 
SOZIALISMUS ODER BARBAREI? 

Beginn: 10.00 Uhr 

Ort: Sängerhalle Untertürkheim, 70327 Stuttgart-Untertürkheim 
Lindenschulstr. 29 

Vorgeschlagene Tagesordnung: 

Referat Bettina Jürgensen, Vorsitzende der DKP 

Referat Sprecherkreis 

Beratung und Diskussion zu Anträgen 

Wahlen zu allen Bezirksorganen und der Delegierten zum Parteitag 

Mitgliedsbücher nicht vergessen! 


DKP Ruhr-Westfalen 

LLL-Treffen und Demo 
in Berlin 

12. und 13. Januar 2013 
Wir sind dabei! 

Die gemeinsame Busfahrt und eine 
Hotelübernachtung sind vorbereitet! 

Kosten pro Person: 60 Euro 
Vorläufige Abfahrtspunkte für den Bus: 

Samstag, den 12.1. um 6 Uhr Dinslaken Bahnhof, 6.30 Uhr in Duisburg, 
7 Uhr in Essen, 8 Uhr in Dortmund 

Informationen und Anmeldung: 

DKP-Bezirksvorstand, Hoffnungstraße 18,45127 Essen, 

Tel. 0201-22 51 47 - Fax 0201-269 80 38 



Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 
500 g für 5 Euro , 

250 g für 3 Euro + Porto 
ab 12 Gläser (1 Karton portofrei. 
Wir liefern auch handgefertigte 
Bienenwachskerzen. Anfrage bei: 

Imkerei Trauth, 02241/97311 
comatra@web.de 


HoMg. hobt ihr 



Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau 
preiswerte Ferienwohnung für 5 Personen 
(2 Zimmer, Wohnküche - 
Herd, Kühlschrank, Bad, Dusche, WC) 

Preis nach Vereinbarung 

Näheres Tel./Fax: 033231/60661 


Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable FE.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, www.ferien-im-lotsenhaus.de 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 


Bachstraße 7 
67577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax: 06249-67263 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der T0SCANA-SEGGIAN0 

Bei GUNTER & SIBYLLE 

Tel. 003905641 836713, mob. 00393381539818 



Entschleunigung: 


Ruhe & Natur satt im Miiritz-National- 
park. 2 FcWo je 2 3 Pers. ganzjährig in 
Kratzcburg-C ranzin. Havel & Havclsccn, 
B 001 & Rad. Info: w\sw. tnnuKfra.de oder 
0331/870796 (AB) 


Toskana, nah am Reer 

www.tö&jnj biflhtf. de 1MU.Ktf. fiUTfl 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle ZimneL 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen: 

Kinddpa-adire. 
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Gegen ein reines Zählen von Köpfen, 
Räumen und Schulgebäuden 

Forderungen der DKP Bottrop zur Schulentwicklungsplanung 


Die DKP-Fraktion in Bottrop hat in 
den letzten Monaten vehement gefor¬ 
dert, dass eine breit angelegte Diskus¬ 
sion in der Öffentlichkeit zur Schul¬ 
entwicklungsplanung stattfinden muss, 
um die Bürger dieser Stadt an der Pla¬ 
nung zu beteiligen. Auch im Beschluss 
des Rates zur Aufstellung des Schulent¬ 
wicklungsplans (SEP) hieß es: „Nicht 
nur die politischen Entscheidungsträ¬ 
ger, sondern auch die Schulen samt de¬ 
ren Schülern, Eltern und Lehrern sowie 
im Übrigen auch die Bottroper Öffent¬ 
lichkeit müssen frühzeitig und fortwäh¬ 
rend in den Gesamtprozess eingebun¬ 
den werden.“ Trotzdem muss die DKP 
mit Bedauern feststellen, dass dies viel 
zu spät geschieht. 

Zu begrüßen ist allerdings, die rege 
Diskussionen in den Bottroper Schulen 
und ihren Schulgremien im Anschluss 
an die Vorstellung der ersten Empfeh¬ 
lungen zum Schulentwicklungsplan. 
Die Mehrheit des Schulausschusses je¬ 
doch lehnte frühzeitige öffentliche Dis¬ 
kussionsveranstaltungen ab. Die DKP 
kann sich des Eindrucks nicht erweh¬ 
ren, dass nicht nur hier Bürgerbeteili¬ 
gung schlicht nicht erwünscht war. 

Der nun vorgelegte Entwurf des SEP 
bringt keine großen Überraschungen 
mehr gegenüber der ersten Empfeh¬ 
lung des Instituts „biregio“. Die DKP- 
Fraktion kritisiert an dem Entwurf, 
dass er nur das reine Zählen von Köp¬ 
fen, Räumen und Schulgebäuden bein¬ 
haltet. Damit geht der Entwurf sogar 
noch hinter die ersten Empfehlungen 
zur Schulentwicklungsplanung zurück. 


Jetzt wird in der Öffentlichkeit nur 
noch über Schulschließungen und nicht 
über die Qualifizierung der Bottroper 
Schullandschaft diskutiert. 

Seit langem schon hatte die DKP-Frak¬ 
tion gefordert, dass bildungspolitische 
Ziele für die Schulpolitik der Stadt 
formuliert und im SEP festgeschrie¬ 
ben werden. Mit dieser Forderung war 
die DKP in dieser Stadt nicht alleine: 
Sowohl der DGB, als auch die Lehrer¬ 
gewerkschaft GEW haben in der Ver¬ 
gangenheit mehrfach ein Bildungsleit¬ 
bild eingefordert. Schulentwicklungs¬ 
planung ist mehr als ein Zahlenwerk, 
sondern sollte auch der Bildungsent¬ 
wicklung dienen. Dazu bedarf es Leit¬ 
linien und abrechenbarer Ziele, an de¬ 
nen sich die zukünftige Schulentwick¬ 
lung orientiert. 

Schulsystem benach¬ 
teiligt Menschen mit 
Migrationshintergrund 

Im interkulturellen Gesamtkonzept 
der Stadt Bottrop wird nachgewiesen, 
dass Schüler mit Migrationshinter¬ 
grund in Bottrop durch unser Schul¬ 
system benachteiligt sind. Ein über¬ 
proportional hoher Anteil mit über 
40 Prozent besucht die Förderschulen. 
Nur 9,3 Prozent der Gymnasiasten ha¬ 
ben einen Migrationshintergrund. Ju¬ 
gendliche mit Migrationshintergrund 
schneiden bei Schulabschlüssen und 
Noten schlechter ab als Jugendliche 
ohne Migrationshintergrund und sind 
so im Wettbewerb auf dem Ausbil¬ 
dungsmarkt benachteiligt. 


Im interkulturellen Gesamtkonzept 
werden unter anderem folgende Ziele 
dazu formuliert: 

★ kleinere Klassen, um gezielt fördern 
zu können, 

★ längerer gemeinsamer Schulbesuch, 

★ ein einheitliches Sprachförderkon- 
zept, 

★ kostenlose Bildung für alle. 

Dies würde allen Schülern nützen, auch 
solchen ohne Migrationshintergrund. 
Nach Meinung der DKP-Fraktion fehlt 
im Entwurf des Schulentwicklungspla¬ 
nes die Verknüpfung bildungspoliti¬ 
scher Ziele mit der Planung von Schul¬ 
strukturen. Die Steigerung der Anzahl 
von Schülerinnen und Schülern mit 
höheren Bildungsabschlüssen ist nicht 
alleine mit der Einrichtung von Sekun¬ 
darschulen zu erreichen. 

Die DKP-Fraktion hatte in der letz¬ 
ten Sitzung des Schulausschusses bil¬ 
dungspolitische Ziele für den Schul¬ 
entwicklungsplan formuliert und un¬ 
ter anderem gefordert, die Zahl der 
Schulabbrecher von 7,35 Prozent in 
den nächsten Jahren zu halbieren. Lei¬ 
der wurde dies durch die Mehrheit von 
SPD und CDU abgelehnt. 

Die DKP-Fraktion wird dem Schul¬ 
entwicklungsplan nicht zustimmen 
können, wenn nicht auch abrechen¬ 
bare bildungspolitische Ziele in ihm 
formuliert werden, an denen sich die 
Schulentwicklung in den nächsten 5 bis 
10 Jahren orientiert. Für die Zukunfts¬ 
fähigkeit der Stadt ist die Qualität der 
Bildung ein unverzichtbarer Faktor. 

Ulrich Kunold 


termine@unsere-zeit.de 
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HoiYSaale: „Griechenland braucht 
unsere Solidarität!“ Info- und Kultur¬ 
veranstaltung der Gewerkschaft Er¬ 
ziehung und Wissenschaft (GEW) KV 
Hof und BV Oberfranken mit dem 
Trio Quijote (Chemnitz) und Liedern 
von Mikis Theodorakis in deutscher 
Sprache. Kunstkaufhaus Hof, König¬ 
straße 25,19.30 Uhr. Eintritt: mindes¬ 
tens 7 Euro, ermäßigt 5 Euro. 

Schweinfurt: Sascha Stanicic stellt sein 
Buch „Anti-Sarrazin - Argumente 
gegen Rassismus, Islamfeindlichkeit 
und Sozialdarwinismus“ auf dem 
Gruppenabend der DKP vor. DFG- 
VK Büro, Gabelsbergerstraße 1,19.00 
Uhr. 

Hamburg: Mahnwache aus Anlass 
des 74. Jahrestages der Reichspog¬ 
romnacht. Joseph-Carlebach-Platz 
(Grindelhof), 15.00 Uhr. 


SA ★ 10. NOV 


Münster: „jAy, Carmela!“ Revue zum 
Spanischen Bürgerkrieg von und mit 
„Contraciento“ Die Brücke, Wilmer- 
gasse 2,20.00 Uhr. 

Gießen: Mahngang und Demonstrati¬ 
on anlässlich der Reichspogromnacht. 
Auftaktkundgebung am Berliner 
Platz, 18.00 Uhr. Antifaschistischer 
Filmabend im Cafe Amelie, 20.00 Uhr. 


MO ★ 12. NOV 


Bamberg: Offener Gruppenabend der 
DKP Bamberg-Forchheim. Gaststätte 
„Tambosi 4 , 4 Nebenzimmer, Promena¬ 
denstraße 11, direkt am ZOB, 19.00 
Uhr. 


Ml ★ 14. NOV 


Stuttgart: „Krise - Welche Krise?“ 
Veranstaltung des Waldheim Stuttgart 
e. V. mit Georg Fülberth. Clara-Zetkin- 
Haus, Gorch-Fock-Straße 26,19.30 
Uhr. 


SA ★ 17. NOV 


Stuttgart: Bezirksmitgliederversamm¬ 
lung der DKP Baden-Württemberg 
mit Bettina Jürgensen, Vorsitzende 
der DKP. Sängerhalle Untertürkheim, 
Lindenschulstraße 29,10.00 Uhr. 

Bremen: „95. Jahrestag Oktoberre¬ 
volution 44 Veranstaltung der Bremer 
Antikapitalistischen Linke (BAL). 
Bürgerhaus Weserterrassen (unmit¬ 
telbare Nähe zum Weserstadion) 17.30 
Uhr. Eintritt 7 Euro, erm. 3 Euro. 


DO ★ 22. NOV 


Bremen: „Krise und Postdemokratie 44 
Veranstaltung der MAS CH Bremen 
mit Leo Mayer. Villa Ichon, Goethe¬ 
straße 4,20.00 Uhr. 


FR ★ 23. NOV 


Kiel: „Griechenland im Herbst 2012 - 
und welche Alternativen gibt es zum 
Spardiktat der Troika?“ Veranstaltung 
der DKP Kiel mit Wolfgang Pomrehn, 
Redakteur der LinX (Sozialistische 
Zeitung für Kiel). Club M, Stadtfeld¬ 
kamp 22,19.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spätes¬ 
tens am Freitag eine Woche vor dem Erschei¬ 
nungstermin der entsprechenden Ausgabe der 
UZ, möglichst auch mit Angabe des Themas 
der Veranstaltung an termine@unsere-zeit.de 
oder UZ-Redaktion, Hoffnungstraße 18,45127 
Essen. 


Vergeblichkeitsfalle oder Aufbegehren 

„Essen kontrovers“ diskutiert über geplantes Sparpaket und Stellenabbau 



Aktion der Bürgerliste Nord zur Beerdigung der Kulturhauptstadt Essen am 22 . Januar 2011 - 
Aber das Banner ist noch heute aktuell. 


A m 31. Oktober fand in der VHS 
Essen eine Podiumsdiskussion 
der Reihe „Essen kontrovers“ 
mit dem Titel „Was müssen wir uns spa¬ 
ren?“ statt. Themen der Diskussions¬ 
runde waren das geplante Sparpaket 
und der Stellenabbau, zu dem Ober¬ 
bürgermeister (OB) und Verwaltungs¬ 
vorstand ihre Vorschläge auf den Tisch 
gelegt haben und über die der Stadt¬ 
rat im November abstimmen wird. Ge¬ 
ladene Diskutanten waren der Stadt¬ 
kämmerer Lars Martin Klieve, Kai- 
Uwe Gaida, Personalratsvorsitzender 
der Stadt, Hiltrud Schmutzler-Jäger, 
die Fraktionsvorsitzende der Grünen 
in Essen und Patrik Köbele, Sprecher 
des Bürgerbegehrens zum Erhalt der 
Stadtteilbibliotheken. Moderiert wur¬ 
de die Veranstaltung von Thomas Be¬ 
cker, einem freien Journalisten, der un¬ 
ter anderem für die Neue Ruhr (hzw. 
Rhein) Zeitung - Mitveranstalter der 
Diskussionsreihe -, die Westdeutsche 
Allgemeine Zeitung und die Süddeut¬ 
sche, de schreibt. 

Getragen wurde die Diskussion vor 
allem von dem Gegensatz der Positi¬ 
on des Stadtkämmerers Klieve, der als 
Mitgestalter der Kürzungspläne diese 
natürlich vehement verteidigte, und der 
Position Patrik Köbeles, der mehrfach 
deutlich machte, wie sehr die geplan¬ 
ten Kürzungen der Stadt Essen scha¬ 
den würden. 

Schnell war klar wessen Position das 
Publikum mehrheitlich befürwortete. 
Die Ausführungen Köbeles wurden 
lautstark begrüßt. 

Klieve hingegen hatte mit Zwischen¬ 
rufen und Äußerungen des Unver¬ 
ständnisses zu kämpfen, die eindeutig 
Spuren an ihm zeigten. Mehr als ein¬ 
mal verhaderte er sich in fragwürdi¬ 
ge Aussagen. Etwa bei der Geschich¬ 
te mit dem Flughafen, wo er versuchte 
dem Publikum, weiß zu machen, wie 
viel vorteilhafter es sei, dass an Flug¬ 
häfen kaum noch Personal zu treffen 
sei - nach dem Motto: die Bürgerinnen 
seien „fröhlicher“ bei weniger Service. 
Zwar versuchte Klieve als selbster¬ 
nannter „Anwalt der Steuerzahler“ 
sich bürgernah und offen für Vorschlä¬ 
ge zu zeigen, ließ aber gleichzeitig kei¬ 


nen Zweifel daran wie sein Demokra¬ 
tiemodell aussehe: Alle Bürgerinnen 
dürfen mitdiskutieren, aber entschie¬ 
den wird schließlich von den „gewähl¬ 
ten Organen“ - ob es den Bürgerinnen 
passe oder nicht. Was die Frage nach 
dem Sparpaket anging, so antwortete 
er wie ein Mensch, der einmal zu oft auf 
ein Thema angesprochen wurde - kurz 
und unüberzeugend. Essen sei nun mal 
maximal überschuldet und müsse des¬ 
halb den Haushalt sanieren - das be¬ 
deutet natürlich Kürzungen im sozialen 
Bereich - damit Essen auch 2021 noch 
eine „attraktive Großstadt“ sei. Den 
Zwischenruf, wie attraktiv Essen nach 
der Sparorgie wohl noch sein werde, 
ließ er unkommentiert. Er sagte aber 
deutlich, was sein Hauptanliegen ist: 
Tilgung mit allen Mitteln, was zählt ist 
„unterm Strich die Summe“. 

Eine Katastrophe für die Stadt 

Patrik Köbele hingegen unterstrich 
mit Nachdruck, dass die kommuna¬ 
le Verschuldung keine unabwendba¬ 
re Notwendigkeit sei. Geld sei genug 
da in der Bundesrepublik, das habe 
die Bankenrettung unwiderlegbar be¬ 
wiesen. Auf den Vorwurf von Seiten 
der Essener Grünen-Fraktionsvorsit- 
zende es gehe nicht um Bundespoli¬ 
tik, sondern um Kommunalpolitik, gab 
Köbele auch Beispiele sozial weniger 
belastende Kürzungen auf kommuna¬ 
ler Ebene. Gespart werden könne von 
zum Beispiel bei den Zuschüssen für 
die Messe Essen, ein Prestigeprojekt 


der Stadtverwaltung, das leider seit 
Jahren massive Verluste einfahre. Er 
betonte, dass Einsparungen bei Bib¬ 
liotheken, Schwimmbädern und ande¬ 
ren sozialen und kulturellen Bereichen 
eine „Katastrophe für die Stadt“ seien 
und stellte die Frage, was schlimmer für 
die Bürgerinnen sei, eine verschuldete 
Stadt oder eine mit zerstörter sozialer 
Infrastruktur? 

Die Beiträge der beiden anderen Mit¬ 
diskustanten befanden sich irgendwo 
in der Grauzone zwischen Stadtkäm¬ 
merer und Widerstand gegen die Spar¬ 
orgie. 

Die Fraktionsvorsitzende der Grünen 
in Essen, Hiltrud Schmutzler-Jäger, 
sprach zwar viel, aber sagte doch we¬ 
nig Konkretes. Sie übte Kritik an dem 
vorangetriebenen Demokratieabbau 
in der Stadt Essen unter der Prämis¬ 
se: „Wir Politiker wollen mitentschei¬ 
den“ - nicht nur der OB. Gleichzeitig 
sagt sie jedoch, es gäbe wiederum auch 
klare Aufgaben die dem OB alleine Zu¬ 
ständen. 

Auch bezüglich der geplanten Stellen¬ 
streichungen blieb sie eher unklar, sie 
wolle ja keine kommunalen Aufgaben 
streichen, sondern sie lediglich umver¬ 
teilen und wer die Aufgaben erledige 
sei nicht so wichtig - Hauptsache sie 
werden erfüllt. Immerhin stellte sie 
fest: Bildung, Kultur und Sport sollten 
Pflichtaufgaben der Kommunen sein 
und nicht nur freiwillige, also kürzbare. 
Der Personalratsvorsitzende der Stadt 
Essen, Kai-Uwe Gaida gab sich sozi¬ 


alpartnerschaftlich. Gleich zu beginn 
führte er einen Zaubertrick vor, in 
dem er zwei von drei Hüten von seinem 
Kopf nahm. Er habe heute nicht den 
Hut als Essener Bürger auf und auch 
nicht den als Gewerkschafter, heute 
sei er nur Personalratsvorsitzender und 
Vertreter des Betriebes „Stadt Essen“. 
Patrik Köbele konterte, dass er selbst 
nur einen Hut aufhabe, um interne 
„Spaltungstendenzen“ zu verhindern. 
Trotz Huttricks betonte Gaida, er kön¬ 
ne sich dem Dilemma zwischen Betrieb 
und Gewerkschaft natürlich nicht ent¬ 
ziehen. Während die Betriebsräte frü¬ 
her „mit der Faust auf den Tisch gehau¬ 
en“ hätten, was nach seiner Auffassung 
nichts bringe, schaue er lieber den Tat¬ 
sachen in die Augen und unterstütze 
den Betrieb. Und da die Stadt Essen 
nun mal zu wenig Geld habe und sich 
nicht ausreichend Personal leisten kön¬ 
ne, müssen eben Aufgaben eingespart 
werden. Seine Aufgabe sehe er darin 
dafür zu sorgen, dass keine Mitarbei¬ 
terinnen entlassen würden. Eine „Lö¬ 
sung“, um trotzdem zu sparen, hatte er 
auch parat: Einfach warten bis sie in 
den Ruhestand gehen und keine neu¬ 
en einstellen. 

Gegen Ende der Diskussion setzte Gai¬ 
da den Gewerkschafter-Hut dann doch 
noch mal auf und betonte, dass ange¬ 
sichts von Rekordsteuereinahmen auf 
Bundesebene, es nicht sein könne, dass 
die Kommunen mehr und mehr verar¬ 
men - „das Geld muss dahin wo die 
Menschen leben!“ 


Um ein „Nein“ herumgemogelt 

Belebt wurde die Diskussion durch ein¬ 
zelne Beiträge aus dem Publikum. Eine 
Bürgerin fragte forsch, wer von den 
Diskutanten denn überhaupt die Bib¬ 
liotheken und Schwimmbäder benutze. 
Eine durchaus legitime Frage, die aller¬ 
dings vom Moderator Thomas Becker 
verschleppt und erst nach nochmaliger 
Aufforderung aus dem Publikum be¬ 
antwortet wurde - mit interessanten Er¬ 
gebnissen. Patrik Köbele beantwortete 
die Frage eindeutig mit „Ja“ wies dar¬ 
auf hin, dass er gerne noch schwimmen 
gehen würde, das Schwimmbad seines 
Stadtteiles aber leider bereits geschlos¬ 
sen wäre. Stadtkämmerer Klieve hinge¬ 
gen sprach sich tief in die Misere hinein 
mit der „Antwort“, dass auch die Nicht¬ 
nutzer mitreden dürften und er selbst ja 
mal eine kleine Bücherei besessen habe. 
Dem Publikum blieb es nicht versteckt, 
dass Klieve minutenlang um ein „Nein“ 
herumgesprochen hatte. 

Insgesamt blieben Überraschungen bei 
der Diskussionsrunde aus. Die Rollen 
waren von Anfang an klar verteilt und 
auch der Moderator tat das Seinige dazu, 
so dass Stadtkämmerer Klieve „unterm 
Strich“ doppelt so viel Redezeit erhielt, 
wie Patrik Köbele. 

Und gerade als die Diskussion versprach 
spannend zu werden durch das Anspre¬ 
chen des Bürgerbegehrens zum Erhalt 
der Stadtteilbibliotheken und durch die 
Thematisierung des Demokratieabbaus 
von Seiten der Stadtverwaltung, war „lei¬ 
der“ die Zeit zu Ende. Die Veranstaltung 
war auf exakt zwei Stunden angesetzt - 
vielleicht geschuldet durch Einsparun¬ 
gen beim Personal der VHS. So blieb nur 
noch Zeit für die Abschlussfrage „Was 
müssen wir uns sparen? 44 die Patrik Kö¬ 
bele mit aller Deutlichkeit beantworte¬ 
te: „Die Stadt kann sich den Kampf der 
Bürgerinnen um die Stadt nicht sparen.“ 
Es gehe um Demokratie.Wenn ein OB 
ohne Stadtrat entscheiden wolle, dann 
müssen die Bürgerinnen aufbegehren. 
Darum sei es wichtig das Bürgerbegeh¬ 
ren zu unterstützen. Sogar die bürgerli¬ 
che WAZ musste anerkennen: „So weit 
ist es also schon gekommen - dass ausge¬ 
rechnet ein Kommunist die Demokratie 
retten will.“ (WAZ 31.10.2012) MHad 
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Neues vom arabischen Film 


Festival des arabischen Films in Berlin 



In Yousry Nasrallahs Drama „After the battle“ vermischen sich Fiktion und 
Realität. Mahmoud (Bassem Samra) gehört zu den Männern, die zu Pferd die 
Demonstranten auf dem Tahrir-Platz attackierten. Eine junge Journalistin 
kümmert sich um ihn. 


S icher ist es noch zu früh, die Ernte 
des „arabischen Frühlings“ einzu¬ 
bringen, aber in Berlin kann man 
nun beim 4. „ALFilm“-Festival des ara¬ 
bischen Films (5.-11. Oktober) den so¬ 
zialen und politischen Wurzeln dieser 
Umwälzungen nachspüren und eine 
erste Zwischenbilanz ziehen. Mehr als 
40 Spiel-, Dokumentär- und Kurzfilme 
aus dem gesamten arabischen Raum 
gibt es zu sehen (mit deutschen oder 
englischen Untertiteln), und einige da¬ 
von werden von ihren Machern persön¬ 
lich vorgestellt. Eine davon ist die ma¬ 
rokkanische Regisseurin Farida Ben- 
lyazid, die mit einer fast kompletten 
Retrospektive ihrer Filme nach Berlin 
kommt. Ihr Film „Une porte sur le ciel“ 
(„Eine Tür zum Himmel“ 1989) war 
als erster feministischer Film bahnbre¬ 
chend für andere Regisseurinnen aus 
dem arabischen Raum. 

Das Hauptprogramm zeigt eine er¬ 
staunliche formale wie thematische 
Breite. Da gibt es die halbdokumenta¬ 
rische religionskritische Groteske über 
eine vermeintliche Marienerscheinung 
in Ägypten („The Virgin, the Copts and 
Me“), aber auch die leichte Komödie 
(„Andalousie, mon amour“), ein frag¬ 
würdiges Dokudrama über die Flucht 
von Saddam Husseins persönlichem 
Kameramann nach dessen Ermordung 
(„Feaving Baghdad“) und sogar das 
Holocaust-Drama „Free Men“ über 
eine kaum bekannte Episode aus der 
Zeit der Vichy-Regierung im besetzten 
Frankreich: Der Feiter einer großen 
Pariser Moschee (von Michael Fonsda- 


Spitzmarken 

Angela Merkel, Kanzlerin mit Schein¬ 
heiligenschein. - „ Es liegt in unserem 
Interesse, wenn wir Partner dazu befä¬ 
higen, sich für die Bewahrung oder Wie¬ 
derherstellung von Sicherheit und Frie¬ 
den in ihren Regionen wirksam einzu¬ 
setzen“, sagten Sie vor Bundes-Söldnern 
in Strausberg bei Berlin. „Befähigt“ 
würden nur „absolut vertrauenswürdi¬ 
ge Partner“ Ach so, deshalb bekommen 
z.B. Saudi-Arabien, Katar und Israel 
deutsche Panzer und U-Boote - ein¬ 
deutig Angriffswaffen. Spannungsgebiet 
hin, Rüstungskontrollgesetz her: „Es 
geht dabei nicht um eine Aufweichung 
unserer restriktiven Richtlinien für Rüs¬ 
tungsexporte“ behaupteten Sie. Im Prin¬ 
zip eine unverschämte Lüge. Aus Ihrem 
Munde jedoch zutreffend. Jene Richtli¬ 
nien zeigen noch eine Prise Restmoral. 
Damit können Sie sich und Ihre Ber¬ 
liner Truppe nicht auch noch belasten. 

Andreas Hauß, trefflicher Medienkri¬ 
tiker. Ihre Internet-Seite Medien Ana¬ 
lyse International, MAI, verdiente noch 


le glänzend gespielt) stellt nordafrika¬ 
nischen Juden falsche Papiere aus, die 
sie als Muslime ausweisen und so vor 
dem Zugriff der Nazi-Kollaborateure 
schützen sollen. Feider verquickt Re¬ 
gisseur Ismael Ferroukhi diesen Stoff 
mit einigen reißerischen Elementen 
und der wenig glaubwürdigen (und 
ohne Tiefgang gespielten) Geschichte 
eines algerischen Immigranten, der sich 
vom bezahlten Gestapospitzel zum auf¬ 
rechten Nazigegner wandelt. 

Sogar die Auseinandersetzungen am 
Kairoer Tahrirplatz sind schon Hinter¬ 
grund für das postrevolutionäre ägyp¬ 
tische Fiebesdrama „After the Battle“. 
Er handelt von Mahmoud, einem recht 


viel mehr Zugriffe, als sie eh schon hat. 
Sie ist formal nicht eben leserfreund¬ 
lich, inhaltlich aber vorzüglich geeig¬ 
net, Gegenöffentlichkeit herzustellen. 
Kostprobe: „Ein ,grüner ( OB in Stutt¬ 
gart bedeutet nichts weiter als die Fes¬ 
tigung des bio-terroristischen Flügels 
des schwäbischen Bürgertums. Damit 
hat das bürgerliche Lager‘ eine weitere 
Variante der Machtausübung zur Ver¬ 
fügung. Nach, links gerutscht f ist da gar 
nichts, eher umgekehrt. Kuhns ,Haltung ( 
z. B. im Jugoslawienkrieg bleibt unver¬ 
gessen. Rotz grünes Pack ändert sich 
nicht.“ Chapeau! Da capo! 

Rainer Arnold, Soz, sabbernder 
Kriegshetzer. - Der Auslands eins atz der 
Bundeswehr auch in Mali sei erwägens¬ 
wert, verkündeten Sie als verteidigungs- 
politischer Sprecher der SPD-Bun- 
destagsfraktion im Deutschlandfunk. 
„Ich sehe aber, dass die Bundesregie¬ 
rung und Deutschland insgesamt nach 
der falschen Entscheidung bei Libyen 
nicht so ohne weiteres, wenn die Staa¬ 
tengemeinschaft jetzt rufen würde, zum 
zweiten Mal sagen könnte, Deutschland 


unbedarften Mubarak-Anhänger, der 
zu den Revolutionären überläuft, weil 
er sich beim Einsatz gegen Demonst¬ 
ranten am Tahrir-Platz vom Pferd hat 
reißen lassen und nun von seinen Ka¬ 
meraden als Feigling und Tölpel ver¬ 
spottet wird. Feider macht Regisseur 
Yousri Nasrallah nicht ihn zur Haupt¬ 
figur, sondern seine hoch gebildete 
Muse Rim, eine emanzipierte Frau aus 
der Werbebranche. Diese Rim soll mal 
die glühende Revolutionärin, ein ande¬ 
res Mal die gute Fee der Unterschich¬ 
ten und außerdem die schmachtende 
Geliebte sein - eine Rolle, mit der die 
Darstellerin Mena Shalaby hoffnungs¬ 
los überfordert ist. 


schert aus.... Wer diesen Prozess voran¬ 
kriegen will in Europa, darf dann natür¬ 
lich, wenn gemeinsame Einsätze gefor¬ 
dert sind, nicht wiederholt sagen, aber 
ohne uns.“ Keiner hat nachgeguckt, ob 
Sie mal gegen ( nen Baum gelaufen sind 
und seither mit der Beule statt dem Rest¬ 
kopf denken. 

Einerlei. Spezialdemokraten sind von 
Natur aus so. 

Hans Michael Strepp, abgehalfterter 
CSU-Sprecher. -Als Parteichrist müss¬ 
ten Sie eigentlich das Elfte Gebot ken¬ 
nen: Du sollst dich nicht erwischen las¬ 
sen. Schon gar nicht bei einem Anruf 
zur Unzeit im Herz-Jesu-TV. Die ZDF- 
Redaktion ist doch sattsam bekannt für 
ihre Unionsfrömmelei und für ihren 
Durchsatz mit CDU/CSU-Nasen bis in 
die Spitze. Wenn die ausnahmsweise mal 
Pressefreiheit vorzeigen wollen, dann 
ist’s Essig mit christlicher Nächstenliebe. 
Sie sind promovierter Jurist, Thema Ih¬ 
rer Dissertation: „Irreführung und Ver¬ 
wechslungsgefahr“ 

Hatten Sie denn schon damals eine Vi¬ 
sion? 


Wie so oft bei gemischten Program¬ 
men sind auch beim AFFilm-Festival 
Dokumentarfilme die eigentlichen 
Höhepunkte. Von einem Randaspekt 
her, nämlich dem Einfluss der Popmu¬ 
sik auf die Gesellschaft, entwickelt der 
Fibanese Wissam Charaf in „It’s All in 
Febanon“ eine sehr informative, um¬ 
fassende Analyse der in seinem Fand 
vorherrschenden Kräfte zwischen dem 
medienmächtigen Hariri-Clan und der 
schiitischen Hisbollah von Hassan Nas¬ 
rallah. In „Uncle Nashaat“ spürt Regis¬ 
seur Aseel Mansour den verschiedenen 
Versionen nach, die ihm über die Er¬ 
mordung seines Onkels, eines Hisbol- 
lah-„Märtyrers“ erzählt werden. The¬ 
matisch ähnlich und noch spannender 
ist „Fidai“ des in Frankreich lebenden 
Algeriers Damien Ounouri. Auch sein 
Onkel war ein „Fidai“ (Untergrund¬ 
kämpfer), allerdings für die algerische 
Befreiungsfront FNF. Die schickte ihn 
nach Frankreich, wo er in ihrem Auf¬ 
trag auch Attentate ausführte, „ohne 
Skrupel und aus eigenem Willen“, wie 
er seinem Neffen bereitwillig in die Ka¬ 
mera sagt. Dem seinerseits ist die Irri¬ 
tation über dieses Bekenntnis sichtlich 
anzumerken. Die einmontierten Archi¬ 
vaufnahmen, die das brutale Wüten der 
Kolonialherren in Algerien dokumen¬ 
tieren, sprechen dagegen eine deutliche 
Sprache. 

(Näheres über Spielorte, Termine etc. 
unter www.alfilm.de) 


Joachim Gauck, bedenkenloser Cla¬ 
queur. - Wohlgefällig applaudierten 
Sie in der Frankfurter Paulskirche dem 
Schriftsteller Liao Yiwu nach dessen 
Aufruf, China zu zerschlagen; es sei ein 
„Müllhaufen“ und müsse „auseinan¬ 
derbrechen“ Dass dies einen mörderi¬ 
schen Bürgerkrieg mit Millionen Toten 
logisch voraussetzt, finden Sie als verna¬ 
gelter Antikommunist offenbar in Ord¬ 
nung. Einen Hassprediger wie Liao mit 
dem Friedenspreis des Deutschen Buch¬ 
handels zu beweihräuchern, bezeugt die 
Amoral unserer Zeit gleichermaßen wie 
die Vergabe des Friedensnobelpreises 
an Schreibtischmörder und Kriegspar¬ 
teien vom Schlage des US-Präsidenten 
und der Europäischen Union. Asiaten 
zur Massenschlächterei untereinander 
zu provozieren, ist für geostrategische 
Planspieler des „freien Westens“ eh 
kein Tabu. Nicht nur die Bilderberger, 
sondern auch reaktionäre Ex-Pfaffen 
wie Sie suhlen sich in solch inhumanen 
Phantasien. Gott gibt eben nicht nur ein 
Amt, sondern auch den exakt dazu pas¬ 
senden Verstand. Was zu beweisen war. 

Volker Bräutigam 


4. Kulturpolitisches 
Forum 

16./17. November 2012, Hannover 

Immer noch gegen den 
Wind... 

Freitag 16.11.2012 

20.00 Uhr Begrüßung, DKP Nie¬ 
dersachsen in Hannover, Volgers- 
weg 6 a 

Fotoserie „Widerstand gegen die 
Castoren“ und Poetry Slam aus 
Hannover 

Samstag 17.11.12 

10.00 Uhr Einlass, Konferenzanmel¬ 
dung 

10.30 Uhr Statements und Diskussi¬ 
on: Dietmar Dath:Teilhabe als Lüge, 
Kultur als Waffe ★ Diether Dehrn: Le¬ 
nin, Luxemburg,Gramsci, Brecht und 
die künstlerische Parteilichkeit 
13.00 Uhr Mittagspause 

14.30 Uhr Workshops 

Hannover hört Rot! 

Konzert am 17 . November 2012 

19.30 Uhr im Freizeitheim Linden, 
Hannover 

Es spielen Michael Letz und Die¬ 
ther Dehrn ★ DGB Chor Hannover 
★ Peter Schenzer und Dirk Wilke ★ 
Oma-Körner-Band 


Der rote Kanal 


Sa, io. Nov., arte, 16.15 Uhr 

Die Ratten 

Sozialdrama nach Gerhart Haupt¬ 
mann 

Junge schwangere Polin verkauft im 
Berlin der 50 er Jahre ihr Kind. 

Sa, io. Nov.,3sat, 19.00 Uhr 

Mit offenen Karten - Bolivien: Fabel¬ 
haftes Lithium 

Sa, io. Nov., 3sat, 21.00 Uhr 
Die Weber 

Drama von Gerhart Hauptmann über 
den schlesischen Weberaufstand von 
1844 . Aufführung des Deutschen The¬ 
aters Berlin von 2012 - 11-05 

Di, 13. Nov., zdf, 22.15 

Neues aus der Anstalt 
Satirischer Monatsrückblick Mit Ur¬ 
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